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Die Sitzung wird um 14 Uhr 4 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schmid eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die 260. Sitzung des Deutschen 
Bundestages. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
bitte ich den Herrn Schriftführer, die Namen der 
abwesenden und entschuldigten Kollegen bekannt-
zugeben. 

Lange, Schriftführer: Es sucht für längere Zeit 
um Urlaub nach der Abgeordnete Meyer (Hagen) 
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(Lange) 
für zwei Wochen ab 15. April wegen dienstlicher 
Inanspruchnahme. 

Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Dr. Fricke, 
Dr. Schneider, Pelster, Dr. Miessner, Mauk, 
Bromme, Dr. Koch, Karpf, Paul (Düsseldorf), 
Agatz, Dr. Handschumacher, Naegel, Wönner, Dr. 
Mommer und Dr. Besold. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Schriftführer. 

Mit Schreiben vom 13. April dieses Jahres hat 
der Herr Stellvertreter des Herrn Bundeskanzlers 
mitgeteilt, daß die Deutsch-Atlantische Tele-
graphengesellschaft zu Köln den Herrn Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen in 
ihren Aufsichtsrat gewählt hat. Gemäß Art. 66 des 
Grundgesetzes ist dazu die Zustimmung des Bun-
destages erforderlich. Um diese Zustimmung wird 
gebeten. — Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann 
kann ich annehmen, daß der Bundestag zustimmt. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung ins Stenographische Protokoll aufge-
nommen: 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat 
unter dem 13. April 1953 die Kleine Anfrage 
Nr. 329 der Fraktion der SPD betreffend 
Finanzlage der Deutschen Bundesbahn — Druck-
sache Nr. 4232 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache Nr. 4259 vervielfältigt. 

Der Herr Bundeskanzler hat unter dem 
10. April 1953 einen Zwischenbescheid über die 
Schritte der Bundesregierung zu dem Beschluß 
des Bundestages in seiner 185. Sitzung betreffend 
Europäischer Post- und Fernmeldeverein ge-
geben, der als Drucksache Nr. 4264 vervielfältigt 
wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat unter dein 
13. April 1953 unter Bezugnahme auf den Be-
schluß des Bundestages in seiner 178. Sitzung 
über den Wiederaufbau der Werften an der 
Unterweser und am Jadebusen berichtet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache Nr. 4265 ver-
vielfältigt. 

Die heutige Tagesordnung ist zu erweitern durch 
die Erledigung der gestern nicht mehr behandelten 
Punkte 9, 11 und 12 der gestrigen Tagesordnung. 
Ich schlage Ihnen vor, daß wir die heutige Sitzung 
mit den Punkten 11 und 12 der gestrigen Tages-
ordnung beginnen, daß wir dann mit Punkt 1 der 
heutigen gedruckten Tagesordnung fortfahren und 
nach Punkt 1 den Punkt 9 der gestrigen Tages-
ordnung behandeln. 

Außerdem habe ich das Haus zu bitten, damit 
einverstanden zu sein, daß als Punkt 7 nur die 
zweite Lesung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP, FU (BP-Z) einge-
brachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und Ge-
währleistungen zur Förderung der deutschen 
Wirtschaft stattfinden soll. — Das Haus ist einver-
standen. Dann ist die Tagesordnung so wie vor-
geschlagen genehmigt. 

Ich rufe auf Punkt 11 der gestrigen Tagesord-
nung als Punkt 1 der heutigen: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Verurteilung des Berliner Jour

-

nalisten Herbert Kluge in der sowjetischen 
Besatzungszone (Nr. 4194 der Drucksachen). 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Brandt. 

Brandt (SPD), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am 7. März dieses Jah-
res hat die Hauptversammlung des Deutschen 
Journalistenverbandes eine Entschließung ange-
nommen, die ich mit Erlaubnis des Herrn Präsi-
denten hier verlesen darf: 

Der Deutsche Journalistenverband hat mit 
Entrüstung von der Verurteilung des Journa-
listen Herbert Kluge zu 15 Jahren Zuchthaus 
in der sowjetischen Besatzungszone Kenntnis 
genommen. Dieses Urteil hat mit Recht und 
Gesetz nichts zu tun. Kluge wurde ins Zucht-
haus gebracht, weil er in der Bundesrepublik 
und in Berlin über die Verhältnisse in der 
sowjetischen Besatzungszone berichtet hatte. 
Jeder Journalist, der dasselbe tut, hat mit der 
gleichen Gefahr zu rechnen. Das ist ein uner-
träglicher Zustand, der jede freie Berichterstat-
tung unmöglich macht. Der Deutsche Journa-
listenverband wendet sich deshalb an den 
Deutschen Bundestag und fordert die Abge-
ordneten auf, alle Maßnahmen zu treffen, um 
Kluge zu befreien und die freie journalistische 
Tätigkeit auf deutschem Boden zu sichern. 

Meine Fraktion hat sich die Forderung der deut-
schen Journalisten zu eigen gemacht. Man mag 
vielleicht die Frage stellen, welche Veranlassung 
für den Deutschen Bundestag besteht, sich mit 
einem Einzelfall der sowjetzonalen Justizverfolgung 
zu befassen. Wir haben das in früheren Fällen ge-
tan und wir meinten, es heute wiederum tun zu 
sollen, nicht um eine bestimmte Person hervorzu-
heben und dabei andere zu übergehen — erst heute 
wieder melden die Zeitungen aus Leipzig ein 
Todesurteil und eine Reihe von Verurteilungen zu 
langjährigen Zuchthausstrafen — , sondern weil 
durch den Einzelfall die Aufmerksamkeit auf das 
tragische Schicksal der Vielen gelenkt werden muß 
und weil das, was durch die Statistik nicht ausge-
drückt werden kann, durch das menschliche Einzel-
schicksal anschaulich gemacht werden muß. 

Aber es geht hier noch um ein zweites: Der Fall 
Kluge hat seine besondere Bedeutung deswegen, 
weil hier ein Mann der Presse zu 15 Jahren Zucht-
haus verurteilt worden ist. Ich stelle dabei aus-
drücklich fest, daß das Berufungsverfahren vor 
dem obersten Gericht der Sowjetzone noch aus-
steht. Er ist also in erster Instanz zu 15 Jahren 
Zuchthaus verurteilt worden, weil er für west-
deutsche Zeitungen über Verhältnisse in der 
Sowjetzone berichtet hat. Es geht in diesem Zusam-
menhang jetzt gar nicht darum, wie es mit der in 
der Verfassung der sogenannten DDR verankerten 
Pressefreiheit aussieht, es geht vielmehr darum, 
daß die Machthaber der Sowjetzone einen deut-
schen Bürger außerhalb des Gebiets der Sowjet-
zone verfolgen, weil sich dieser Bürger der in unse-
rem Grundgesetz und in den Grundsätzen der Ver-
einten Nationen gesicherten Pressefreiheit bedient 
hat. 

Der 52jährige Herbert Kluge war vor 1933 Be-
richterstatter für das „Berliner Tageblatt" in Lon- 
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(Brandt) 
don und Rom. Er wurde nach 1933 von der Berufs-
liste gestrichen. Nach seiner Rückkehr aus eng-
lischer Gefangenschaft war er 1947 kurze Zeit bei 
der „Berliner Zeitung" und später Mitarbeiter 
westdeutscher Blätter. Bis zuletzt war er auch als 
Berichterstatter bei den Ostberliner Stellen regi-
striert. Am 19. Juni des vergangenen Jahres fuhr 
Kluge mit einem Interzonenautobus, dem soge

-

nannten „Bayern-Expreß" aus Berlin ab. Er wurde 
in Stuttgart erwartet, wo seine einige Monate zu-
vor begonnene Mitarbeit beim Südfunk in festere 
Formen gebracht werden sollte. Aber er kam nicht 
so weit. Am Kontrollpunkt Juchhöh-Toepen wurde 
Kluge festgenommen. In seiner Aktentasche be-
fanden sich Ausschnitte aus Tageszeitungen und 
Bewerbungsunterlagen, die dann im sogenannten 
Gerichtsverfahren gegen ihn verwandt wurden. 

Am 23. August des vergangenen Jahres hat ein 
Beauftragter des Generals Tschuikow, der wahr-
scheinlich von den sowjetzonalen Stellen falsch 
unterrichtet worden ist, gegenüber dem amtieren-
den Hohen Kommissar der Vereinigten Staaten 
behauptet, Kluge sei von den Behörden der DDR 
— ich zitiere — „wegen begangener Verbrechen auf 
diesem Territorium und wegen umstürzlerischer 
Bestrebungen, die gegen die Republik gerichtet 
sind", in Haft genommen. Das damals noch nicht 
aufgelöste sowjetzonale Informationsamt und der 
Generalstaatsanwalt in Ostberlin erklärten öffent-
lich und übereinstimmend, Kluge solle wegen an-
geblicher Spionage belangt werden, nicht wegen 
seiner journalistischen Tätigkeit in Westberlin oder 
in Westdeutschland. Die Anklage stützte sich auf 
den schwammigen Begriff der Boykotthetze, von 
der in Art. 6 der DDR-Verfassung die Rede ist, 
und sie stützte sich weiter auf Art. III A III der 
Kontrollratsdirektive Nr. 38. 

Die Hauptverhandlung, die dann am 6. Februar 
dieses Jahres in Gera stattgefunden hat, ergab ent-
gegen den früheren Behauptungen, daß die Vor-
würfe gegen Kluge ausschließlich auf dessen jour-
nalistischer Tätigkeit beruhten. Ein auch nur an-
deutungsweise erfolgreicher Beweis für irgend-
welche Spionagehandlungen konnte nicht geführt 
werden. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Kluge ist trotzdem unter effektiver Rechtsbeugung 
zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt worden. 

(Zuruf rechts: Pfui!) 

Er hat mannhaft vor Gericht erklärt, daß er dieses 
Terrorurteil niemals annehmen werde. 

Das vorliegende Material, vor allem auch die 
eingangs von mir zitierte Entschließung des Deut-
schen Journalistenverbandes, erscheint uns aus-
reichend, die Forderung auf sofortige Freilassung 
von Kluge zu erheben und, wie wir es in unserem 
Antrag tun, die Bundesregierung aufzufordern, die 
Alliierte Hohe Kommission um geeignete Schritte 
bei der Sowjetischen Kontrollkommission zu er-
suchen. Wir möchten darüber hinaus, wie wir das 
in Punkt 3 unseres Antrags ausführen, daß sich der 
Ausschuß für gesamtdeutsche Fragen über die 
näheren Umstände dieses Falles und über das 
Schicksal anderer in die Zone verschleppter oder 
dort verurteilter Journalisten informiert und dem 
Bundestag schriftlich Bericht erstattet. 

Vor mir liegt eine Liste, die der Presseverband 
Berlin vor einigen Monaten herausgegeben hat. 

Auf dieser Liste befinden sich die Namen von 32 
verschwundenen und verhafteten Journalisten. 

(Hört! Hört! bei der SPD, in der Mitte 
und rechts.) 

Ich nenne aus dieser Liste vier Namen: Dieter 
Friede, Mitarbeiter des „Abend"; in den sowje-
tischen Sektor gelockt; zu 25 Jahren Arbeitslager 
verurteilt. Wolfgang Hansske, Mitarbeiter des 
„Tagesspiegel"; beim kommunistischen Putsch im 
September 1948 im Neuen Stadthaus in der Pa-
rochialstraße (Ostsektor) verhaftet, damals 21 Jahre 
alt, vom Militärtribunal in Potsdam zu 25 Jahren 
Arbeitslager verurteilt. 

(Pfui-Rufe in der Mitte.) 

Die Strafe soll dann auf 15 Jahre herabgesetzt 
worden sein. Ich nenne Horst Vollrath, redaktionel-
ler Mitarbeiter beim damaligen „Sozialdemokrat" 
in Berlin. Im Alter von 21 Jahren 1949 in der 
Wohnung seiner Mutter in Friedrichshagen verhaf-
tet. Durch sowjetisches Militärtribunal zu 20 Jah-
ren Zuchthaus verurteilt. Ich nenne Alfred Wei-
land, Journalist und Dozent an der Volkshochschule 
Schöneberg; im Alter von 44 Jahren im November 
1950 in einem Kraftwagen in den Ostsektor ver-
schleppt und seitdem verschollen. 

Heute steht der Willkürakt gegen Herbert Kluge 
auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestags. 
Aber der Name von Kluge steht heute für all die 
vielen unschuldigen Opfer der Gewaltherrschaft. 
Wir sind ihnen allen verpflichtet: den Kriegs- und 
den Zivilgefangenen in den Gefängnissen der 
Sowjetzone und in den Lagern, die weiter im 
Osten zu suchen sind. Die Zeitungen waren in den 
vergangenen Tagen und Wochen voll von Meldun-
gen darüber, daß möglicherweise neue Signale in 
der internationalen Politik zu vernehmen seien. 
Ich darf dazu folgendes bemerken: Meine politi-
schen Freunde und ich wünschen nichts mehr, als 
daß sich Möglichkeiten einer Entspannung der 
internationalen Lage bieten möchten, und wir mei-
nen, die deutsche Politik müßte aktiv und initia-
tiv bestrebt sein, auf solche Möglichkeiten einzu-
wirken, unter der einen unabdingbaren Voraus-
setzung, daß es sich um Lösungsmöglichkeiten auf 
der Basis von Freiheit und Menschlichkeit handeln 
muß. 

Lassen Sie mich diese Begründung damit schlie-
ßen, daß ich sage: Es gäbe für diejenigen, die es 
angeht, kein geeigneteres Gebiet, die Bereitschaft 
zu einer neuen Deutschland-Politik ernsthaft zu 
erkennen zu geben, als das Gebiet der Polizei, der 
Justiz und der Gefangenenbehandlung. 

(Beifall im ganzen Hause außer bei den 
Kommunisten.) 

Wer ein friedliches Zusammenleben der Völker 
will, der möge zumindest und zuerst den unschuldig 
Verurteilten und Festgehaltenen die Kerkertüren 
öffnen. 

Ich bitte Sie namens meiner Fraktion um die 
Annahme des Antrags gemäß Drucksache Nr. 4194. 

(Beifall im ganzen Hause außer bei den 
Kommunisten.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die 
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Redezeit auf 60 Minuten zu begrenzen. — Das 
Haus ist einverstanden. 

Das Wort hat Bundesminister Kaiser. 

Kaiser, Bundesminister für gesamtdeutsche Fra-
gen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Bundesregierung begrüßt den Antrag der Frak-
tion der SPD, der die Freilassung des von einem 
sowjetzonalen Gericht zu 15 Jahren Zuchthaus 
verurteilten Westberliner Journalisten Herbert 
Kluge fordert. Seine Richter in Gera hatten ihm 
im Grunde nichts anderes vorzuwerfen, als daß er 
1948 aus dem Bereich der Sowjetzone nach West-
berlin gegangen war. Von Westberlin aus arbeitete 
Kluge für Zeitungen in der Bundesrepublik und 
für den Süddeutschen Rundfunk. Kluge hat sich 
weder als „Agent" noch als „Saboteur" betätigt. 
Aber, meine Damen und Herren, das sind ja immer 
wieder die Vorwürfe in sowjetzonalen Anklagen 
gegen alle diejenigen, die man als Gegner des 
sowjetzonalen Regimes verfolgt. Kluge hat ledig-
lich von seinem ihm als Staatsbürger zustehenden 
Recht der freien Meinungsäußerung Gebrauch ge-
macht. Das bedeutet aber im Sinne der sowjetzona-
len Rechtsprechung offensichtlich bereits „Boykott-
hetze", „Kriegshetze" und „Verbreitung von Völ-
kerhaß". Auf Grund dieser von den Kommunisten 
völlig willkürlich ausgelegten Begriffe werden Tag 
für Tag in der Sowjetzone Unschuldige zu hohen 
Zuchthausstrafen oder gar zum Tode verurteilt. 
Wir haben es eben schon von Kollegen Brandt ge-
hört: Gestern erst wurde in Leipzig ein Hand-
werksmeister unter anderem wegen angeblicher 
Boykotthetze zum Tode verurteilt, und sieben wei-
tere Bürger erhielten langjährige Zuchthausstrafen. 

(Pfui! in der Mitte.) 

Gegenüber der Willkür der Gerichte der Sowjet-
zone erscheint es aber beinahe sinnlos, die Frage 
nach Gesetz und Recht überhaupt zu stellen. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf von 
der CDU: Leider!) 

Die Verurteilung Kluges durch das Bezirks-
gericht in Gera zu 15 Jahren Zuchthaus ist nur 
e i n Willkürakt unter vielen, die für alle freien 
Menschen unfaßbar sind. Die Bundesregierung 
stellt fest: Das Urteil gegen Kluge ist ein erneuter 
Bruch des in der Sowjetzone verkündeten Rechtes. 
Kluge hat nicht in der Sowjetzone, sondern aus-
schließlich in West-Berlin und im Bundesgebiet ge-
lebt und gearbeitet. Er ist auf dem Wege einer 
von West-Berlin aus unternommenen Fahrt nach 
Süddeutschland in der Sowjetzone aus dem Auto-
bus herausgeholt und ins Gefängnis verbracht 
worden. Er ist auf Grund seiner Tätigkeit im 
freien Deutschland verurteilt worden. Es ist un-
wahr, meine Damen und Herren, daß Kluge 
gegen die sogenannte Deutsche Demokratische Re-
publik gehetzt habe. Aber davon ganz abgesehen; 
es war auf jeden Fall krasseste Willkür, Kluge 
auf Grund von Gesetzen unter Anklage zu stel-
len, deren Geltungsbereich sich nur auf die sowjeti-
sche Besatzungszone erstreckt. Die Verteidigung 
von Kluge hat gegen das Urteil des Bezirksgerichts 
Gera Berufung eingelegt. Diese Berufung schwebt 
noch. 

Die Bundesregierung wird den Hohen Kommis-
saren die Forderung des Bundestages auf Freilas-
sung von Kluge unterbreiten und sie bitten, bei  

der Sowjetischen Kontrollkommission geeignete 
Schritte zu unternehmen. Die Bundesregierung 
wird dem Ausschuß für gesamtdeutsche Fragen die 
näheren Umstände der Verhaftung und der Verur-
teilung Kluges mitteilen. Sie wird den Ausschuß 
über das Schicksal der übrigen in der sowjetischen 
Besatzungszone festgehaltenen Journalisten unter-
richten, soweit sie auf Grund des ihr vorliegenden 
Materials dazu in der Lage ist. 

(Beifall in der Mitte und bei der SPD. — 
Abg. Renner: Diesem Geheimausschuß!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lemmer. 

Lemmer (CDU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der sozialdemokratische Antrag fin-
det selbstverständlich die volle Unterstützung 
meiner politischen Freunde. Er hat das Verdienst, 
dieses Einzelschicksal, wie es Kollege Brandt schon 
bezeichnete, hier in ein breiteres Licht der Öffent-
lichkeit zu rücken, weil es um einen grundsätz-
lichen Vorgang geht, nicht nur deshalb, weil es 
sich um einen in unserm Gebiet lebenden Journa-
listen handelt, der nichts anderes getan hat, als 
seinen beruflichen Pflichten nachgegangen zu sein. 
Es handelt sich — um das zweideutige Wort „be-
richtet" hier zu erläutern — nicht darum, daß sich 
dieser Journalist irgendwelche Nachrichten be-
schafft hätte, um sie an irgendwelche Stellen wei-
terzuleiten, sondern er hat als Journalist über das 
berichtet, was öffentlich zu berichten gewesen ist. 

Aber . unter einem anderen Gesichtspunkt ver-
dient dieser Vorgang ernsteste Beachtung. Ich darf 
darauf hinweisen, daß der Journalist Kluge mit 
einem ordentlich von einer Besatzungsmacht aus-
gestellten Interzonenpaß auf einem für den Inter-
zonenverkehr von Berlin nach dem Westen vorge-
schriebenen Wege gereist ist. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich kann nicht umhin, doch auch die Mitverant-
wortung aller Besatzungsmächte in diesem Augen-
blick einmal festzustellen, wenn sie es sich gefal-
len lassen, daß die von ihnen gestempelten und auf 
Grund von Vereinbarungen mit der Sowjetunion 
ausgestellten und unterzeichneten Interzonenpässe 
wie Fetzen Papier behandelt werden. 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regie

-

rungsparteien und bei der SPD.) 

Ich meine deshalb, daß im Zeichen der Bemühun-
gen, die zur Zeit in Berlin in verschiedenen Quar-
tieren der vier Sektoren abwechselnd über die Ord-
nung des Luftkorridors stattfinden, die Verhand-
lungen der Westmächte mit der Sowjetunion mit 
dem Ziel, für die Zukunft Zwischenfälle auszu-
schalten, erweitert werden sollten, sobald sie im 
Speziellen zu einem Resultat gekommen sein soll-
ten, um auch in den Landkorridorverkehr zwischen 
Berlin und dem Bundesgebiet Ordnung hineinzu-
bringen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Es muß aufhören, daß an der Schwelle des neun-
ten Nachkriegsjahrs unschuldige und ehrliche Men-
schen aus rein politischen Gründen nach Willkür 
verhaftet und für Jahrzehnte ihrer Freiheit be-
raubt werden. Aus diesem Grunde möchte ich also 
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wiederholen und unterstreichen, daß der gegenwär-
tige Ost-West-Kontakt in Fragen des Luftkorri-
dors zum Anlaß genommen werden sollte, den 
Verbindungsweg des westlichen Berlin nach dem 
Westen so zu sichern, wie es modernen Verkehrs-
und Rechtsbedürfnissen entsprechen dürfte. 

Lassen Sie mich ein letztes Wort sagen. Wenn 
wir Wert darauf legen müssen, daß dieser Fall 
Kluge — ich wiederhole alles das nicht, was vom 
Herrn Minister und von meinem Kollegen Brandt 
richtig gesagt worden ist — zum Anlaß genommen 
werden sollte, Maßnahmen zu erwirken, die eine 
Wiederholung solcher Fälle für die Zukunft aus-
schließen, dann, glaube ich, dürfen wir Deutsche 
noch ein allgemeines Wort daran knüpfen. Ich 
sprach von der Schwelle des neunten Nachkriegs-
jahrs. Man sollte meinen, daß es allerdings im 
neunten Nachkriegsjahr deutschen Menschen mög-
lich sein sollte, sich in ihrer eigenen Heimat frei 
und sicher zu bewegen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD, in der 
Mitte und rechts.) 

Wir haben geradezu das Menschenrecht zu ver-
treten, wenn wir auf die Unmöglichkeit der Zu-
stände hinweisen, die seit 1945 in immer verschärf-
ter Form eingetreten sind, so daß beispielsweise 
Kinder aus der Sowjetzone, wenn sie nicht zu den 
politisch Privilegierten gehören, keine Möglichkeit 
haben, etwa zum sterbenden Vater oder zur ster-
benden Mutter in das Bundesgebiet zu reisen, weil 
ihnen der Interzonenpaß vorenthalten wird, wäh-
rend es umgekehrt, wenn Eltern im Bundesgebiet 
nun  nach Jahren ihre Kinder in der Sowjetzone 
besuchen wollen, nur ein Zufall wäre, wenn sie das 
Glück haben sollten, nach monatelangem Warten 
ein Interzonenpapier zu erhalten. Ich finde, daß es 
unerträglich ist, wenn nun schon acht Jahre lang 
der Bruder nicht zur Schwester, das Kind nicht 
zum Vater, die Mutter nicht zur Tochter innerhalb 
des deutschen Gebietes fahren kann. Dagegen er-
heben wir in Verbindung mit dem Fall Kluge vor 
der Öffentlichkeit dieses Hohen Hauses feierlichen 
Protest.  

(Beifall bei der SPD, in der Mitte und 
rechts.) 

Dieser Protest kann nicht mit politischen Ein-
wänden zurückgewiesen werden. Wir kennen den 
tragischen Zwiespalt der Teilung unseres Vaterlan-
des in der Nachkriegssituation und die Entwick-
lung, die gefolgt ist. Aber dieser politische Zwie-
spalt rechtfertigt es nicht, daß es von Bonn aus 
leichter ist, die Möglichkeit zur Reise nach Buenos 
Aires zu erhalten als etwa von Braunschweig nach 
Magdeburg. Das sind unerträgliche Zustände. Wir 
wünschen, dieses furchtbare Urteil gegen den Be-
rufsjournalisten Herbert Kluge möge dazu beitra-
gen, die Aufmerksamkeit auf solche Zustände hin-
zulenken. Denken wir auch daran, daß erst vor 
vier Tagen ein 18jähriger Junge bei dem Versuch, 
illegal die Demarkationslinie bei Helmstedt zu 
überschreiten, erschossen worden ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU.) 

Dieser Junge wollte vielleicht zu seinen Eltern und 
hatte nicht die Möglichkeit, einen Interzonenpaß 
zu bekommen. Gewiß hat er sich des Versuchs 
einer Gesetzesübertretung schuldig gemacht, indem 
er illegal die Grenze zu überschreiten suchte. Sor-
gen wir aber dafür, daß selbst Kinder nicht mehr 

gezwungen sind, über solche Wege ihre natürlichen  

Menschenrechte wahrnehmen zu wollen! 
(Lebhafter Beifall im ganzen Hause mit 

Ausnahme der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Henn. 

Dr. Henn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion schließt sich dem An-
trag, die Freilassung des Westberliner Journali-
sten Herbert Kluge zu fordern, vollinhaltlich und 
mit allem Nachdruck an. Wir sind auf das tiefste 
erschüttert über die Umstände, die zu Kluges Ver-
haftung und Verurteilung führten, wenn auch zahl-
reiche vorangegangene Fälle schon eindeutig den 
Weg bezeichneten, auf dem sich die sowjetische 
und in ihrem Gefolge die sowjetzonale Strafjustiz 

 auf deutschem Boden zu bewegen gedenkt. Das Ver-
fahren gegen Kluge ist auf Grund von Tatbestän-
den erfolgt, die wir nie und nimmer als Straftat-
bestände anerkennen können und anerkennen wer-
den. Letzten Endes liegt ja der ganzen Aktion 
nichts anderes zugrunde als eine geradezu krank-
hafte Furcht vor jeder Form der öffentlichen Be-
richterstattung. Was müssen die Stellen, was muß 
das System alles zu vertuschen und zu verbergen 
haben, das derartige Gesichtspunkte zu einem 
wichtigen Faktor seines Denkens und seines Han

-

delns macht. Wir haben schon keinerlei Verständ-
nis dafür, wenn die sowjetischen Stellen in ihrem 
eigenen Lande dem selbstverständlichen Anspruch 
der Bevölkerung auf umfassende Unterrichtung 
schroff ablehnend gegenüberstehen. Was schlecht 
ist, muß auch als schlecht kritisiert werden kön-
nen. Es ist geradezu grotesk, hieraus den Tatbe-
stand der Spionage und Boykotthetze ableiten zu 
wollen. Wir müssen uns aber auf das schärfste da-
gegen verwahren, daß derartige Gesichtspunkte 
der sowjetischen Justiz unter Durchbrechung des 
Territorialprinzips auf deutsches Gebiet übertra-
gen werden. Und wir haben nur Verachtung für 
die sowjetzonalen Dienststellen und Menschen, die 
sich willfährig zu Dienern dieses fremdländischen 
Rechtsempfindens machen. Es sind schon vor Kluge 
zahllose deutsche Menschen von den Sowjets und 
ihren sowjetzonalen Helfern ohne rechten Grund 
verhaftet und zu unmenschlich harten Strafen und 
langjähriger Haft verurteilt worden. Dieses Schick-
sal hat insbesondere eine ganze Anzahl Journa-
listen betroffen. Wir fordern für sie alle aus Anlaß 
des Falles Kluge eine Überprüfung der gegen sie 
ausgesprochenen Urteile. Wir fordern vor allem 
aber mit allem Nachdruck auch die Durchführung 
ordentlicher Gerichtsverfahren in allen Fällen, wo 
das nicht geschehen ist, und in diesem Zusammen-
hang die Nachprüfung der erhobenen Beschuldi-
gungen. Wir fordern weiterhin dann auch als ein 
Mindestmaß von Menschlichkeit, daß die Angehöri-
gen von Verhafteten und Verurteilten eine Nach-
richt, überhaupt eine Nachricht, über den Verbleib 
und das Schicksal der Verhafteten bzw. Verurteil-
ten erhalten. 

Es war vorhin davon die Rede, daß die sowjeti-
schen Stellen ihre angebliche neuerliche Bereit-
schaft dokumentieren möchten. Solche Akte anders-
wo selbstverständlicher Humanität wären geeig-
nete Sofortmaßnahmen. 

Mit dem vorliegenden Antrag ist ein umfassen-
der Komplex von Fragen angeschnitten, der drin

-

gend einer eingehenden Klärung bedarf. Meine 
Fraktion schließt sich deshalb auch der Forderung 
des Antrags an, daß dem Ausschuß für gesamt- 
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deutsche Fragen ein eingehender Bericht über das 
gesamte vorliegende Material erstattet wird. 

(Beifall bei allen Parteien mit Ausnahme 
der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

(Zuruf von der KPD: Doch, doch!) 

— Das Wort hat Herr Abgeordneter Fisch. 

(Pfui-Rufe in der Mitte und rechts und 
Zuruf: Unmöglich!) 

Fisch (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir zunächst einige Be-
merkungen zum Tatbestand. 

(Zuruf rechts: Alles hinausgehen! — Die 
meisten Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Es steht fest, daß der Journalist Kluge in einem 
ordentlichen Gerichtsverfahren zu 15 Jahren Zucht-
haus verurteilt worden ist. Offensichtlich aber be-
stehen unter den Initianten des vorliegenden An-
trags Meinungsverschiedenheiten über die Gründe, 
die zu dieser Verurteilung geführt haben. Wer die 
Reden des Herrn Brandt und des Herrn Minister 
Kaiser aufmerksam verfolgt hat, konnte feststellen, 
daß beide ganz verschiedenartige „Begründungen" 
angegeben haben. 

(Abg. Neumann: Na, na!) 

Ausgerechnet Herrn Kaiser blieb es vorbehalten, 

zu behaupten, die Verurteilung sei erfolgt, weil 
Herr Kluge im Jahre 1948 nach West-Berlin ge-
gangen sei. Niemand anders könnte es besser 
wissen als Herr Kaiser, wie falsch diese Behaup-
tung ist. Herr Kaiser weiß nicht nur, daß jede 
Woche Hunderte von Menschen, die aus der Deut-
schen Demokratischen Republik geflüchtet sind, 
dorthin zurückkehren und keine Strafe erhalten. 

(Lachen.) 

Herr Kaiser weiß ebenso genau, daß das von ihm 
zitierte Urteil von Leipzig nicht wegen Boykott-
hetze erfolgt ist, sondern darum, weil hier in aus-
ländischem Auftrag und mit ausländischen Mitteln 
große Mengen Lebensmittelkarten gefälscht und in 
Umlauf gebracht wurden, um die Versorgung der 
Bevölkerung zu gefährden. Herr Kaiser weiß nicht 
nur das alles sehr genau, er weiß auch sehr genau, 
daß die Verurteilung des Herrn Kluge nachgewie-
senermaßen wegen Spionage für die westlichen 
Spionagedienste erfolgt ist. 

(Abg. Marx: Denken Sie an Ihre Freunde 
Sperling und Goldhammer!) 

Meine Damen und Herren, 

(Abg. Marx: Denken Sie an Ihre Freunde 
Sperling und Goldhammer!) 

es ist überall üblich, daß Spione verurteilt werden, 
wenn sie gefaßt werden. Wenn gewisse Regie-
rungen daran interessiert sind, die von ihnen an-
gestellten Spione, die hereingefallen sind, freizu-
bekommen, geschieht das im allgemeinen auf an-
dere Weise als auf eine solche marktschreierische 
Art, wie das hier versucht wird. Man bedient sich 
eines ruhigen, anständigen Tones, weil man weiß, 
daß der Spion ja schließlich nicht zu Unrecht ver-
urteilt worden ist. 

Aber, meine Damen und Herren, es ist doch 
offensichtlich: hier geht es gar nicht um den Fall 
Kluge, sondern darum, einen neuen Anlaß auszu-
nützen, um eine Atmosphäre der Verhetzung, eine 
Atmosphäre des Hasses zu schaffen, um auf jeden 
Fall und von vornherein alle Versuche, zu einer 
Verständigung zu gelangen, mögen sie kommen, 
woher auch immer, zu stören und zur Unwirksam-
keit zu verurteilen. 

Zum Schluß noch ein Wort an den Herrn Kol-
legen Lemmer. Mir scheint, Herr Kollege Lem-
mer, Sie kommen nicht oft genug in die Bundes-
republik; Sie hätten sonst etwas anders sprechen 
müssen. Ich gehe mit Ihnen durchaus einig, wenn 
Sie darüber klagen, daß man so allerlei Schwierig-
keiten über sich ergehen lassen muß, wenn man 
von Braunschweig nach Magdeburg fahren will. Sie 
sind aber offensichtlich nicht genügend über die 
Praxis hinsichtlich der Interzonenpässe auf der 
Seite des, wie Sie sagen, „freien Deutschlands" 
orientiert. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Andernfalls müßten Sie wissen, daß Tausenden 
von Menschen die Ausstellung von Interzonen-
pässen verweigert wird und daß ein Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik, der im Be-
sitze eines Interzonenpasses ist, in dem sogenann-
ten freien Deutschland keineswegs vor der Verhaf-
tung geschützt ist. 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Sie mögen einmal Herrn Kaiser oder Herrn Lehr 
fragen, in wie vielen Fällen Besitzer eines ord-
nungsmäßigen Interzonenpasses auf dem Boden 
des sogenannten freien Deutschlands verhaftet 
worden sind. 

Noch etwas. Sie sagen, es sei eine Schande, daß 
auf einen achtzehnjährigen Jungen geschossen 
worden sei. Wissen Sie denn nicht, Herr Lemmer, 
daß im Jahre 1951 der Grenzschutz und die Bereit-
schaftspolizei auf höchsten Befehl dieser Regierung 
in Hunderten von Fällen auf Jugendliche und 
Kinder geschossen haben, die den Versuch zur 
Überschreitung der Zonengrenze gemacht haben, 

(Zustimmung bei der KPD) 

um an den Weltjugendfestspielen in Berlin teilzu-
nehmen? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Kommen Sie zum 
Schluß! 

Fisch (KPD): Ein letztes, meine Damen und Her-
ren. Sie sagen, man sollte, wenn man Beweise für 
die Verständigungsbereitschaft erbringen wolle, 
bei der Justiz und bei der Praxis der Polizei be-
ginnen. Hier habe ich den Wortlaut eines Haft-
befehls, der vom Amtsgericht München am 12. März 
dieses Jahres gegen einen wirklichen Journalisten, 
der keine Spionage betrieben hat, nämlich gegen 
den Journalisten Schumacher ergangen ist, der bei 
allen Behörden seit Jahren offiziell als Korre-
spondent für den Deutschen Demokratischen Rund-
funk anerkannt und tätig ist. Er ist verhaftet wor-
den als „dringend verdächtig", wie es heißt, „eines 
Vergehens, einen verfassungsverräterischen Nach-
richtendienst und Beziehungen zu einer Einrich-
tung außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
des Strafgesetzbuches unterhalten zu haben". In 
der Begründung heißt es u. a.: „Schumacher hat 
Tonbandaufnahmen zur Verbringung an den so- 
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wjetzonalen Rundfunk versandt, die bestimmt und 
ihrem Inhalt nach geeignet sind, die Bundesrepu-
blik als undemokratisch, freiheitsfeindlich und un-
sozial hinzustellen." 

Meine Damen und Herren, hier wird nicht ein-
mal, wie bei der bekannten Aktion „Vulkan" der 
Versuch gemacht, einen anständigen Menschen als 
Spion zu diffamieren; hier wird zugegeben: der 
Mann ist nichts anderes als ein ordentlicher Jour-
nalist. Er wird zugegebenermaßen deswegen ver-
haftet und unter die Anklage des Hochverrats ge-
stellt. 

Sehen Sie, Herr Lemmer, wenn Ihnen an der 
Bereinigung der Atmosphäre wirklich gelegen ist, 
wenn Sie dazu helfen wollen, aus der Welt zu 
schaffen, was einer Verständigung im Wege liegt, 
so beginnen Sie hier, wo Ihre Kompetenz sehr 
weitreichend ist. Sie können damit der Sache der 
Verständigung der Deutschen einen besseren 
Dienst tun, als wenn Sie sich derartigen Aktionen 
anschließen, die keinen anderen Zweck verfolgen, 
als Deutsche gegen Deutsche zu hetzen und Vor-
spanndienste für die amerikanische Politik zu 
leisten. 

(Beifall bei der KPD. — Abg. Marx: Sind 
Sperling und Goldhammer auch keine 
Agenten? — Abg. Renner: Geh doch deine 
Kolonnen mal durch; dann hast du Agenten 
genug! — Gegenrufe von der SPD und der 

Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Walter. 

Walter (DP): Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Zu dem Antrag der sozialdemokra-
tischen Fraktion braucht kein Wort mehr gesagt 
zu werden. Es dürfte in diesem Hause niemanden 
außer den Heloten des Kremls geben, 

(Zurufe von der KPD) 

der auch nur einen Augenblick daran denken 
könnte, einen solch berechtigten Antrag abzu-
lehnen. Wir unterstützen ihn mit allen uns zu Ge-
bote stehenden Mitteln und werden auch dafür 
sorgen, daß das, was hier gefordert wird, in die 
Tat umgesetzt wird. 

(Abg. Renner: Gut gesungen, Herr Walter!) 

Nun zu dem, was sich der Kommunist Fisch 
hier zu sagen erlaubte. 

(Zuruf von der KPD: Bloß nicht so vor

-

witzig da oben!) 

Da er für seine Auftraggeber gesprochen hat, 
mußte er versuchen, das zu verteidigen, was .  sich 
drüben zeigt und was sich uns täglich durch 
unsere Flüchtlinge offenbart. 

(Abg. Frau Strohbach: Eure Flüchtlinge 
sind das, da haben Sie wahr gesprochen!) 

Zum Teil verteidigt er sich selbst mit; denn er 
weiß sehr gut, daß es nicht sehr lange zu dauern 
braucht, bis er auch dort sitzt. wo heute Herr Mer-
ker, Herr Dertinger und alle die Herren sitzen, 

(Rufe von der KPD: Hu! Hu!) 

die für dieses System noch arbeiten und sich da-
für einsetzen. 

(Abg. Niebergall: Alberne Dummheit! 
Armer Geist!) 

Wir haben im Laufe der wenigen Monate dieses 
Jahres bereits weit über hunderttausend unserer 
Brüder und Schwestern von drüben aufgenommen, 

(Abg. Niebergall: Ihr alten Nazis!) 

die das Leben drüben nicht mehr für lebenswert 
hielten. Die weit über hunderttausend Menschen 
fordern jeden Tag von uns, daß die Herren, die sich 
hier als Wortführer des dortigen Regimes auf-
führen, nach drüben geschickt werden, 

(lebhafter Beifall in der Mitte und rechts) 

daß sie dahin geschickt werden, wohin sie gehören. 
(Erneute Zustimmung in der Mitte und rechts.) 

Sie haben zumindest kein Recht, 

(Zuruf von der KPD: Aber Sie!) 
von irgendeiner deutschen Tribüne aus zu deut-
schen Menschen sprechen zu dürfen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
— Lebhafte Zurufe von der KPD.) 

Diese Herren haben dazu kein Recht. 

(Abg. Kahn: Bravo, Herr Walter!) 

Sie verraten jeden Tag, zu jeder Stunde und jeder 
Minute nicht nur die deutschen Interessen, sondern 
ihre eigenen deutschen Brüder. 

(Fortgesetzte Zurufe von der KPD.) 

Wenn sie noch etwas von Brüderlichkeit ver-
stehen, — — 

(Abg. Niebergall: Vaterlandsverräter! — 
Abg. Kahn: Ordnungsruf! Der sagt „Vater

-

landsverräter"!) 

— Der kann sagen, was er will; solche Elemente 
können mich nicht beleidigen. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
KPD.) 

Diese Herrschaften erlauben sich bei jeder Gelegen-
heit, als die Verteidiger des Rechtes, als die Ver-
teidiger der Menschlichkeit aufzutreten. Wo bleibt 
denn das Recht und die Menschlichkeit von dieser 
Seite her? 

(Sehr gut! rechts.) 

Wir brauchen gar nicht nach drüben zu gehen, um 
das System kennenzulernen. 

(Abg. Frau Srohbach: Dieser Denunziant!) 

Wir brauchen uns nur die Handlungen der Heloten 
dieses Systems hier anzusehen, die Sabotageakte 
und alles, was damit zusammenhängt, 

(fortgesetzte Zurufe von der KPD) 

um uns zu fragen, wie lange wir es uns noch ge-
fallen lassen wollen, daß solche Heloten im Auf-
trage einer fremden Macht sich das Recht heraus-
nehmen, an deutsche Menschen, an deutsche Ar-
beiter zu appellieren, die mit ihnen gar nichts zu 
tun haben wollen. 

(Zustimmung in der Mitte. — Abg. Renner: 
Da habt ihr einen schönen Bundesgenos

-

sen gefunden!) 
Wir sind daher der Meinung, daß es höchste Zeit 

ist, daß wir uns endlich zu dem bekennen, was die 
Vertriebenen jeden Tag fordern. Wir müssen auch 
von dieser Stelle aus die Verachtung gegenüber 
jenen Elementen zum Ausdruck bringen und 
müssen fordern, daß die Herrschaften drüben nicht 
nur täglich Phrasen dreschen, sondern ihre Hal- 
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tung durch Taten beweisen. Das, was sie als neue 
politische Richtung in die Welt hinausposaunen, 
können sie am besten durch die Tat beweisen, in-
dem sie das wahrmachen, was hier gefordert wird: 
Freilassung unserer drüben zu Unrecht verurteilten 
Menschen und Anerkennung der Menschenrechte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Niebergall: Alter Nazi! — Abg. 
Renner: Da habt ihr einen schönen Bun

-

desgenossen gefunden! Deine Biographie 
müßte hier einmal vorgelesen werden, Du 

Renegat!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Br andt. 

Brandt (SPD): Meine Damen und Herren! Es 
hat eine Zeit gegeben, in der die Kommunisten be-
müht waren, eher die Sprache der Verfolgten und 
der Eingekerkerten zu sprechen als die der Ver-
folger und der Kerkermeister. 

(Sehr gut! in der Mitte. — Abg. Renner: 
Oh, wie geistreich! — Abg. Frau Stroh

-

bach: Laßt endlich Jupp Angenfort frei und 
Oskar Neumann und Karl Dickel und alle, 

die hier sitzen!) 

— Frau Kollegin, ich komme gerade — Sie geben 
mir ein sehr willkommenes Stichwort — mit einer 
Bemerkung auf den Herrn Oskar Neumann, der 
von Ihnen zitiert wird, zu sprechen. Ich habe vor 
mir eine kommunistische Zeitung, den „Nacht-
expreß" vom 14. April, in dem unter der großen 
Überschrift „191 Tage hinter Gefängnismauern" 
geschildert wird, wie schlimm es Ihrem politischen 
Freund geht, der sich nun schon eine Reihe von 
Monaten, wenn diese Meldung richtig ist, im Ge-
fängnis befindet. 

(Abg. Frau Strohbach: Das wißt ihr nicht? 
— Was in der DDR angeblich passiert, wißt 
ihr; was in der Bundesrepublik geschieht, 
wißt ihr nicht! — Lachen bei der SPD und 

in der Mitte.) 

Jetzt geben Sie mal — wenn Sie solche Wider-
sprüche erklären können — 

(Abg. Frau Strohbach: So was!) 

eine Erklärung für dieses Doppelzünglertum, das 
darin besteht, daß man sich auf der einen Seite 
über die 191 Tage ereifert und auf der andern Seite 
nicht in der Lage ist, auch nur noch einen Funken 
von Gefühl aufzubringen, wenn jemand seiner 
journalistischen Tätigkeit wegen für 5475 Tage ins 
Zuchthaus eingesperrt worden ist! 

(Beifall bei der SPD und in der Mitte.) 

Andererseits glaube ich, daß es den Kollegen aus 
der kommunistischen Gruppe ähnlich wie manchen 
anderen von uns, die die Dinge verfolgt haben, er-
geht, wenn sie einer Verlautbarung eine gewisse 
Bedeutung beizumessen geneigt sind, die am 
6. April in der Moskauer „Wahrheit" veröffent-
licht wurde. Da ist — im Zusammenhang mit 
Justizfragen und bestimmten Verfolgungen der 
Staatssicherheitsorgane — die Rede davon, daß sich 
manche Elemente auf den Weg des verbrecherischen 
Abenteurertums begeben hätten, daß sich solche 
Organe der Polizei und der Justiz selbst der direk-
ten Fälschung von Anklagematerial schuldig ge-
macht hätten 

(Hört! Hört! in der Mitte) 

und daß sie „die in unserer Verfassung nieder-
gelegten unantastbaren Rechte der Sowjetbürger" 
in den Schmutz träten. 

(Abg. Renner: Ganz recht, ganz recht! — 
Lachen und Gegenrufe in der Mitte. — 
Abg. Schoettle: Passen Sie auf, daß auch 
Sie nicht einmal in den Schmutz getreten 
werden! — Abg. Renner: Die sind ja ver

-

haftet! — Weitere Rufe und Gegenrufe. — 
Unruhe.) 

— Dieses „Ganz recht" sollte eben doch manchem 
Veranlassung geben, sich die Frage vorzulegen, ob 
nicht aus Verhafteten von heute manchmal auch sehr 
rasch Ankläger von morgen werden können, Herr 
Kollege Renner! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Im übrigen doch noch folgende Bemerkung. Der 
Antrag, über den hier gesprochen worden ist, wirft 
die Frage der politischen Strafverfolgung und der 
Behandlung politischer Gefangener auf. Er wirft 
aber auch — und da möchte ich nachdrücklich das 
unterstreichen, was der Kollege Lemmer hier vor-
getragen hat — die Frage der gemeinsamen Ver-
antwortlichkeit der vier Besatzungsmächte für den 
Verkehr zwischen den verschiedenen Zonen in 
Deutschland und insbesondere für den Verkehr 
zwischen Berlin und dem westlichen Bundesgebiet 
auf. Ich darf hier noch einmal darauf hinweisen, 
daß Herbert Kluge in einem Interzonenbus ver-
haftet wurde und daß zwei andere journalistisch 
oder, genauer gesagt, auf dem Gebiete der Film-
berichterstattung tätige Männer vor einiger Zeit 
auch an einem Zonengrenzübergang verhaftet wor-
den sind. Die Namen sind ebenfalls in dem Ver-
zeichnis enthalten, aus dem ich vorhin nur einige 
Namen vortragen konnte. Es handelt sich um einen 
Herrn Heinz Tochtermann und einen Herrn Sieg-
fried Rogge, die für eine ausländische Filmgesell-
schaft für Wochenschauen tätig waren. Sie sind 
auf diese Weise verhaftet und verurteilt worden, 
nicht etwa nur wegen der Aufnahmen, die sie zu-
gelassenermaßen bei Veranstaltungen im Ostsektor 
von Berlin gemacht haben, sondern — ich habe 
hier die Urteilsbegründung vorliegen — verurteilt 
worden sind sie auch wegen Aufnahmen, die sie in 
Westberlin und z. B. in Watenstedt-Salzgitter ge-
macht haben, weil aus solchen Aufnahmen gefolgert 
wird, sie hätten sich damit einer Tätigkeit gegen 
die sogenannte Deutsche Demokratische Republik 
schuldig gemacht. Das sind eben Tatbestände dieser 
Art, die wir im einzelnen gerne noch weiter erörtert 
wissen möchten und über die wir dann einen mög-
lichst soliden Bericht haben möchten. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch einmal 
darauf hinweisen, daß der Vorsitzende des Aus-
schusses für gesamtdeutsche Fragen in diesem 
Hause, der Kollege Wehner, in der vergangenen 
Woche bei dem Versuch, eine Reihe konkreter Vor-
schläge für eine mögliche Lösung der erstarrten 
Fronten in der deutschen Frage zu skizzieren, die 
beiden Probleme des Verkehrs und der Gefange-
nenbehandlung sehr klar herausgearbeitet hat, in-
dem er formuliert hat, daß die Zonengrenzsperren, 
die heute den freien Personen- und Güterverkehr 
zwischen West- und Mitteldeutschland sowie zwi-
schen West- und Ostberlin hindern, auf jenes Maß 
zurückzuführen sind, das für eine normale Kon-
trolle notwendig ist, solange noch der Währungs-
unterschied zwischen westlicher und östlicher D-
Mark besteht. Was die Gefangenen angeht, so hat 
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der Kollege Wehner in dem fünften Punkt seiner 
Vorschläge gesagt, der Empfang von Lebensmitteln 
zumindest, von Stärkungsmitteln und Medikamen-
ten möge für alle Gefangenen in den sowjet-
zonalen Strafanstalten freigegeben werden. Man 
mag meinen, daß das sehr maßvolle und sehr be-
scheidene Forderungen sind, absichtlich sehr be-
scheiden gefaßte Forderungen, die aber darum um 
so ernster genommen und von allen in Frage kom-
menden ausländischen Mächten als ein eindring-
licher Appell betrachtet werden sollten, in dieser 
das ganze deutsche Volk bewegenden Frage zu 
Lösungen zu gelangen. 

Ich kann in diesem Augenblick nur noch einmal 
sagen, daß uns, ausgelöst durch das Problem Kluge 
und der anderen verhafteten, verschleppten und zu 
Unrecht verurteilten Journalisten, auch in dieser 
Stunde das Gefühl der Verbundenheit erinnern 
läßt an all die anderen Gefangenen und ihre Fa-
milien, deren Leid unser Leid ist. Alle Welt möge 
wissen, daß die Sache dieser Menschen unser aller 
Sache ist und bleiben muß. 

(Beifall bei der SPD, in der Mitte 
und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Neumann. 

Neumann (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir haben uns in diesem Hause ja 
schon des öfteren mit dem Problem der politischen 
Gefangenen zu beschäftigen gehabt. Aber sicher 
werden die Kolleginnen und Kollegen, die bei 
diesen Debatten anwesend waren, mit mir das Ge-
fühl haben, daß Herr Fisch sich selten so unsicher 
auf dieser Tribüne bewegt hat, wie am heutigen 
Tag. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es ist wohl doch sehr unangenehm, hier etwas ver-
treten zu müssen, was vom ganzen deutschen Volk 
als schlecht angesehen werden muß. Herr Kollege 
Renner,  Sie glaubten durch Ihre Zwischenrufe 
feststellen zu müssen, wie schön es doch bei Ihnen 
in der Deutschen Demokratischen Republik ist und 
wie schlecht die Freiheit hier gewahrt wird. Der 
Herr Kollege Fisch hat ja darauf hingewiesen, und 
die Kollegin Strohbach hat auf Jupp Angenfort 
und die anderen Kämpfer hingewiesen, die in der 
Bundesrepublik in den Gefängnissen schmachten 
müssen. Ein deutliches Beispiel, meine Herren von 
den Kommunisten, möchte ich Ihnen doch nennen. 
Wir reden hier um den Journalisten Kluge, der in 
einem Geheimverfahren zu 15 Jahren — — 

(Abg. Renner: Wir reden von dem 
Spion Kluge!) 

— Darauf möchte ich Ihnen gleich etwas sagen, 
Herr Kollege Renner. Sie hätten den Zwischen-
ruf nicht machen sollen. — Hier reden wir um 
den Journalisten Kluge, der zu 15 Jahren verur-
teilt worden ist. 

(Abg. Renner: Woher wissen Sie denn, 
warum er verurteilt worden ist?) 

— Ja, sehen Sie, ich weiß es leider nicht. Ich habe 
zum erstenmal von Herrn Kollegen Fisch etwas 
absolut Positives erfahren, der sagte, daß er nach-
gewiesenermaßen wegen Spionage verurteilt wor-
den sei. 

(Abg. Renner: Stand ja in den Zeitungen!) 

— Ja, was in den Zeitungen steht! — Herr Kollege 
Fisch, vielleicht werden Sie uns einmal hier mit-
teilen, wo denn dieser Nachweis bisher geführt 
worden ist. 

(Abg. Renner: Fragen Sie mal in Ihrem 
Ostbüro nach!) 

— Herr Renner, solche dummen Zwischenrufe 
müssen Sie doch nicht bei einem Menschen machen, 
der sich mit den Dingen etwas beschäftigt. Sie sind 
eben auch so unsicher. Sonst würden Sie nicht in 
dieser Form etwas sagen. 

Gestatten Sie mir, einmal eines zu sagen — und 
damit will ich den Unterschied zwischen der Bun-
desrepublik und der sogenannten Deutschen Demo-
kratischen Republik aufzeigen —: In der „Deut-
schen Demokratischen Republik" ist der Journalist 
Kluge zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt worden. 
In der Bundesrepublik sitzt der Journalist Gers t 
dort oben (zur Pressetribüne) und kann seine 
Schmähartikel gegen uns loslassen. 

(Lebhafter Beifall. — Abg. Renner: Da 
haben Sie dem Herrn Dehler einen guten 
Tip gegeben! Das ist doch eine Aufforde

-

rung, zuzugreifen!) 

Meine Herren von den Kommunisten, ich möchte 
Ihnen noch eines sagen. Wir mußten uns hier vor 
drei Jahren mit einem kommunistischen Antrag 
wegen der Freilassung des Landtagsabgeordneten 
Lehmann (Hannover) beschäftigen. Sie hatten be-
kanntlich einen Antrag eingebracht, der wunder-
bare Grundsätze über die Immunität der Abgeord-
neten enthielt. Damals ist der Abgeordnete Leh-
mann nach einer Woche aus britischer Haft entlas-
sen worden. Damals, vor mehr als drei Jahren, hat 
der Herr Abgeordnete Fisch erklärt, daß er sich 
um das Schicksal des Berliner Abgeordneten Rü

-

diger sofort bemühen und mir Kenntnis geben 
würde, warum er verhaftet sei. 

(Zuruf von der KPD: Das ist nicht wahr!) 

Bis zum heutigen Tage haben Sie in dieser Hin-
sicht noch nichts gesagt. 

(Hört! Hört! bei der SPD und in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Herrn Fisch 
hier von der Tribüne des Bundestages an dieses 
Versprechen erinnern. Herr Lehmann ist damals 
nach einer Woche von den Briten entlassen worden. 

(Abg. Renner: Stimmt ja auch nicht!) 

Herr Rüdiger ist seit mehr als vier Jahren in Ihrer 
Haft, und er hat wegen des Besitzes einer Zeitung 
25 Jahre bekommen. 

(Lebhafte Rufe: Pfui! Unerhört!) 

Ich möchte zu dem Angebot, das die Kollegin Stroh-
bach gestern an den Bundestag richtete, 

(Abg. Fisch: Ammenmärchen!) 

die Bundestagskommission möchte doch in die 
DDR reisen, an folgendes erinnern. Das Berliner 
Abgeordnetenhaus hat am 17. Oktober 1951 den 
Antrag einstimmig angenommen, den Berliner Ab-
geordneten Werner Rüdiger aus Anlaß seines 50. 
Geburtstages in Waldheim besuchen zu dürfen. Bis-
her ist — seit eineinhalb Jahren — immer nur die 
eine Antwort da, nämlich die, die Sie im „Neuen 
Deutschland" vom 20. Oktober 1951 nachlesen 
können: 
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Die Zuchthauszellen für Präsident Dr. Suhr 
und die Abordnung des Abgeordnetenhauses 
sind reserviert. Sie mögen nur kommen! 

(Hört! Hört! in der Mitte. - Abg. Frau 
Strohbach: Das ist nicht wahr!) 

— Aber Frau Kollegin Strohbach, Sie sagen: „Das 
ist nicht wahr!" Gehen Sie in die Bibliothek des 
Deutschen Bundestages! Auf der Seite 2 links unten 
in der genannten Zeitung — ich habe es hier schon 
einmal zitiert — können Sie das feststellen, was ich 
soeben gesagt habe. 

(Abg. Frau Strohbach: Herr Kollege Neu

-

mann, wir dürfen hier die Gefangenen 
nicht besuchen! — Gegenruf von der SPD: 

Ach, Sie Ärmste!) 

— Frau Kollegin Strohbach, reden Sie nicht solche 
unvorsichtigen Sachen! Ich bin bereit, aus dem 
gleichen „Neuen Deutschland" nachzuweisen, 

(Zurufe der Abg. Frau Strohbach) 

daß, als Ihr Fraktionsvorsitzender Reimann in-
haftiert wurde, seine Frau und die Delegationen 
ihn bereits am ersten Tage der Haft im Gefängnis 
besuchen konnten. Es besteht wohl ein kleiner 
Unterschied zwischen dieser Praxis und der der 
DDR, wo die Gefangenen seit Jahren ohne jeden 
Besuch sind. 

Darf ich Ihnen noch etwas sagen, und diese 
Worte möchte ich gerade an den Kollegen Fisch 
richten. Nachdem wir hier die Debatte über Wer-
ner Rüdiger gehabt hatten, kam eine Kommission 
hoher Offiziere nach Waldheim und vernahm Wer-
ner Rüdiger erneut. Und Werner Rüdiger hat dann 
monatelang im Keller sitzen müssen! 

(Hört! Hört!) 

Das ist die Praxis in der sogenannten „Demokra-
tischen Republik". 

(Pfui-Rufe bei der SPD, in der Mitte 
und rechts.) 

Und nun noch ein Letztes. Herr Kollege Fisch, 
Sie haben mit der Feststellung geschlossen, daß 
hier eine „Atmosphäre der Verhetzung" geschaffen 
werden solle, um jede sich bietende Gesprächsmög-
lichkeit stören zu können. Herr Kollege Fisch und 
meine Herren von den Kommunisten, ich darf 
Ihnen, wie ich glaube, nicht nur im Namen der 
Sozialdemokraten sagen, daß wir wirklich in uns 
die Verpflichtung haben, uns immer wieder der 
politischen Gefangenen zu erinnern und immer 
wieder darauf hinzuweisen, daß diese armen 
Menschen zu uns zurückkommen müssen. Wenn 
Sie immer von Frieden reden, dann merken Sie 
sich: Friede wird erst sein, wenn Dieter Friebe, 
Kluge, Rüdiger und die anderen politischen Ge-
fangenen wieder unter uns weilen können. 

(Beifall auf allen Seiten des Hauses mit 
Ausnahme der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. Ich lasse abstimmen über den Antrag Druck-
sache Nr. 4194. Wer für die Annahme ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 

(Pfui-Rufe von der Mitte zur KPD.) 

Enthaltungen? — Gegen die Stimmen der kom-
munistischen Gruppe angenommen. 

(Abg. Renner: Da habt ihr wieder Adenauers 
Politik gemacht!) 

Ich rufe auf Punkt 12 der gestrigen Tages-
ordnung: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Solleder und Genossen betreffend Beschleu-
nigung der wohnlichen Unterbringung der 
Sowjetzonenflüchtlinge durch Auftragsver-
gebung von Fertighäusern an die notlei-
dende holzverarbeitende Industrie Ost-
bayerns (Nr. 4211 der Drucksachen). 

Ich frage das Haus und die Antragsteller, ob 
nicht auf eine mündliche Begründung verzichtet 
werden kann. 

(Unruhe.) 

Wird auf die mündliche Begründung verzichtet? 

(Zustimmung.) 

- Die Antragsteller verzichten; das Haus ist ein-
verstanden. Ich frage das Haus weiter, ob es damit 
einverstanden ist, daß ohne Aussprache ein Be-
schluß gefaßt wird? 

(Abg. Dr. Solleder: Nein!) 

— Dann eröffne ich die Aussprache. Ich bitte um 
Wortmeldungen. Der Ältestenrat schlägt Ihnen 
vor, die Redezeit auf 40 Minuten zu begrenzen. — 
Kein Widerspruch; das Haus ist einig. 

Herr Abgeordneter Solleder, bitte! 

Dr. Solleder (CSU), Antragsteller: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich bin deshalb 
nicht von vornherein mit der Überweisung an 
einen Ausschuß einverstanden, weil ich mir vor-
stellen könnte, daß dieser Antrag allenfalls von 
dem Hohen Hause ohne weiteres angenommen wer-
den könnte. Es handelt sich nämlich bei diesem 
Antrag um zwei außerordentlich wichtige politische 
Probleme: erstens darum, daß die neu einströmen-
den Sowjetzonenflüchtlinge möglichst bald wohn-
lich untergebracht werden sollen, und zweitens 
darum, daß diese Beschleunigung durch die Er-
stellung von Fertighäusern ermöglicht und herbei-
geführt werden soll. Die Auftragsvergebung soll 
an die notleidende Holzwirtschaft Ostbayerns er-
folgen. Beide Gesichtspunkte sind von den beiden 
zuständigen Ministerien, dem Bundeswohnungs-
bauministerium und dem Bundeswirtschaftsmini-
sterium, bereits in Rundbriefen herausgestellt wor-
den. Der Bundeswohnungsbauminister hat mit 
Rundbrief vom 24. Februar dieses Jahres etwa an 
die beteiligten Ressorts und an die Länder auf die 
Möglichkeit hingewiesen, die Beschleunigung der 
Unterbringung dieser Sowjetzonenflüchtlinge da-
durch zu ermöglichen, daß auf die Erstellung von 
Fertighäusern zurückgegriffen wird. Bei der der-
zeitigen Wohnungsnot in der Bundesrepublik wäre 
damit zu rechnen, daß die in dieser Not in Massen-
quartieren untergebrachten Flüchtlinge noch für 
unabsehbare Zeit dort verweilen müßten. Es muß 
also ein politisches Bestreben sein, hier einen Weg 
zu schaffen, der es ermöglicht, diesen Leuten mög-
lichst bald ein familiengerechtes Wohnen zu er-
lauben. Das sind diese Fertighäuser, die ja nach 
den heutigen Anforderungen zeitgemäß erstellt, 
dem Städte- und Landschaftsbild angepaßt wer-
den können und mindestens eine Lebensdauer von 
70 bis 80 Jahren haben. Nur so kann außerhalb 
des allgemeinen Wohnungsbauprogramms diese 
Möglichkeit verwirklicht werden. Ich glaube, daß 
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es daher angebracht ist, diese Bestrebungen des 
Wohnungsbauministers auch durch das Hohe Haus 
zu unterstützen. 

Der zweite Gesichtspunkt, nämlich die Auftrags-
vergebung in die östlichen Grenzgebiete, ist in 
einem Runderlaß des Bundeswirtschaftsministers 
von Ende März ebenfalls zum Ausdruck gebracht 
warden. Darin heißt es, daß bei Vergebung öffent-
licher Aufträge in erster Linie diese Gebiete an 
der Sowjetzonen- und an der tschechischen Grenze 
berücksichtigt werden sollen. Die Gründe sind klar. 
Sie wissen ja,  daß durch den hermetischen Ab-
schluß des Eisernen Vorhangs dort Handel und 
Wandel mehr oder weniger zum Stillstand ge-
bracht worden sind, daß durch Verlagerung von 
Standorten ganz andere Wirtschafts- und Wett-
bewerbsbedingungen geschaffen wurden, daß dort 
teilweise neuralgische Punkte entstanden sind, die 
sich nicht etwa nur auf die unmittelbaren Grenz-
gebiete beziehen, sondern sich eben auf diesen 
ganzen Raum erstrecken, wo überall strukturelle 
Arbeitslosigkeit besteht, und daß hier von seiten 
des Bundes etwas geschehen muß. 

In den verschiedensten Anträgen ist ja dieser 
Gesichtspunkt eingehend erörtert worden und dem 
Hause daher bekannt. Ich bitte deshalb zu er-
wägen, ob diese Bestrebungen der beiden Minister, 
die hier in diesem Antrag niedergelegt wurden, 
nicht auch ohne weiteres gleich vom Hohen Haus 
durch eine entsprechende Bewilligung des Antrags 
unterstützt werden könnten, damit nicht durch eine 
etwas langwierige Beratung in den Ausschüssen 
der Zweck dieses Antrages, nämlich die beschleu-
nigte Durchführung der Unterbringung der So-
wjetzonenflüchtlinge, vereitelt wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Wandersleb. 

Dr. Wandersieb, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungsbau: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wie die Antragsteller bereits 
in ihrem Antrag erwähnt haben, und wie der Herr 
Vorredner ja auch ausführte, hat der Bun-
desminister für Wohnungsbau in seinen Einsatz-
richtlinien vom 28. Februar dieses Jahres, in denen 
die Bestimmungen über den Einsatz der Mittel 
zum Bau von Wohnungen für Sowjetzonenflücht-
linge niedergelegt sind, auf die Erstellung von 
Fertighäusern für diesen Zweck besonders hin-
gewiesen, soweit solche Häuser kurzfristig lieferbar 
sind. Wir haben dann auch anschließend mit den 
Ländern darüber verhandelt, um die vielfachen 
Hemmnisse und Schwierigkeiten, die dem stärkeren 
Einsatz von Fertighäusern aus mancherlei Grün-
den entgegenstehen, ausräumen zu helfen. Wir 
haben weiter den vorliegenden Antrag bereits zum 
Anlaß genommen, die Länder noch einmal in die-
sem Sinne anzuschreiben. 

Die Notlage der holzverarbeitenden Industrie in 
Ostbayern ist uns bekannt. Der Herr Vorredner 
hat ja auch bereits darauf hingewiesen, daß auf 
Beschluß der Bundesregierung der Bayerische Wald 
zum Notstandsgebiet erklärt worden ist. Die 
öffentlichen Aufträge sind bevorzugt in solche Ge-
biete zu geben. Wir haben auch die entsprechen-
den Beschlüsse der Bundesregierung den Erlassen, 
in denen die Mittel für die Sowjetzonenflüchtlinge 
an die Länder verteilt worden sind, wieder in Er-
innerung gerufen und diese Bestimmungen den 
Erlassen im Wortlaut beigefügt. 

Der Antrag auf Drucksache 4211 liegt somit ganz 
auf der Linie der Maßnahmen, die die Bundes-
regierung von sich aus eingeleitet hat. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Soweit dieser Antrag das Ziel hat, den Sowjet-
zonenflüchtlingen schnell und in erhöhtem Maße 
Unterkünfte zu beschaffen, stimmen wir ihm in 
vollem Umfang zu. Wir dürfen dieses Ziel aber 
nicht mit anderen Absichten verknüpfen, wie sie am 
Schluß dieses Antrags vorgebracht werden. Wenn 
wir das erste Ziel wirklich erreichen wollen, dürfen 
wir bei der Auswahl der Wohnungsbauten nur nach 
Zweckmäßigkeitsgründen vorgehen. Wir müssen 
in schärfster Form darauf sehen, daß wir nur die-
jenigen Häuser beschaffen, die mit den geringsten 
Mitteln den größtmöglichen Erfolg erbringen, wobei 
die Schnelligkeit der Beschaffung durchaus be-
rücksichtigt werden soll. Insofern würde ich auch 
zustimmen, wenn ein erhöhter Einsatz von Holz-
Fertighäusern in Frage kommen soll; aber immer 
nur dann, wenn dadurch nicht die Gesamtzahl der 
zu erstellenden Wohnungen beeinträchtigt wird. 

Ich möchte aber noch auf den letzten Absatz 
Ihres Antrags zurückkommen. Die gesamte Holz-
hausindustrie in Deutschland ist notleidend aus ge-
wissen Gründen, die vielleicht in der Unrentabili-
tät solcher Häuser liegen. Infolgedessen können wir 
uns hier nicht auf die Einschränkung auf gewisse 
Gebiete einlassen. Vielmehr müssen wir, wenn wir 
innerhalb der Holzhausindustrie solche Häuser be-
schaffen wollen, darauf sehen, daß wir die zweck-
mäßigsten und günstigsten Angebote heranziehen. 
Die Hilfe für die besonders notleidende Industrie 
in Ostbayern muß dann auf anderem Wege ge-
sucht werden, aber nicht auf Kosten der Beschaf-
fung von Wohnungen für die Sowjetzonenflücht-
linge. 

Ich bin deswegen der Meinung, daß wir diesen 
Antrag zunächst dem Ausschuß für Wohnungsbau 
überweisen, aber auch den Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik mitbeteiligen sollten. Ich stelle die 
entsprechenden Anträge. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Behrisch. 

Behrisch (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Wir stimmen dem Antrag 
selbstverständlich zu, weil er uns geeignet er-
scheint, zwei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen. 
Hier bestünde tatsächlich die Möglichkeit, schnell 
wohnliche Unterkünfte zu schaffen, schneller noch, 
als es bei Steinbauten überhaupt der Fall sein 
kann; denn es handelt sich — das möchte ich be-
tonen — nicht um eine Industrie, die Baracken er-
stellt. Wir wünschen keine Baracken für die Men-
schen; wir haben davon genug gehabt. Vielmehr 
handelt es sich um eine Industrie, die, etwa nach 
dem Vorbild der Schweden und Finnen, durchaus 
in der Lage ist, Wohnhäuser zu liefern, die serien-
mäßig hergestellt und rasch montiert werden kön-
nen und infolgedessen auch schnell bezugsfertig 
sind. 

Wir stimmen diesem Antrag, wie gesagt, zu, 
geben aber den Antragstellern eines zu bedenken. 
Der Herr Bundesminister für die Vertriebenen hat 
dem Kollegen Pohle auf eine Anfrage, die sich in 
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gleicher Richtung bewegte, am 2. März 1953 folgen-
des geantwortet: 

Die Unterbringung in Notunterkünften und 
Wohnungen ist grundsätzlich Angelegenheit 
der Länder. Der Bund leistet Hilfe, indem er 
die Rechtsgrundlage für die Heranziehung von 
Grundstücken für die Benutzung von Notunter-
künften bietet und einen wesentlichen Beitrag 
zur Finanzierung zusätzlicher Wohnungen 
leistet. 

Im Schreiben des Herrn Bundesministers für die 
Vertriebenen wird also ausdrücklich betont, daß 
es sich hier um eine Angelegenheit der Länder 
handelt. Nun, dann wird der Herr Bundesvertrie-
benenminister — darum bitte ich — das an die 
rechte Adresse weitergeben, Herr Kollege Dr. Sol-
leder. 

(Zuruf von der Mitte: Das Geld gibt ja 
der Bund!) 

Es wird gesagt: einen wesentlichen Teil des Geldes, 
und Sie sagen ja nun im Antrag, die Bundesregie-
rung würde darauf hinwirken. Wir haben nichts 
dagegen, daß darauf hingewirkt wird; ich möchte 
aber die Bedenken meines Vorredners doch inso-
fern im Hinblick auf die notwendige Fairneß so 
ausgelegt wissen, daß man tatsächlich berücksichti-
gen sollte, ob man nicht der gesamten holzverarbei-
tenden Industrie, ganz gleich, wo sie ihren Standort 
hat, hier einmal zu einem kräftigen Auftrag ver-
helfen könnte und ob hier nicht die Chance besteht, 
dieser ganzen Industrie im Bundesgebiet etwas Luft 
unter die Flügel zu schaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
3)  Abgeordnete Gerstenmaier. 

(Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Verzichte!) 

— Er verzichtet. Das Wort hat der Abgeordnete 
Solleder. 

Dr. Solleder (CSU): Soweit dem Antrag nicht 
ohne weiteres stattgegeben werden sollte, bitte ich, 
ihn allenfalls lediglich an den Wirtschaftspolitischen 
Ausschuß zu überweisen. 

(Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Ich wider

-

spreche! — Abg. Lücke: Wohnungsbau 
federführend!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wollen Sie das Wort 
haben? Dann begründen Sie es bitte von der Tri-
büne aus. 

Lücke (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte, dem Antrag des Vorredners von 
der FDP stattzugeben, den Antrag federführend 
dem Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs-
wesen und zur Mitberatung dem Wirtschaftsaus-
schuß zu überweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Gerstenmaier! 

D. Dr. Gerstenmaier (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin mir bewußt, daß 
es sich hier nicht nur um ein bayerisches Problem 
handelt. Ich widerspreche meinem verehrten Kolle-
gen Solleder nicht, wenn ich der Meinung Ausdruck 
gebe, daß hier ein Probelm angeschnitten wird, das 
über Bayern hinaus der ernsten Beachtung dieses 
Hauses wirklich wert ist. 

Meine Damen und Herren, ich erlaube mir, nur 
zwei Zahlen in Ihre Erinnerung zu rufen. Wir 
haben bis zu diesem Augenblick rund 400 000 so-
genannte Altflüchtlinge in den alten Massenlagern 
sitzen. Von diesen sind vielleicht 30- bis 40 000 
sogenannte DPs. Es ist des Schweißes der Edlen 
wert, sich den Kopf darüber zu zerbrechen, wie 
diese Massenlager endlich einmal aufgeräumt 
werden können. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Ich weiß, daß das nicht sehr aktuell ist in einer 
Zeit, in der man immerhin noch täglich tausend 
Neuzugänge an Ostzonenflüchtlingen hat. Trotz-
dem, das Problem steht, und ich bin der Meinung, 
daß wir nunmehr so weit sind, daß wir uns den 
Kopf darüber zerbrechen sollten, mit welchen Mit-
teln neben dem Ersten Wohnungsbaugesetz dieser 
Situation, die auf die Dauer unhaltbar ist, zu Leibe 
gerückt werden kann. Ich sehe in dem Antrag des 
Herrn Kollegen Solleder einen Hinweis, wie es ge-
schehen könnte, und ich möchte jedenfalls insoweit, 
als der erste Teil des Antrags zur Debatte steht — 
nämlich die Herstellung von Fertighäusern —, 
diesem Antrag zustimmen. 

Hinsichtlich der besonderen Anregung bezüglich 
Ostbayerns bin ich der Meinung, daß man dem An-
trag insoweit folgen sollte, als da ein besonderer 
Notstand besteht. Ich könnte mir allerdings denken, 
daß das, was der Herr Kollege von der Sozialdemo-
kratie hier dargelegt hat, auch für einige andere 
Teile des Bundeslandes gilt und daß man diese 
auch entsprechend berücksichtigen sollte. 

Ich glaube, daß das ganze Problem im Rahmen 
des Flüchtlingsproblems gesehen werden muß. Ich 
bin sonst in diesem Hause nicht für Komplika-
tionen. In diesem Fall empfehle ich jedoch, den 
Antrag auch an den Flüchtlingsausschuß mit zu 
überweisen. Ich glaube, daß das Problem im Zu-
sammenhang mit dem Flüchtlingsproblem disku-
tiert werden muß. Ich beantrage deshalb, daß der 
Antrag nicht nur an den Wiederaufbauausschuß 
und den Wirtschaftsausschuß, sondern auch an den 
Flüchtlingsausschuß überwiesen wird. 

(Abg. Schoettle: Den gibt's gar nicht! Das 
ist der Ausschuß für Heimatvertriebene!) 

— Ich korrigiere mich selber, nehme die Korrektur 
meines Freundes Schoettle auf und sage: Ausschuß 
für Heimatvertriebene. 

(Abg. Renner: Da liegen sie bis Weihnachten 
1953! Diese Propagandaanträge!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
und Herren, ich glaube, wir können nunmehr ab-
stimmen. Einverständnis besteht wohl darüber, daß, 
wenn an mehrere Ausschüsse überwiesen werden 
sollte, der Ausschuß für Wiederaufbau und Woh-
nungswesen federführend sein sollte. 

(Zustimmung.) 

— Kein Zweifel darüber. 

Ebenfalls besteht Einverständnis darüber, nehme 
ich an, daß der Antrag an den Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik verwiesen wird. 

(Zustimmung.) 

Zweifel bestehen darüber, ob außerdem an den 
Ausschuß für Heimatvertriebene verwiesen werden 
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soll. Darüber müssen wir abstimmen. Wer für Ver-
weisung auch an diesen dritten Ausschuß ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Letzteres ist ohne Zweifel die Mehrheit; der An-
trag ist also insoweit abgelehnt. Der Antrag ist 
damit an den Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen als federführenden Ausschuß und 
an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik als mitbe-
ratenden Ausschuß überwiesen. 

Damit können wir in die heutige Tagesordnung 
eintreten, und zwar in die gedruckte Tagesordnung 
von heute. Ich rufe auf Punkt 1: 

Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD betreffend Aufhebung von Preis-
vorschriften auf dem Gebiete des Grund-
stücksverkehrs (Nr. 4192 der Drucksachen; 
Antrag Umdruck Nr. 859). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, für die Be-
gründung 15 Minuten vorzusehen und die all

-

gemeine Aussprache auf 60 Minuten zu be-
schränken. 

Das Wort zur Begründung der Großen Anfrage 
hat der Abgeordnete Jacobi. 

Jacobi (SPD), Anfragender: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Große Anfrage der 
SPD-Fraktion, die Ihnen als Drucksache Nr. 4192 
vorliegt, will die Aufmerksamkeit des Hohen 
Hauses auf bereits eingeleitete und beabsichtigte 
weitere Maßnahmen des Bundeswirtschaftsministe-
riums hinlenken, die die Tendenz haben, die Preis-
bindungen für Grundstücke aufzuheben oder we-
sentlich zu lockern, ohne das Parlament an der-
artigen Entscheidungen zu beteiligen. In diesem 
Hause, das sich zu unzähligen Malen mit Fragen 
des Wohnungsneu- und -wiederaufbaues beschäftigt 
hat, bedarf es wohl nur eines kurzen Hinweises 
darauf, von welcher Bedeutung die Bodenpreise für 
die Weiterführung besonders des sozialen Woh-
nungsbaues sind. Andererseits kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß Mittel und Wege gesucht 
werden müssen, um zu einer wirklichkeitsnahen  
Auflockerung allzu starrer Preisbindungen zu 
kommen. 

Die Ausschüsse, die dieses Haus für Wiederauf-
baufragen und für Fragen des Bau- und Boden-
rechts eingesetzt hat, haben sich bei den verschie-
densten Beratungen Mühe gegeben, die Proble-
matik, die mit dem Preisstopp verbunden ist, zu 
erkennen. Demnächst wird sich bei der Vorlage des 
Baulandbeschaffungsgesetzes zeigen, daß die er-
wähnten Ausschüsse diesen Fragen ihre Aufmerk-
samkeit geschenkt haben; denn bei diesem Bau

-

landbeschaffungsgesetz bildet naturgemäß die Ent-
schädigungsregelung einen wesentlichen Punkt. 

Die Tatsache aber, daß dieses Gesetz das Plenum 
demnächst beschäftigen wird, ist mit ein Grund 
für meine Fraktion gewesen, die Große Anfrage 
zu stellen; denn das erwähnte Gesetz bietet die 
Möglichkeit, die mit der Preisbindung im Zu-
sammenhang stehenden Fragen im Parlament zu 
erörtern und einer Lösung entgegenzuführen, ein 
Weg, der bei der Bedeutung der Materie sicherlich 
wünschenswerter und rechtsstaatlich erfreulicher 
als eine Verordnungsregelung ist. 

Die Bundesregierung ist bisher unter Umgehung 
des Parlaments den zweiten Weg gegangen. Dies  

ist unter anderem bei der Preisrechtsverordnung 
Nr. '75/52 vom 12. Dezember 1952 geschehen, durch 
die unter anderem die Preisvorschriften für den  
Verkehr mit bebauten und Trümmergrundstücken 

 aufgehoben worden sind. Dabei hat sich die Bundes-
regierung, wie ein Jahr vorher bei der Preisrechts-
verordnung Nr. 71, auf den Standpunkt gestellt, 
daß sie ermächtigt sei, derart weitgehende Maß-
nahmen im Verordnungswege zu treffen. 

Ich habe seinerzeit, in der 180. Sitzung des Bun-
destags auf die rechtliche Bedenklichkeit dieser 
Auffassung bereits hingewiesen. Die von mir da-
mals vorgetragenen Argumente sind in sich bis in 
diese Tage hinziehenden Betrachtungen in Rechts-
lehre und Rechtsprechung vertieft worden. Die 
Zweifel an der Rechtsgültigkeit der erwähnten Ver-
ordnungen wurden dabei in keiner Weise ausge-
räumt, sie sind vielmehr verstärkt aufgetreten. 
Die Bundesregierung stützt ihre Verordnungs-
praxis in den hier berührten Fällen auf das Preis-
gesetz. Demgegenüber ist festzustellen, daß die im 
Preisgesetz ausgesprochene Ermächtigung keines-
wegs die Änderung bestehender Gesetze oder ge-
setzesvertretender Verordnungen im Verordnungs-
wege gestattet. Die Verordnung PR Nr. 75/52' aber 
ändert drei Verordnungen, die materiell und for-
mell gesetzesvertretende Verordnungen sind, näm-
lich die Preisstoppverordnung, die Geboteverordnung 

 und die Verordnung über die Rechtsfolgen von  
Preisverstößen im Grundstücksverkehr. Wenn es 
stimmt, daß eine neue Verordnung erwogen wird 
— und wir haben Grund zu dieser Annahme —, 
die weitere Lockerungen der Grundstückspreise vor-
sieht, dann würde auch hier das an rechtlichen 
Bedenken gegenüber einer solchen Verordnung 
geltend gemacht werden müssen, was gegenüber 
der Verordnung Nr. 75 von uns erklärt werden 
muß. 

(Vizepräsident Dr. Schäfer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Eine Regierungsverordnung ist nicht möglich, die 
in dieser Weise gesetzesvertretende Verordnungen 
aufhebt oder ändert. Dies gilt, gleich wie man das 
Preisgesetz beurteilt. 

Es gibt einen Standpunkt — er mag vertretbar 
sein —, der dartut, daß das Preisgesetz trotz seiner 
mehrfachen Verlängerungen durch den Bundestag 
als vorkonstitutionelles Gesetz zu behandeln ist 
und daß demgemäß die Ermächtigung aus Art. 129 
Abs. 3 des Grundgesetzes als erloschen gilt.  

Der wohl zutreffende Standpunkt ist, daß das 
Preisgesetz wegen seiner mehrfachen Verlänge-
rungen durch den Bundestag als nachkonstitutio-
nelles Gesetz behandelt werden muß. Dann aber 
folgt die Unwirksamkeit der Ermächtigung un-
mittelbar aus Art. 80 des Grundgesetzes. Selbst 
wenn aber die im Preisgesetz enthaltene Ermäch-
tigung als mit den genannten Artikeln, also Art. 80 
und 129 des Grundgesetzes, vereinbar angesehen 
werden sollte, so ist die Ermächtigung insoweit be-
schränkt, als die Mitwirkung des Bundestags als' des 
Rechtsnachfolgers des Wirtschaftsrats erforderlich 
ist, wenn die getroffene Regelung eine grund-
legende Bedeutung für den gesamten Preisstand 
hat. Dies aber ist der Fall. 

Durch die Zusammenhänge zwischen der Preis-
bildung für Baugrundstücke und den zum Teil 
freigegebenen Mieten wird sich bereits die Ver-
ordnung Nr. 75/52 in jedem Fall, wenn auch nicht 
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schlagartig, so doch bald erkennbar auf den all-
gemeinen Preisstand auswirken. Diese Auswir-
kungen werden sich im Falle der beabsichtigten 
neuen Verordnungen erheblich verschärfen; denn 
alsdann ist das ganze bisherige Gefüge der Boden-
preise ausgehöhlt. Im Schnitt werden alsdann diese 
Bodenpreise eine Steigerung von mindestens 50 % 
erfahren. Daß dies nicht ohne Einfluß auf den ge-
samten Preisstand sein wird, bedarf keiner beson-
deren Hervorhebung. Solche Maßnahmen aber 
müssen wegen ihrer Bedeutung dem Parlament 
überlassen bleiben; zumindest aber muß, wenn der 
Verordnungsweg gewählt wird, die Zustimmung 
des Parlaments eingeholt werden. Dies sei in recht-
licher Hinsicht zur Begründung der Ziffern 1 und 2 
der Großen Anfrage ausgeführt. 

Nun ist über das inzwischen Verordnete hinaus 
einiges mehr geschehen. So hat das Bundeswirt-
schaftsministerium u. a. durch einen Erlaß vom 
19. Februar 1953 die Preisbehörden ermuntert, auch 
für unbebaute Grundstücke Preiszuschläge bis zu 
50010 zuzulassen. Die Preisbehörden werden ver-
anlaßt, Ausnahmeregelungen gleichsam zum Re-
gelfall zu machen. Das aber ist ein klarer Gesetzes

-

verstoß, denn eine Ausnahmegenehmigung kann 
niemals dahin gehen, daß sie allgemein und für alle 
Fälle geltendes Recht schafft. So kann nicht im 
Wege der Ausnahmegenehmigung für alle Grund-
stücke festgelegt werden, daß die heutige Wid-
mung an die Stelle der gesetzlich festgelegten Ver-
bindlichkeit der Widmung zum Stichtage gesetzt 
wird. Daß diese Auslegung — mag man innerlich 
zu ihr stehen, wie immer man will — nicht im 
Wege der Ausnahmegenehmigung Rechtens prak-
tiziert werden kann, geht übrigens auch aus dem 
Eingeständnis hervor, daß das Bundeswirtschafts-
ministerium den Erlaß einer den Tatbestand re-
gelnden Verordnung für erforderlich hält. 

Das Bedenklichste an der durch das Bundeswirt-
schaftsministerium geförderten Praxis aber ist, daß 
auf diese Weise bereits jetzt ein Zustand geschaffen 
werden soll, dem dann schließlich eines Tages die 
Rechtsregelung nur noch als die Legalisierung 
einer durch die Verwaltung längst verwirklichten 
Tatsache folgen kann. Hier liegt ein Fall vor, 
der nicht ernst genug betrachtet werden kann. Es 
zeigt sich wieder einmal, daß sich Regierung und 
Verwaltung bemühen, eine bestimmte der Volks-
vertretung zustehende Entscheidung nicht nur 
vorwegzunehmen, sondern schließlich dem Parla-
ment aufzuzwingen. Regierung und Verwaltung 
aber sind gehalten, die Gesetze zu vollziehen. 
Eigenes Ermessen steht ihnen nur dort zu, wo es 
gesetzlich gestattet ist. 

Das sind rechtliche Bedenken. Es kommen aber 
auch tatsächliche hinzu, die ich ganz kurz hier 
darlegen muß. Die beabsichtigte Regelung ist in 
höchstem Maße unzweckmäßig. Was die soziale und 
wirtschaftspolitische Auswirkung auf den allge-
meinen Preisstand anlangt, so ist darauf bereits 
hingewiesen worden. Ergänzend ist zu sagen, daß 
die Bodensperre durch die Monopolstellung des 
Grundbesitzers nun wieder voll zum Tragen 
kommen wird. 

Ein weiterer, sehr ernster Gesichtspunkt ergibt 
sich aus den mit Sicherheit vorauszusehenden 
Steigerungen der Gesamtkosten im sozialen Woh-
nungsbau. Im Falle der Realisierung der bekannt-
gewordenen Absichten des Bundeswirtschaftsmini-
steriums wird im übrigen das jetzt seit Jahren be

-

ratene und demnächst hier in zweiter und dritter 
Lesung anstehende Baulandbeschaffungsgesetz 
immer problematischer. Die Bemühungen, eine im 
Interesse des Wohnungsbaues tragbare Entschädi-
gungsregelung zu finden, werden möglicherweise 
gegenstandslos. Der Anknüpfungspunkt für eine 
wohl von allen Parteien angestrebte Abschöpfung 
des unverdienten Wertzuwachses wird vernichtet. 
Dabei ist — um Mißverständnisse auszuschalten! 
— auch unsererseits nicht daran gedacht, die un-
echte nominale Wertsteigerung durch die Verände-
rung des inneren Währungswertes abzuschöpfen. 
Wohl aber müssen die Veränderungen erfaßt wer-
den, die sich aus den Widmungsänderungen er-
geben. Ich brauche dazu im Augenblick keine be-
sonderen Ausführungen zu machen. Wir werden 
demnächst bei der Beratung des Baulandbeschaf-
fungsgesetzes auf die Problematik und Bedeutung 
dieser Frage noch eingehend zu sprechen kommen. 

Es sind also ernste Bedenken, die meine Fraktion 
veranlaßt haben, die Große Anfrage einzubringen. 
Wir sind gespannt darauf, was der Herr Bundes-
wirtschaftsminister uns als Antwort zugedacht hat. 
Zu wirtschaftspolitischen Fragen, die damit in Ver-
bindung stehen, werden wir in der Aussprache im 
einzelnen noch Stellung nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Zur Beantwortung 
der Großen Anfrage hat das Wort der Herr Bun-
deswirtschaftsminister. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Große Anfrage der SPD wegen Aufhebung von 
Preisvorschriften auf dem Gebiete des Grund-
stücksverkehrs beantworte ich wie folgt: 

Die Frage 1 lautet: 

Woraus leitet die Bundesregierung die Er-
mächtigung her, bestehende Gesetze oder ge-
setzesvertretende Verordnungen, wie dies im 
Falle der Preisverordnung 75/52 geschehen ist, 
im Verordnungswege zu ändern? 

Die Verordnung 75/52 greift in bestehende Ge-
setze überhaupt nicht ein. Sie greift aber auch nicht 
in Verordnungen ein, die als gesetzesvertretend 
bezeichnet werden können. Sie beseitigt das Preis-
erhöhungsverbot für bebaute und Trümmergrund-
stücke und schränkt damit die Preisstoppverord-
nung ein. Daß die Preisstoppverordnung keine ge-
setzesvertretende Rechtsverordnung ist, ist bereits 
obergerichtlich entschieden worden. Das gleiche 
gilt für den durch die Verordnung 75/52 geänder-
ten § 1 der Verordnung vom 7. Juli 1942, da dieser 
lediglich der Sicherung des Preiserhöhungsverbots 
diente. Das darin bestimmte Verfahren zur Erlan-
gung einer preisrechtlichen Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung kann nach der Freigabe der Preise für 
bebaute Grundstücke und Trümmergrundstücke 
auf diese nicht mehr angewandt werden. Dem § 4 
der Verordnung kommt daher keine materielle, 
sondern nur eine klarstellende Bedeutung zu. Es 
kann daher dahingestellt bleiben, ob und inwieweit 
auf Grund alter Ermächtigungen Abänderungen 
von sogenannten gesetzesvertretenden Verordnun-
gen möglich sind. 

Die zweite Frage lautet: 
Besteht die Absicht, durch eine Rechtsverord-
nung den Preisstopp auch für unbebaute 
Grundstücke zu lockern oder aufzuheben? 
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Ich nehme dazu wie folgt Stellung. Eine Aufhe-
bung des Preisstopps für unbebaute Grundstücke 
ist für den gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in Aus-
sicht genommen. Sobald das Baulandbeschaffungs-
gesetz verkündet sein wird, werde ich erneut prü-
fen, ob und in welcher Form eine Auflockerung des 
Preiserhöhungsverbots erfolgen kann. 

Wie ich bereits bei der Beantwortung der münd-
lichen  Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Becker 
(Hersfeld) in der 235. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 23. Oktober 1952 ausgeführt habe, 
wird eine Auflockerung der Preisvorschriften für 
Bauland davon abhängig zu machen sein, daß Er-
schwernisse des Wohnungsbaus, insbesondere des 
sozialen Wohnungsbaus, nicht eintreten dürfen. Ich 
habe des weiteren in der gemeinsamen Sitzung der 
Ausschüsse für Wiederaufbau und Wohnungswesen 
und für Bau- und Bodenrecht am 8. Januar 1953 
dargelegt, daß eine Freigabe der Preise für unbe-
baute Grundstücke nicht beabsichtigt sei. Nach der 
Freigabe der Preise für bebaute Grundstücke und 
Trümmergrundstücke durch die Verordnung PR 
Nr. 75/52 vom 28. November 1952 habe ich daher 
zunächst ein wissenschaftliches Forschungsinstitut 
damit beauftragt, periodisch die Entwicklung der 
Verhältnisse auf dem Grundstücksmarkt zu ermit-
teln. Eine weitere Auflockerung der Preisvorschrif-
ten wird von dem Ergebnis dieser Untersuchung 
abhängig zu machen sein. 

Nach § 7 des Entwurfs eines Baulandbeschaf-
fungsgesetzes in der Fassung vom 17. Februar 1953 
ist zwar bei der Ermittlung des Wertes eines von 
der Enteignung betroffenen Grundstücks von den 
Wertverhältnissen am 17. Oktober 1936 auszugehen; 
jedoch sind die  seitdem eingetretenen Änderungen 
in den Wertverhältnissen zu berücksichtigen, soweit 
es sich nicht um Werterhöhungen infolge einer 
Änderung der Nutzungsmöglichkeit des Grund-
stücks handelt. Damit haben die Ausschüsse für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen und für Bau- 
und Bodenrecht des Deutschen Bundestags für das 
Gebiet der Enteignungsentschädigung bereits 
grundsätzlich anerkannt, daß Wertveränderungen 
infolge einer Änderung der Kaufkraft seit dem 
17. Oktober 1936 zu berücksichtigen seien. 

(Abg. Lücke: Sehr richtig!) 

In der Begründung zu § 7 des Entwurfs in der Fas

-

sung vom 1. März 1952 wird wörtlich ausgeführt: 

Die Änderung der Wertverhältnisse bei Grund-
stücken gegenüber dem Stande vom 17. Ok-
tober 1936 kann neben Umständen, die sich 
auf das Grundstück selbst beziehen, in erster 
Linie auf Änderung der inneren Kaufkraft 
des Geldes beruhen, während Werterhöhungen 
infolge von Änderungen der Nutzungsmöglich-
keiten nicht berücksichtigt werden sollen. 

Für die Berücksichtigung der allgemeinen 
Wertveränderungen liegen eindeutige Maßstäbe 
nicht vor. Ein Preisindex für Güter und Lei-
stungen der gewerblichen Wirtschaft oder der 
Ernährungs- und Landwirtschaft kommt als 
solcher nicht in Betracht. Auch von den 
Kostensteigerungen kann nicht ausgegangen 
werden, weil solche bei Grundstücken in 
nennenswertem Umfang nicht eingetreten sind. 
Es kann aber die Veränderung der Wechsel-
kurse der Mark im Verhältnis zum Dollar seit 
1936 in Betracht gezogen und die durchschnitt-
liche Erhöhung der Stopppreise für Grund-
stücke berücksichtigt werden. 

Auch die Anfragenden haben durch einen Vor-
schlag zu § 7 des Baulandbeschaffungsgesetzes laut 
Kurzprotokoll über die Sitzung selbst zu erkennen 
gegeben, daß sie Kaufkraftzuschlägen zustimmen 
würden, indem sie für § 2 Abs. 2 folgende Formu-
lierung vorgeschlagen haben — ich zitiere wört-
lich —: 

Zu diesem Betrag (steuerlicher Einheitswert) 
ist ein durch Rechtsverordnung allgemein fest-
zulegender Zuschlag zu gewähren, der der Ver-
änderung der Kaufkraft der Währungseinheit 
im Verhältnis zwischen dem Zeitpunkt der 
steuerlichen Grundstücksbewertung und der 
Enteignung entspricht. Dieser Zuschlag darf 
x vom Hundert nicht überschreiten. 

Wenn ich auch das Ausmaß solcher Erhöhungen, das 
in den Ausschüssen mit etwa 66 2/3% angegeben 
wurde, noch nicht für genügend geklärt halte, so 
beabsichtige ich jedenfalls, im Zusammenhang mit 
der Verabschiedung des Baulandbeschaffungs-
gesetzes dieser Frage auch für den normalen 
Grundstücksverkehr näherzutreten. Es wird dazu 
einer Rechtsverordnung bedürfen. Ich gehe hierbei 
davon aus,  daß mit einer Verabschiedung des Bau-
lanabeschaffungsgesetzes in absehbarer Zeit zu 
rechnen ist. 

Frage 3 der Anfrage: 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla-
ren, daß die allgemeine Zulassung von Üb-
schreitungen der Stopppreise für Bauland 
gesetzwidrig ist? 

Die Antwort lautet: Die allgemeine Zulassung der 
Überschreitung von Stopppreisen ist nicht gesetz-
widrig, wenn sie durch Rechtsverordnung erfolgt. 
Das ergibt sich aus der Beantwortung zu Frage 1. 
Die Anfrage ist aber nicht so abstrakt gemeint, son-
dern hat zwei konkrete Maßnahmen zum Gegen-
stand, einmal die Berücksichtigung von Werterhö-
hungen infolge von Veränderungen der Nutzungs-
möglichkeiten seit dem 17. Oktober 1936, den so-
genannten Widmungsänderungen, und den eingangs 
der Anfrage zitierten Erlaß vom 19. Februar 1953. 
Beide Maßnahmen stellen aber überhaupt keine 
allgemeine Zulassung von Überschreitungen der 
Stopppreise für Bauland dar. 

Die Berücksichtigung sogenannter Widmungs-
änderungen, d. h. von Veränderungen der Nut-
zungsmöglichkeiten, z. B. infolge einer Änderung 
der baulichen Ausnutzbarkeit eines Grundstücks seit 
dem 17. Oktober 1936, ist keine Auflockerung des 
Preiserhöhungsverbots. Der Begriff des Stopp-
preises bei Grundstücken hat vielmehr von jeher 
auch das Verhältnis von Preishöhe und jeweiliger 
Nutzungsmöglichkeit eines Grundstücks zum In-
halt. In dieser Weise ist der Begriff des Stopp-
preises bereits in Zeiten der vollständigen Preis-
bindung verstanden worden. Ich bin in der Lage, 
an Hand zahlreicher früherer amtlicher Verlaut-
barungen nachzuweisen, daß solche Widmungs-
änderungen seit jeher berücksichtigt worden sind. 
Es handelt sich daher nicht um eine Auflockerung 
des Preiserhöhungsverbots für unbebaute Grund-
stücke, sondern um die richtige Anwendung des 
Stopppreisbegriffes. 

Sinn, Zweck und Inhalt des Erlasses meines Hau-
ses vom 19. Februar 1953 sind von den Anfragen-
den gründlich mißverstanden worden. Dieser Er-
laß ist an die Preisbildungsstellen der Länder ge- 
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richtet und befaßt sich mit der Zusammenarbeit 
der Grundstückspreisbehörden mit den Finanz-
ämtern in Zusammenhang mit der künftigen steuer-
lichen Einheitsbewertung des Grundvermögens, 
hat also mit der derzeitigen Grundstückspreispoli-
tik nichts zu tun. Er stellt überdies nur eine Emp-
fehlung an die zuständigen obersten Landesbehör-
den dar, beinhaltet jedoch nicht eine übrigens mit 
dem Grundgesetz nicht zu vereinbarende Weisung. 

Im einzelnen ist zu dem Erlaß folgendes zu be-
merken: 

a) Ebenso wie die Finanzämter durch den Bun-
desfinanzminister angehalten werden, zur Vorbe-
reitung der Einheitsbewertung Richtpreiskarteien 
für die Grundstücke aufzustellen, wird den unte-
ren Verwaltungsbehörden, den Grundstückspreis-
behörden, im Rahmen dieser Zusammenarbeit mit 
den Finanzämtern empfohlen, zur Vorbereitung der 
in Aussicht genommenen Neuregelung der Preis-
bildung für Grundstücke für den internen Verwal-
tungsbereich auch dort Richtpreispläne aufzustel-
len, wo diese bisher nicht vorhanden waren. Es 
handelt sich daher zunächst nur um eine vorbe-
reitende Maßnahme für den Fall einer künftigen 
Neuregelung der Grundstückspreise. 

b) In diesen Richtpreisplänen, die sich also auf 
die derzeitige Grundstückspreisbildung nicht aus-
wirken, sollen die Widmungsänderungen seit dem 
17. Oktober 1936 berücksichtigt werden. 

c) Soweit in dem Erlaß weiter noch zum Aus-
druck kommt, daß die Absicht bestehe, im Rahmen 
der Neuregelung auch allgemeine Preiszuschläge 
für Bauland zuzulassen, verweise ich auf meine 
Antwort zur Frage 2. Hiernach sind derartige Maß-
nahmen erst für einen Zeitpunkt nach der Ver-
kündung des Baulandbeschaffungsgesetzes in Aus-
sicht genommen. 

d) Eine Empfehlung an die Preisbehörden, einen 
allgemeinen Zuschlag in bestimmter Höhe bereits 
jetzt für Bauland zuzulassen, ist nicht ausgespro-
chen worden. Bei der Aufstellung der Richtpreis-
pläne zur Vorbereitung zu einer künftigen Rege-
lung — und nur hierauf bezieht sich die von den 
Anfragenden mißverstandene Empfehlung in Zif-
fer 2 des Erlasses vom 19. Februar 1953 — sollen 
allgemeine Zuschläge vielmehr nur Berücksichti-
gung finden, soweit sie bisher von den Preisbehör-
den zugelassen worden sind und nicht über 50 % 
hinausgehen. Hierin liegt demnach, wie sich aus 
dem Wortlaut des Erlasses ergibt, keineswegs eine 
Aufforderung an die Preisbehörden, solche Zu-
schläge bis zu 50 % allgemein zuzulassen. Es wird 
vielmehr den Preisbehörden weiterhin bis zu einer 
allgemeinen Regelung überlassen bleiben, welche 
Zuschläge sie im einzelnen Falle zulassen wollen. 

Die letzte Frage lautet: 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die administrativ eingeleitete rechtswidrige 
Handhabung der Preisbestimmungen seitens 
der für die Preisbildung und -überwachung 
zuständigen Stellen rückgängig zu machen 
und zu verhindern? 

Eine rechtswidrige Handhabung von Preisvor-
schriften durch die für die Preisbildung und Preis-
überwachung zuständigen Stellen ist mir nicht be-
kannt. Falls die Anfragenden etwa auf den Erlaß 
meines Hauses vom 19. Februar 1953 abzielen, darf 
ich auf die Beantwortung der vorigen Frage ver-
weisen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Interpellation ist 
beantwortet. Ich frage das Haus, ob eine Aus-
sprache gewünscht wird. — Ich nehme an, daß dazu 
eine ausreichende Mehrheit vorhanden ist. Für die 
Aussprache schlage ich eine Gesamtredezeit — — 

(Lebhafter Widerspruch in der Mitte und. 
rechts. — Zurufe: Keine Aussprache!) 

— Dann bitte ich diejenigen, die eine Aussprache 
wünschen, die Hand zu erheben. — Das ist zwei-
fellos die ausreichende Zahl. Entsprechend dem 
Vorschlag des Ältestenrates schlage ich eine Ge-
samtredezeit von 60 Minuten vor. Ich nehme die 
Zustimmung des Hauses an. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lücke. 

Lücke (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Ordnung des 
Bodenrechts in Deutschland stellt zweifellos die 
schwierigste Aufgabe dar, die noch der Lösung 
harrt. Der Bundestag hat diese Frage bisher noch 
nicht lösen können. Das Baulandbeschaffungsgesetz, 
das uns in den beiden Ausschüssen seit nunmehr 
drei Jahren befaßt, steht vor der Verabschiedung. 
Es stellt den ersten Schritt auf dem Wege zu dieser 
Lösung dar. Eines der wesentlichen Ziele dieses 
Gesetzes ist es, jeder Familie den Zugang zu Grund 
und Boden zu ermöglichen. 

Es ist heute nicht Zeit rind Gelegenheit, die 
Grundsätze des neuen Bodenrechts zu diskutieren. 
Ich darf daher für meine Freunde und mich auf 
folgende Grundsätze verweisen, die die Meinung 
der CDU zu dieser Frage darstellen. 

In der Erkenntnis, daß eine breite Eigentumsbil-
dung im Wohnungsbau auf die Dauer nur durch 
Schaffung eines geordneten Bodenrechts möglich 
ist, wird die baldige Verabschiedung des Bauland-
beschaffungsgesetzes bejaht und gefordert. Wesent-
lich im Baulandbeschaffungsgesetz ist die Regelung 
der Entschädigung, die auch der Interpellation zu-
grunde liegt und ebenfalls von Herrn Bundesmini-
ster Erhard angeschnitten worden ist. Sie wird 
im Baulandbeschaffungsgesetz in dem bedeutenden 
§ 7 geregelt. 

Zur endgültigen Regelung der Bodenbewertungs-
frage bedarf es jedoch der Verabschiedung eines 
Bodenbewertungsgesetzes. Um diese Forderung zu 
verwirklichen, bemühen sich ein Teil meiner 
Freunde und ich darum, ein Bodenbewertungsge-
setz zu erarbeiten, das der Bodenspekulation wirk-
sam begegnet. Sinn eines derartigen Bodenbewer-
tungsgesetzes ist, daß gerechte Bodenpreise ge-
schaffen, vor allem aber — ich wiederhole es —, 
daß der Bodenspekulation begegnet werden kann. 

Man wird mich fragen, ob denn die Bodenspeku-
lation heute noch eine derartige Bedeutung habe. 
Dazu, meine Damen und Herren, ließe sich eine 
Menge sagen und ließe sich eine Reihe Beispiele 
anführen. Wir können zur Beantwortung dieser 
Frage schon im Raume von Bonn verbleiben. Da-
durch, daß Bonn Bundeshauptstadt wurde, ist hier 
eine Unordnung im Bodenrecht eingetreten — 
selbst in weit von Bonn entfernt gelegenen Ge-
bieten —, die man immerhin zu einem großen Teil 
als Bodenspekulation ansehen muß. In dem von 
uns vorgesehenen Entwurf eines Bodenbewertungs-
gesetzes soll vor allem sichergestellt werden, daß 
nach Aufhebung des Preisstopps vom Jahre 1936, 
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) der die längst überholte Preisentwicklung nur noch 
trügerisch überdeckt, alle nicht auf Arbeits- und 
Kapitaleinsatz beruhenden Wertsteigerungen zu-
gunsten der Allgemeinheit abgeschöpft werden. 

Mit diesen Grundsätzen bekennt sich die CDU zu 
der Sozialverpflichtung, die auf dem Grund und 
Boden beruht. Sie bekennt sich damit weiter zu 
dem Grundsatz, daß nur über ein geordnetes Boden-
recht möglichst viele der entwurzelten Menschen, 
vor allem der Vertriebenen, der Ausgebombten und 
der jungen Familien, wieder mit Grund und Boden 
versehen werden können. Nur so wird es auf die 
Dauer möglich sein, diese entwurzelten Menschen 
wieder mit dem Heimatboden zu verwurzeln. 

Ich brauche nicht — soweit Sie, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, Kenntnis von der 
Schwierigkeit dieser Materie besitzen— zu betonen, 
daß die richtige Lösung dieser Frage vielleicht zu 
dem Schwierigsten gehört, was es auf innerpoli-
schem Gebiet zu lösen gibt. Es geht — um es ganz 
einfach zu sagen — darum, die Sozialhypothek — 
so  nennt man das —, die auf dem Grund und Boden 
ruht, durch Gesetz sichtbar zu machen. Diese 
Sozialhypothek wird stündlich und täglich erhöht, 
je  mehr Menschen in dieses Gebiet einströmen. Die 
10 Millionen Vertriebenen und die aus der Sowjet-
zone verjagten Menschen bedürfen der Ansiedlung 
und der Unterbringung. Darum drängt und brennt 
diese Frage und schreit förmlich nach einer 
Lösung. In keinem Lande Europas ist die Frage 
nach einem geordneten Bodenrecht so brennend wie 
in der Bundesrepublik. 

Ich sagte bereits: wir lehnen den Preisstopp als 
überholt ab, können jedoch im Augenblick einer 
Aufhebung des Preisstopps für unbebaute Grund-
stücke nicht zustimmen, da er das gesamte Preis

-

gefüge im Bodenrecht erschüttern würde. Deshalb 
haben meine Freunde und ich den interfraktionel-
len Antrag, der Ihnen vorliegt, mit unterstützt, der 
die Bundesregierung ersucht, bis zum Inkrafttreten 
des Baulandbeschaffungsgesetzes keine weiteren 
Auflockerungen von Preisvorschriften vorzu-
nehmen. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat erklärt, 
daß es nicht die Absicht der Bundesregierung ist 
und war, den Preisstopp für unbebaute Grund-
stücke aufzuheben. Ich darf, um die Bedeutung die-
ser Frage für die Allgemeinheit hervorzuheben, auf 
zwei Eingaben in dieser Angelegenheit verweisen. 
Zunächst ein Schreiben des Erzbischofs von Köln 
als Vorsitzenden der Fuldaer Bischofskonferenz, 
das ich mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten aus-
zugsweise verlesen darf. Dieses Schreiben an den 
Herrn Minister, von dem eine Abschrift meinem 
Ausschuß zugegangen ist, lautet: 

Durch Ihre Verordnung vom 28. November 
1952 sind die für den Verkehr mit bebauten 
Grundstücken geltenden Preisvorschriften auf-
gehoben worden. Wie ich erfahren habe, wird 
zur Zeit in Ihrem Ministerium erwogen, ob 
auch der Verkehr mit unbebauten Grund-
stücken von den Preisvorschriften befreit wer-
den soll. 

Ich bitte, zu überlegen, ob nicht die Auf-
hebung der noch geltenden Vorschriften zu 
einer Steigerung der Preise für unbebaute 
Grundstücke führen wird, so daß die bisher 
so günstige Entwicklung im Wohnungsbau 
einen ernsten Rückschlag erfahren könnte. 

Im Interesse der sozialen Befriedung inner-
halb unseres Volkes müßte meines Erachtens 
Vorsorge getroffen werden, daß 

a) jede Spekulation mit dem Boden und jede 
Preistreiberei verhindert wird, 

b) die Erzielung ungerechtfertigten Gewinns 
aus Grundbesitz durch den einzelnen unter-
bleibt, 

c) jeder Bauwillige die Möglichkeit zum Er-
werb von Grund und Boden zu billigem 
Preis erhält. 

Der Vorsitzende des Rats der evangelischen 
Kirche in Deutschland, Herr Bischof Dr. Dibelius, 
schreibt unter anderem: 

Unter den zahlreichen Schwierigkeiten, die 
die Herstellung von Wohnraum hemmen, spielt 
die Beschaffung billigen Baulandes eine beson-
dere Rolle. Durch Preissteigerung von Grund 
und Boden wird der Wohnungsbau so ver-
teuert, daß für viele die Hoffnung, zu einem 
Heim zu kommen, vollends dahinschwindet. 

Der vorhandene und praktisch kaum ver

-

mehrbare Boden ist ein Gut, das in beson-
derer Weise der Gemeinschaft zu dienen hat. 
Darum muß darüber gewacht werden, daß der 
Preis des Baulandes sozial erträglich bleibt. 

Wir sehen deshalb eine vordringliche Auf-
gabe der Gesetzgebung darin, mit durch-
greifenden Maßnahmen ungerechtfertigtem 
Bodengewinn zu wehren. Wenn ungerecht-
fertigte Gewinne aus Bauland entstehen, sollen 
sie zur entsprechenden Entschädigung für im 
Werte gemindertes Land und zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus verwendet werden. 
Damit wäre auch die Möglichkeit geschaffen, 
nach dem Wunsch der Wohnbedürftigen Woh-
nungen als Siedlerstellen, Heimstätten und 
Eigenheime zu erstellen. 

Neben diesen Schreiben des Bischofs Dr. Dibelius 
und des Erzbischofs Dr. Frings sind eine Menge 
anderer Schreiben von Organisationen, des Deut-
schen Volksheimstättenwerks insbesondere, beim 
Ausschuß eingegangen mit der Bitte, zu verhindern, 
daß unser Preisgefüge für Grundstücke noch mehr 
durcheinandergebracht wird. Darum freuen wir uns 
— ich kann das hier feststellen —, daß es nicht die 
Absicht der Bundesregierung war — das hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister noch einmal nach-
drücklich betont —, den Preisstopp für unbebaute 
Grundstücke aufzuheben, bevor durch gesetzliche 
Regelung sichergestellt ist, daß alle nicht auf Ar-
beits- und Kapitaleinsatz beruhenden Wertsteige-
rungen abgeschöpft werden. Ohne dieses Regulativ 
ist die Lösung der Bodenbewertung nicht möglich. 
Ich möchte aber in diesem Zusammenhang, um 
nicht mißverstanden zu werden, noch einmal dar-
auf hinweisen, daß diese Frage sehr schwer zu 
regeln ist und daß das in Kürze — wir hoffen, im 
Monat Mai — zur Verabschiedung anstehende Bau-
landbeschaffungsgesetz zumindest eine weiter-
gehende Regelung bringt, als sie bis jetzt möglich 
ist. 

Ich fühle mich verpflichtet, in diesem Zusammen-
hang noch auf eine Sorge hinzuweisen, die meine 
Freunde bei dieser Gelegenheit ausgesprochen 
haben möchten. Es handelt sich um das Land der 
öffentlichen Hand, der Gemeinden, der Städte, des 
Landes und des Bundes. In der Beratung in der 
Fraktion wurden von unseren Freunden eine Menge 
Beispiele gebracht, in denen manchmal auch für 
öffentliche Grundstücke Preise gefordert werden, 
die nichts mehr mit dem Preisstopp und mit einem 
gerechten Bodenpreis zu tun haben. Wir sind des- 
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halb der Meinung, daß die Bewertung der Grund-
stücke der öffentlichen Hand beispielhaft zu sein 
hat und daß die öffentliche Hand — in einzelnen 
Fällen hat es auch der Bund getan — keine Boden-
spekulation betreiben und Schwarzmarktpreise for-
dern darf. Ich erinnere an den Wiederaufbau der 
zerstörten Stadt Wesel und an andere Stellen. Wir 
werden deshalb bei der gesetzlichen Regelung 
dieser Frage sehr große Sorgfalt darauf verwen-
den, dafür zu sorgen, daß auch die öffentliche Hand 
sich an den Grundsatz hält, daß der Boden keine 
Ware ist und daß ihm eine soziale Hypothek auf-
erlegt ist, die jeder um der höheren Gerechtigkeit 
willen zu respektieren hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Zum Schluß darf ich den bereits erwähnten An-
trag auf Umdruck Nr. 859 noch einmal offiziell ver-
lesen, den alle Fraktionen zu dieser Großen An-
frage gestellt und unterschrieben haben, bis auf, 
glaube ich, die kommunistische Fraktion. 

(Zuruf von der Mitte: Gruppe!) 

Der Antrag lautet: 
Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
Inkrafttreten des Baulandbeschaffungsgesetzes 
keine weitere Auflockerung oder Aufhebung 
von Preisvorschriften für den Verkehr mit 
Grundstücken zuzulassen. 

Diesem Antrag — und das ist wohl die Begrün-
dung, die ich dazu zu geben habe — wurde bereits 
in der Beantwortung der Interpellation von Herrn 
Bundesminister Erhard im Inhalt zugestimmt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Damit ist die Sorge beseitigt, die in weiten Kreisen 
der Bevölkerung herrscht, daß nunmehr, nachdem 
der Preisstopp für bebaute Grundstücke und Trüm-
mergrundstücke aufgehoben worden ist, die Auf-
hebung für unbebaute Grundstücke folgt. Das ist 
ausgeschlossen, bis die Verabschiedung des Bau-
landbeschaffungsgesetzes oder weiterer Gesetze er-
folgen kann. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, wegen 
der Bedeutung dieser Frage bitten, diesem inter-
fraktionellen Antrag ohne Ausschußberatung 
zuzustimmen, damit wir Sicherheit haben, daß 
keine weiteren Pannen passieren können, wenig-
stens nicht soweit sie befürchtet wurden. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wirths. 

Wirths (FDP): Meine Damen und Herren! Es 
wäre nach den Ausführungen von Herrn Minister 
Erhard sicher nicht notwendig gewesen, eine breite 
Debatte zu entfachen. Aber ich glaube, daß wenig-
stens einiges zu den Ausführungen unseres Kol-
legen Jacobi gesagt werden muß, weil eine Auf-
fassung vorgetragen worden ist, die mit der Wirk-
lichkeit nun weiß Gott nicht übereinstimmt. Herr 
Kollege Jacobi hat erklärt — und Herr Lücke ist 
ihm insoweit gefolgt —, eine Aufhebung des Preis-
stopps für unbebaute Grundstücke brächte den 
Preisstand auf dem Grundstücksmarkt durchein-
ander. 

(Abg. Lücke: Ja!) 
Ja, meine Damen und Herren, er i s t ja durchein-
ander! Er ist ja durch den viel zu langen Preisstopp 
ins Durcheinander gekommen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.)  

Es ist festzustellen, daß sowohl in der Stadt wie auf 
dem Land kaum noch ein Grundstück zum Stopp-
preis verkauft wird. Die Leute machen schwarze 
Preise. Leider Gottes haben wir ja in Rheinland-
Pfalz den berühmten Fall, in dem ein Notar bei 
einem Verkauf durch die öffentliche Hand auf Zah-
lung seiner wirklichen Gebühren geklagt hat und 
damit durchgekommen ist. 

Nun ein zweites. Herr Jacobi hat erklärt, daß die 
Freigabe der Preise für unbebaute Grundstücke 
notwendigerweise zu einer Erhöhung — er sprach 
von 500/o — führen müsse und daß sich das dann 
auf die Höhe der Baukosten, auf die Miete und da-
mit auf den Lebensstandard auswirken werde. 
Auch das ist unrichtig. Wir haben festzustellen, 
daß seit Jahrzehnten der prozentuale Anteil der 
Grundstückskosten an den Gesamtbaukosten immer 
geringer geworden ist. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Das liegt daran, daß wir seit Jahrzehnten eine ge-
stoppte und keine richtige Miete haben. Wenn man 
nun der Aufhebung des Preisstopps zustimmt, 
— das wird die Praxis ergeben —, so glaube ich 
nicht, daß eine wesentliche Steigerung der Preise 
eintreten wird. Aber wenn sie käme, wenn man 
das akzeptieren müßte, so ist dazu zu sagen, daß 
doch im ganzen Rahmen des sozialen Wohnungs-
bausektors die Miete eine Richtsatzmiete ist, die 
festgelegt wird, und daß es wirklich kaum Einfluß 
auf die Miete hätte, wenn sich die Gesamtbau-
kosten des Hauses etwa um Bruchteile von Pro-
zenten erhöhten. Das hätte gar keinen Einfluß auf 
die Miete, höchstens auf die Verzinsung der Lan-
desdarlehen. Man kann also nicht damit operieren, 
daß etwa durch eine Erhöhung der Baulandpreise 
die Mieten automatisch höher gingen. 

Weiter muß auch folgendes berücksichtigt wer-
den. Wir haben heute den Preisstopp. Wenn er um-
gangen wird, dann kriegt der Mann das Grund-
stück, das er haben will. Aber wenn einer, der das 
Grundstück etwa geerbt hat oder seit langem in 
Besitz hat, es an einen Mann verkaufen will, der 
Geld hat und sich ein Einfamilienhaus von 100 000 
DM bauen will, dann soll der Mann auch mehr für 
das Grundstück bezahlen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Nun das große Problem des Zuwachses, `von dem 
Herr Kollege Lücke gesprochen hat. Wir wollen 
über das angekündigte Bodenbewertungsgesetz 
heute nicht sprechen; aber in dieser Materie sind 
auch einige reichlich problematische Fragen ent-
halten. Wenn man sich beispielsweise überlegt, daß 
wir — im groben Durchschnitt — bei den landwirt-
schaftlichen Grundstücken pro Quadratmeter einen 
Preis von etwa 50-70 Pf haben 

(Abg. Jacobi: Na, na!) 

— nun schön, gehen Sid auch auf 80 Pf; im 
Schnitt haben Sie kaum landwirtschaftliche Grund-
stücke, bei denen der Wert etwa gleich 1 DM ist, 
also 2500 DM pro Morgen —, und wenn der Land-
wirt, damit er sich etwa neue Maschinen kaufen 
kann, jetzt gezwungen wird, Grundstücke als Bau-
land abzustoßen, diesen Boden zum alten Stopp-
preis abzugeben, dann ist das praktisch eine Ent-
eignung, weil er ja für seine neuen Maschinen den 
zwei- oder dreifachen Preis von 1936 zahlen muß. 

(Abg. Lücke: Das soll ja beseitigt werden!) 
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Nun,. noch das berühmte, aber, ich möchte sagen, 
überlebte Gespenst der Bodenspekulation. 

(Zuruf von der SPD: Alter Bodenreformer, 
Kollege Wirths! — Abg. Lücke: Warum 

überlebt?) 

— Überlebt, es ist nicht mehr da! Es ist ja nur noch 
in den Erinnerungen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Es ist doch ein wirtschaftlicher Wahnsinn, wenn 
ein Geldmann heute hergeht und Boden kauft. 

(Abg. Lücke: Das geschieht aber! — Zuruf 
von der FDP: Dann hat es einen andern 

Zweck!) 

— Es geschieht, ja. Schön. Im großen und ganzen 
ist es Wahnsinn, weil der Mann ja für das inve-
stierte Geld in anderen Sektoren mindestens eine 
Verzinsung von 7 bis 9 oder 10% kriegt. Dann soll 
er doch lieber die Schäfferschen Schatzanweisungen 
kaufen, da hat er mehr und hat sein Geld mög-
licherweise genau so sicher. Solange man im sozia-
len Wohnungsbau nur 4% Verzinsung des Eigen-
kapitals bekommt, ist eine Bodenspekulation nicht 
möglich. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich glaube, man sollte sich keinen großen Hoffnun-
gen hingeben, wenn man etwa an die Abschöpfung 
des Zuwachses denkt. Das wird nicht viel bringen, 
Herr Kollege Lücke. Ich bin durchaus gegen eine 
Bodenspekulation und ich bin gegen einen Preis-
wucher beim Boden. Möglicherweise wird es, wenn 
die Preise, was ich im Prinzip durchaus wünsche 
und begrüße, freigegeben werden, vollkommen aus-
reichen, ein Gesetz zu machen, das die Bodenspeku-
lation und den Preiswucher ausschließt. Ich glaube 
aber, das würde genügen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jacobi. 

Jacobi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Antwort des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers hat uns nur insoweit zu befriedigen ver-
mocht, als er uns die Zusicherung gab, daß weitere 
Maßnahmen der Bundesregierung nicht erfolgen 
würden, bevor nicht das Baulandbeschaffungsgesetz 
dem Plenum wieder vorgelegt und von ihm ver-
abschiedet worden sei, woran er allerdings die Be-
merkung knüpfte, dies setze voraus, daß das Bau-
landbeschaffungsgesetz alsbald verabschiedet 
werde. 

(Abg. Lücke: Positiv!) 

— Die Verabschiedung ist eine positive Regelung, 
Herr Kollege Lücke. Was die positive Einstellung 
des Herrn Ministers Erhard zu den Fragen, die wir 
im Baulandbeschaffungsgesetz regeln wollen, an-
belangt, so sollten wir allerdings abwarten, wie sie 
aussieht. Denn seine heutigen Ausführungen haben 
eine Haltung erkennen lassen, die ich nur deshalb 
entschuldigen möchte, weil er von seinem Referen-
ten offenbar nicht in allen Punkten eindeutig in-
formiert worden ist. Hätte er nämlich völlig klare 
Informationen erhalten, dann hätte er seine Aus-
führungen nicht so sehr auf die Frage abgestellt, 
ob eine Rechtsverordnung beabsichtigt sei, die diese 
oder jene Regelung treffen wolle, sondern dann 
hätte er Kenntnis von einem Protokoll erhalten, das 
in seinem Ministerium vorhanden ist und das, wenn 
ich nicht irre, das Datum vom 10. Februar dieses 
Jahres trägt. Dieses Protokoll hätte ihm, wenn er 
es gelesen hätte, darüber Auskunft gegeben, daß 

in der Tat Absichten bestanden und möglicherweise 
noch bestehen, auch ohne Rechtsverordnung die 
Entwicklung weiter voranzutreiben, die trotz der 
Bemerkungen des Herrn Kollegen Wirths, den ich 
im Augenblick hier nicht sehe, so aussieht, daß eine 
erhebliche Preissteigerung und in einigen Orten 
sogar spekulative Tendenzen bei der Bodenpreis

-

bewertung heute bereits wieder erkennbar sind. 
In diesem Protokoll ist zu finden, daß das Bundes-
wirtschaftsministerium, mindestens sein Referent, 
eine Haltung einnimmt, die sich damit abfindet, 
daß ein Teil der Preisbehörden in den einzelnen 
Ländern bereits jetzt und ohne jede rechtliche Grund-
lage bemüht ist — ich zitiere wörtlich —, „den in 
der Zwischenzeit erfolgten internen Wertverlage-
rungen im Zusammenhang mit einer Veränderung 
der städtischen Baupläne und der Bauordnung be-
sonders in den von Kriegsschäden betroffenen Ge-
bieten Rechnung zu tragen". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

„Teilweise", so heißt es wörtlich in dem Protokoll, 
„sind auch allgemeine Zuschläge auf die Stopp-
preise vom 17. Oktober 1936 genehmigt worden." 
Nachdem diese Tatsache feststeht, gewinnt der Er-
laß, der vom Herrn Bundeswirtschaftsminister hier 
erwähnt wurde, eine besondere Bedeutung. In die-
sem Erlaß wird nämlich an einer Stelle zum Aus-
druck gebracht — und das hat nichts mehr mit der 
eventuellen Entwicklung und der Neufestsetzung 
in Zukunft zu tun —: 

Soweit bisher bereits allgemeine Zuschläge zu 
den Stichtagpreisen vom 17. Oktober 1936 zu-
gelassen worden sind, ist nunmehr zu berück-
sichtigen, daß auf die berichtigten Stichtag

-

werte der Richtpreispläne ein allgemeiner Zu-
schlag von höchstens 50% erhoben werden 
darf, durch den der Veränderung der Kauf-
kraftverhältnisse Rechnung getragen werden 
soll. 

Usw. usw. Damit wird also eine Praxis „legalisiert" 
— es wird hier der Segen durch ein Ministerium 
gegeben —, die klar gegen die gesetzliche Rege-
lung verstößt. 

Dann heißt es in dem Protokoll: „Um die Bau-
landpreisbildung im Rahmen des Möglichen auf-
zulockern, soll eine Reihe von Maßnahmen in Aus-
sicht genommen werden." Es wird dann auf die 
Ausnahmegenehmigung nach § 3 der Preisstopp-
verordnung hingewiesen, und es werden im ein-
zelnen Ausführungen gemacht, die erkennen lassen, 
daß der Bundeswirtschaftsminister die Praxis ein-
zelner Preisbildungsstellen, die sich schon seit 
längerer Zeit über die gesetzlichen Preisstoppvor-
schriften hinweggesetzt haben, nicht nur kennt, 
sondern ausdrücklich billigt. Es sieht so aus, als 
sollten die Preisbildungsvorschriften für Bauland 
zum großen Teil nicht mehr beachtet werden, ohne 
daß man im Bundeswirtschaftsministerium — 
jedenfalls nach diesem Protokoll — gewillt ist, 
die angekündigte gesetzliche Auflockerung abzu-
warten. 

Was übrigens die Frage der Gesetzwidrigkeit 
anbelangt, so nimmt vielleicht der Herr Bundes-
wirtschaftsminister Gelegenheit, meine Ausfüh-
rungen im einzelnen nachzulesen und sich dabei 
Gedanken darüber zu machen, ob es — unab-
hängig von den übrigen rechtlichen Streitfragen — 
möglich ist, derart weitgehende Rechtsverordnun-
gen ohne Befassung des Parlaments zu ver-
abschieden. Ich darf auf eine Zusage des verstor- 
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benen Bundeswohnungsbauministers Wildermuth 
hinweisen, der in einem ähnlichen Fall ausdrück-
lich erklärt hat, die Bundesregierung denke nicht 
daran, derartige Verordnungen zu erlassen, ohne 
dem Parlament ein Mitspracherecht zu geben. Zu-
mindest der Bundesrat dürfte einen Anspruch dar-
auf haben, von solchen Verordnungen rechtzeitig 
Kenntnis zu erhalten, um die Möglichkeit zu haben, 
zu ihnen Stellung zu nehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mehr 
als der Herr Bundeswirtschaftsminister hat sein 
Koalitionskollege Wirths Gelegenheit genom-
men, die inzwischen eingetretenen Zustände zu 
harmonisieren. Er hat dargetan, und das ist natür-
lich etwas, was durchaus den Tatsachen entspricht, 
daß der Stopppreis heute weitgehend nicht mehr 
eingehalten werde. Ich habe eingangs meiner Aus-
führungen keinen Zweifel darüber gelassen, daß 
auch wir diese Situation kennen und uns klar dar-
über sind, daß Maßnahmen getroffen werden 
müssen, um hier eine vernünftige Regelung her-
beizuführen. Der Unterschied der Auffassungen 
liegt lediglich darin, ob man dem Ministerium, der 
Bundesregierung, das Recht zubilligen soll, der- 
artige Maßnahmen von sich aus zu treffen, oder 
ob nicht dieses Parlament berufen ist, in solchen 
Fragen Stellung zu nehmen und aus seiner Ver-
antwortung Entscheidungen zu treffen. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Frage der 
Bodenpreise auch eine Frage des Lebensstandards 
ist und daß die Bodenpreise in irgendeiner Form 
Auswirkungen auf die Kosten beim Bauen haben. 
Auch für den sozialen Wohnungsbau sind es keine 
Bagatellen, die hier in Rede stehen. Kollege Wirths 
sollte doch einmal daran denken, was es bei Eigen-
hennen und bei der Kleinsiedlung bedeutet, eine 

) auch nur geringfügige Erhöhung der Bauland-
kosten in Kauf nehmen zu müssen. Das wirkt sich 
doch bereits aus. Auch sonst ist es so, daß die Bau-
landpreise keinesfalls ohne Bedeutung sind. 

Es ist aber etwas schon heute Feststellbares 
passiert, was Bedenken auslösen muß. Wir haben 
uns wiederholt in diesem Hause über die Not-
wendigkeit unterhalten, Entscheidendes zu tun, um 
in den zerstörten Stadtkernen zu einem verstärk-
ten Wiederaufbau zu kommen. In diesen zerstör-
ten Stadtkernen wirkt sich schon jetzt die von 
mir kritisierte Preisrechtsverordnung Nr. 75 zum 
Teil so aus, daß erhebliche Bodenpreissteigerungen 
eingetreten sind, die eindeutig spekulativen Cha-
rakter tragen. Mir liegen eine Fülle von Berichten 
vor — besonders aus Städten, die zerstört waren —, 
die den Beweis dafür erbringen, daß z. B. Grund-
stückseigentümer, deren Grundstücke nicht an 
einem Umlegungsverfahren beteiligt waren, am 
Tage nach der Verkündung der Verordnung Nr. 75 
Forderungen gestellt haben, die zum Teil eine 
Steigerung um 500 % darstellen. 

(Abg. Lücke: Es gibt auch gegenteilige 
Beweise!) 

— Gegenteilige? Es gibt allerdings in einer Reihe 
von Orten die Feststellung, daß keine wesent-
1ichen  Steigerungen eingetreten sind. 

(Abg. Lücke: Auch Senkungen sind ein

-

getreten!) 

— Herr Kollege Lücke, Sie dürfen mir nach einer 
großen Rundfrage eine Übersicht über diese Dinge 
zugestehen. Die Steigerungen liege bei Trüm-
mergrundstücken bisher bei 10 bis 20 %. Das ist 
eine absolut vertretbare Größenordnung. In den 

Fällen der Umlegung aber — ich will Ihnen gern 
die Unterlagen zeigen — erweist sich, daß unter 
Umständen zwei Grundstückseigentümer nicht be-
reit sind, das Opfer für die Allgemeinheit aufzu-
bringen und zu einer freiwilligen Vereinbarung 
zu kommen, sondern sich sperren und sich auf eine 
Kaufpreisforderung stützen, die den unverdienten 
Mehrwert mit beinhaltet. Durch die Aufschließung, 
durch den Wiederaufbau der umliegenden Grund-
stücke und durch die Umlegung ist natürlich der 
Wert ihrer Grundstücke gestiegen, und sie berufen 
sich nun auf die Preisrechtsverordnung Nr. 75; sie 
kommen mit Forderungen, die zum Teil horrend 
sind. Ich habe hier aus einer solchen Stadt den 
Lageplan einer Verwaltung. Der Oberstadtdirektor, 
der Ihnen, Herr Kollege Lücke, politisch sehr nahe-
steht, bezeichnet die Auswirkungen dieser Verord-
nung Nr. 75 für seine Stadt als eine Katastrophe, 
weil er die  Anforderungen in keiner Weise er-
füllen kann. 

Man kann also die Dinge nicht bagatellisieren, 
sondern muß sie im Zusammenhang sehen und im 
Zusammenhang lösen. Deshalb ist die isolierte 
Lösung von Einzelfragen durch Verordnungen bei 
dieser Komplexität der Dinge in jedem Fall zu 
bedauern. Wir haben ja nun diesen interfraktio-
nellen Antrag, und wir werden sehen, wie wir in 
Zukunft verfahren können. Am guten Willen, den 
Verhältnissen Rechnung zu tragen, wird es uns 
allen nicht fehlen. Aber eines möchte ich dem 
Herrn Kollegen Wirths, der offenbar fluchtartig 
das Lokal verlassen hat, doch sagen. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Weber [Essen].) 

— Nein, nicht aus Furcht vor mir, Frau Kollegin 
Weber; so eingebildet bin ich nicht, daß ich glaubte, 
daß er vor mir flüchten würde. — Herr Kollege 
Wirths glaubte in seinen Darlegungen zum Aus-
druck bringen zu müssen, daß beispielsweise dem 
Bauern, der, um eine Maschine erwerben zu kön-
nen, ein Grundstück verkaufen muß, ein Preis zu-
gestanden werden müsse, der den veränderten 
Kaufpreisverhältnissen und anderen Umständen, 
vor allem den Forderungen, die ihm selbst ge

-

stellt würden, wenn er als Käufer auftrete, in 
etwa entspreche. Nun, er hat eine neue Figur in 
die Debatte gestellt. Ich glaube, sie kommt sehr 
selten vor. Ein Bauer, der eine Maschine kauft, 
wird sich sehr überlegen, ob er, um sie zu erwer-
ben, ein Grundstück anbietet. Das ist schließlich 
die letzte Entscheidung, die ein Bauer trifft. Wenn 
er sie treffen muß, wird er allerdings in der 
Zwangslage sein, darauf zu achten, daß er einen 
möglichst gerechten Erlös erzielt; der steht ihm zu. 
Aber alles in allem besteht keine Veranlassung, alle 
diese Fragen als im Grunde genommen sekundärer 
Art zu betrachten. Das, was Herr Kollege Wirths in 
der kritischen Stellungnahme zu den Bemerkungen 
des Kollegen Lücke in bezug auf die Abschöpfung 
des unverdienten Mehrwerts angeführt hat, ge-
hört, glaube ich, zu jenen Versuchen, eine sehr ent-
scheidende Frage, eine Frage, die wir lösen müs-
sen, zu bagatellisieren. 

Es ist kein Zufall — und wenn es der Kollege 
Lücke nicht gesagt hätte, dann hätte ich es ge-
sagt —, daß sowohl der Kardinal Fr ings als 
auch der Bischof Dibelius, veranlaßt durch die 
Verordnung Nr. 75/52, jene beiden Briefe an den 
Bundeswirtschaftsminister geschrieben haben. Die 
Sorge, die hier zum Ausdruck gekommen ist, ist 
die Sorge all derer, die bemüht sind, einem un-
serer größten Notstände zu begegnen, den Woh- 
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' nungsbau zu forcieren und zu einer Bereitstellung 
von Bauland für jeden Bauwilligen zu kommen. 
In dieser Grundtendenz sind wir uns einig. Wenn 
wir aber zu praktischen Erfolgen kommen wollen, 
dann müssen wir uns bemühen, die Problematik 
der Fragen, die uns hier beschäftigen, zu sehen, 
und dann geht es nicht an, die Gedanken der freien 
Marktwirtschaft bei der Erörterung und Lösung 
der Baulandpreisgestaltung ohne jede Abwand-
lung zu praktizieren. Wir werden uns vorbehalten 
müssen, die Ausführungen des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers, wenn sie schriftlich vorliegen, 
sorgfältig zu prüfen. Wir nehmen noch einmal 
zur Kenntnis, daß vorerst keine Änderungen be-
absichtigt sind. Wir machen aber darauf aufmerk-
sam, daß der interfraktionelle Antrag nicht nur 
vorsieht, daß die Bundesregierung ersucht wird, 
bis zum Inkrafttreten des Baulandbeschaffungs-
gesetzes keine weitere Auflockerung oder Auf-
hebung von Preisvorschriften für den Verkehr mit 
Grundstücken zu betreiben, sondern daß es dort 
auch heißt, daß die Bundesregierung derartige 
Tendenzen nicht zulassen soll. Das bedeutet eine 
Überprüfung ihres eigenen Erlasses, der mehrfach 
erwähnt worden ist, und eine Überdenkung der 
Praxis, die wir bisher beim Bundeswirtschafts-
ministerium vermißt haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Jacobi hat ein Protokoll 
des Wirtschaftsministeriums zitiert. Er sagte wört-
lich: es heißt darin: Um die Baulandpreisbildung im 
Rahmen des Möglichen aufzulockern und gleichzeitig 
eine Vereinheitlichung des Verfahrens durchzu-
führen, sollen folgende Maßnahmen in Aussicht ge-
nommen werden. De facto steht aber darin: „sol-
len folgende Maßnahmen durch Rechtsverordnung 
auf Grund des Preisgesetzes in Aussicht genom-
men werden". Damit ist also festgelegt, daß die 
Bundesregierung nicht daran denkt — und damit 
auch nicht das Bundeswirtschaftsministerium —, 

von sich aus selbstherrlich hier Änderungen vor-
zunehmen. Es bleibt bei der Erklärung, die ich 
vorhin abgegeben habe. 

Von Herrn Abgeordneten Jacobi ist ferner darauf 
hingewiesen worden, daß die unteren Verwaltungs-
behörden in einer Dienstbesprechung der Grund-
stückspreisreferenten der Länder am 4. Februar 
1953 aufgefordert worden sind, schon in der 
Zwischenzeit bei der Erteilung von Ausnahmege-
nehmigungen nach den dargestellten Grundsätzen 
zu verfahren, d. h. also Widmungsänderungen und 
gewisse Kaufkraftzuschläge anzuerkennen. Wört-
lich lautet das Protokoll über diese Sitzung wie 
folgt: 

Nach der Auffassung aller beteiligten Länder-
vertreter sollen die unteren Verwaltungsbehör

-

den schon in der Zwischenzeit nach den darge-
stellten Grundsätzen bei der Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen verfahren. Die Preis-
bildungsstellen der Länder werden die unteren 
Verwaltungsbehörden dementsprechend an-
weisen. 

Ich stelle also fest, daß in der Wiedergabe einer 
Auffassung der Ländervertreter keine Empfehlung 
oder Einwirkung des Bundeswirtschaftsministeriums 

liegt, sondern daß die Länder auf diesem Gebiet im 
Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit tätig werden. 

Zur Entwicklung des Grundstücksmarkts sowie 
der Preisfreigabe möchte ich auf einige Tatbestände 
hinweisen. Wir haben im Ministerium selbstver-
ständlich Beobachtungen darüber angestellt, die ich 
Ihnen doch nicht vorenthalten möchte. Wie die mir 
vorliegenden Berichte der Länder erkennen lassen, 
hat die Freigabe der Preise für bebaute Grund-
stücke einschließlich der Trümmergrundstücke bis-
her keine spürbaren Auswirkungen gehabt. Aus 
den Großstädten Nürnberg und Fürth sowie von 
einer Reihe mittelgroßer Städte und Landkreise 
dieses Bezirks wird mir berichtet, daß bei bebauten 
Grundstücken der Ertragswert, der bisher schon im 
wesentlichen die Maßgabe für die preisrechtliche 
Beurteilung gewesen war, auch bei den wirtschaft-
lichen Überlegungen der Käufer im Rahmen ihrer 
freien Vereinbarungen die entscheidende Rolle 
spielt. 

Zweitens. Von der Grundstücksbörse in Köln 
wird berichtet, daß durch die Freigabe der Preise 
für Trümmergrundstücke die sinkende Preistendenz 
nicht aufgehalten worden ist. 

(Zustimmung in der Mitte und rechts.) 

Die Stopppreise für Trümmergrundstücke werden 
nach wie vor nur in Ausnahmefällen erreicht. 

(Erneute Zustimmung in der Mitte und 
rechts.) 

Schließlich berichtet die gesamte Wirtschaftspresse, 
soweit man sie verfolgen kann, daß Preissteigerun-
gen durch diese Freigabe nicht in Erscheinung ge-
treten sind. 

Eine besondere Kennzeichnung der Situation gibt 
unser Kollege Dresbach im ,.Rheinischen Mer-
kur", wenn er ausführt, daß durch die Verordnung 
Nr. 75/52 die jedem Landrat bekannten — ich 
zitiere wörtlich — Schwarzgeschäfte auf dem 
Grundstücksmarkt jetzt auf die unbebauten Grund-
stücke beschränkt bleiben. Herr Dr. Dresbach ge-
braucht in diesem Zusammenhang den sehr starken 
Ausdruck: „eine Belügung der unteren Verwal-
tungsbehörden". 

Meine Damen und Herren, ich habe dem nichts 
hinzuzufügen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jacobi. 

Jacobi (SPD): Meine Damen und Herren! Nur 
wenige Bemerkungen, die ausgelöst worden sind 
durch die Erklärung des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers, nach den Berichten, die seinem Ministe-
rium vorlägen, sei von einer wesentlichen Erhöhung 
der Preise keine Rede. Er nannte Köln. Ich habe 
hier einen Bericht der Stadtverwaltung Köln, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, in dem es heißt — die 
Erhebung stammt von Ende Februar; Sie müßten 
feststellen, von wann Ihre Mitteilung ist —: 

Eine allgemeine Tendenz in der Entwicklung 
der Preise für bebaute und Trümmergrund

-

stücke läßt sich zur Zeit noch nicht feststellen. 

(Aha-Rufe rechts.) 

— Warten Sie doch ab, Herr Kollege! Halten Sie 
mich doch nicht für so dumm, daß ich etwas zitiere, 
mit dem ich mich selbst schlage! — 
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(Jacobi) 
Es sind aber in einzelnen Fällen Preise bis zum 
Doppelten des Stopppreises gezahlt worden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

wovon in zwei Fällen voraussichtlich auch eine 
Ausnahmegenehmigung, wenn auch nicht in 
der erforderlichen Höhe, erteilt worden wäre. 

Es ist von anderen Städten eine steigende Ten-
denz berichtet worden. Mir liegen hier Berichte vor 
aus Bremen, Mannheim, München, Köln, Stuttgart, 
Augsburg usw. Im übrigen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren: Natürlich wird es einige Zeit 
brauchen, bis die Dinge sich klar zeigen. Aber es 
gibt eine ganze Reihe von Fällen, in denen be-
stimmte Grundstückseigentümer am Tage danach 
schon sehr wohl wußten, wie man sich jetzt ran-
gieren kann. 

Mir ist soeben mitgeteilt worden, daß z. B. das 
Bundesinnenministerium, das vorhatte, in Köln ein 
Grundstück zu kaufen, seine ganzen Pläne umwer-
fen mußte, weil die neue Forderung, gestützt auf 
die Preisrechtsverordnung 75/52, es unmöglich 
machte, aus den bis dahin zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln ein Grundstück zu erwerben. 

Lassen Sie mich noch einen letzten Fall nennen, 
der in einer süddeutschen Zeitung, in den „Göp-
pinger Kreisnachrichten", unter der bezeichnenden 
Überschrift „Behörden unter sich" veröffentlicht 
worden ist. Da hatte die Absicht bestanden, zur Ab-
rundung des Areals eines Kreiskrankenhauses das 
alte Arbeitsamtsgebäude zu erwerben. Man hatte 
sich auf einen Kaufpreis von 80 000 DM geeinigt. 
Wenige Tage darauf kam die Preisrechtsverordnung 
75 heraus, und nunmehr — Behörden unter sich, 
meine Damen und Herren! — verlangte das Ar-
beitsamt, also die Bundesanstalt, an Stelle der bis-
her geforderten Summe von 80 000 DM einen Be-
trag von 200 000 DM. 

(Abg. Meyer [Bremen]: Hört! Hört!) 

Ich glaube, daß nicht nur Behörden unter sich, son-
dern auch Private unter sich und Private gegen-
über Behörden in ähnlicher Weise versuchen wer-
den, Kaufpreise zu erzielen, die doch wohl einer 
Nachprüfung bedürfen, und sie können sich nach 
den Ausführungen des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers auf sein Agreement stützen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Die Große Anfrage ist beantwortet. Es 
ist aber dazu eingebracht auf Umdruck Nr. 859 ein 
Antrag aller Fraktionen mit Ausnahme der KPD. 
Ich bitte diejenigen, die dem Antrage zustimmen, 
die Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; ange-
nommen. Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung 
erledigt. 

Wir kommen jetzt zurück auf den noch uner-
ledigten Punkt der Tagesordnung des gestrigen 
Tages: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Lastenausgleich 
(Nr. 4243 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat hat eine Gesamtredezeit von 
40 Minuten vorgesehen. Ich nehme die Zustimmung 
des Hauses dazu an. 

Das Wort zur Begründung hat Herr Abgeord-
neter Kunze. 

Kunze (CDU), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der 257. Sitzung ist 
dieser Punkt bereits Gegenstand der Verhandlung 
in der zweiten Lesung gewesen. Durch eine Zufalls-
mehrheit ist der Beschluß, den der Lastenaus-
gleichsausschuß mit den Stimmen aller Fraktionen 
mit Ausnahme der sozialdemokratischen Fraktion 
gefaßt hatte, hier im Plenum nicht durchgegangen. 
Die damals den Antrag stellenden Parteien und 
Fraktionen haben daher den Antrag wiederholt 
und den Zusatzantrag, der in der dritten Lesung 
zur Verhandlung und Abstimmung kommen sollte, 
jetzt bei der neuen Vorlage aus Gründen der Ver-
einfachung der Beratung bereits eingebaut. Die 
Drucksache Nr. 4243 liegt Ihnen vor. 

Ich bin an sich der Meinung, daß es nicht er-
forderlich wäre, diesen Antrag erneut zu be-
gründen, nachdem in der Sitzung vom 25. März, 
die ich soeben ansprach, mein Kollege Farke die 
Begründung gegeben hat und nachdem die Angele-
genheit bereits Gegenstand einer Aussprache im 
Hohen Hause gewesen ist. Ich möchte mich daher 
als Sprecher der antragstellenden Fraktionen mit 
einem Hinweis auf das Protokoll der Plenarsitzung 
vom 25. März begnügen. Es scheint mir auch, meine 
Damen und Herren — da das Ergebnis der Ent-
scheidung dieses Hauses doch klar sichtbar sein 
muß, wenn alle Fraktionen mit Ausnahme der so-
zialdemokratischen Fraktion diesen Antrag gestellt 
haben — zweckmäßig zu sein, die erste Lesung so-
fort durch die zweite und dritte Lesung zu er-
gänzen. Mir haben zwar die Sprecher der sozial-
demokratischen Fraktion gestern erklärt, sie 
könnten dem nicht zustimmen. Aber ich wäre doch 
sehr dankbar, wenn Sie sich das überlegen würden. 
Es bedeutet doch praktisch nichts anderes, als daß 
Sie die zweite und dritte Lesung um 14 Tage hin-
ausschieben, ohne daß irgend etwas Materielles ge-
ändert werden wird. Das dürfen Sie uns zutrauen, 
daß wir diese Zufallsmehrheit, die zur Ablehnung 
in der zweiten Lesung führte, Ihnen nicht noch ein-
mal gönnen wollen. 

(Abg. Mellies: Gestern abend war es doch 
schon wieder so weit!) 

— Herr Kollege Mellies, Sie haben mir gestern 
abend den Zuruf gemacht. Der Herr Präsident hatte 
leider meiner Bitte versehentlich nicht Folge ge-
leistet und nicht darauf hingewiesen, daß ein 
großer Teil der Mitglieder der Koalitionsparteien 
von 20 Uhr ab in wichtigen anderen Sitzungen und 
Besprechungen gebunden waren. 

(Abg. Mellies: Schöne Entschuldigungen!) 

Sonst hätten Sie schon verstanden, daß es ein rein 
sachlich begründetes Argument war. 

Im übrigen ist über die ganze materielle Seite 
hier im Plenum und im Ausschuß gesprochen wor-
den, und ich darf Herrn Kollegen Ohlig lediglich 
daran erinnern, daß nach Annahme des Vorschlages 
des Vermittlungsausschusses der Vorsitzende 
meiner Fraktion ausdrücklich in einer Erklärung 
darauf hingewiesen hat, daß wir den damaligen 
§ 38, der der heutige § 47 ist, so bald wie möglich 
wieder in der vom Plenum angenommenen Fassung 
herzustellen gewillt seien. 

Ich will auf eine weitere Begründung verzichten. 
Sollte die Opposition auf eine Aussprache Wert 
legen, werde ich dann noch Gelegenheit haben, das 
Nötige dazu zu sagen. 
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Ich möchte also bitten, den Antrag anzunehmen 
und die zweite und dritte Lesung doch noch heute 
zu halten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Ohlig. 

Ohlig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Kunze, es tut mir außeror-
dentlich leid, Ihnen nicht entgegenkommen zu 
können und heute doch noch einige Bemerkungen 
machen zu müssen. Ich möchte Sie daran erinnern, 
daß es sich bei diesem § 47 doch um das Problem 
der Höchstbegrenzung bei den Saldierungsschäden 
handelt. Sie hatten als Mitglied des Unkeler Kreises 
doch vor nicht allzulanger Zeit den gleichen Stand-
punkt eingenommen, für den heute die sozialdemo-
kratische Fraktion noch kämpft. Es tut mir also 
wirklich leid, Ihnen nicht ersparen zu können, hier 
nun im Plenum ganz offen zu bekennen, daß die 
Richtlinien des Unkeler Kreises nur damals unter 
einer gewissen Schockwirkung zustande gekommen 
sind, als das Problem der Vertriebenen noch in 
einer etwas gefährlicheren Situation vor Ihnen 
stand, und daß Sie heute von diesen Richtlinien des 
Unkeler Kreises abrücken. 

Der § 47, um den es sich handelt, ist nach unserer 
Auffassung von ganz besonderer Bedeutung. Er-
innern wir uns an die gestrige Debatte über das 
Tabaksteuergesetz! Dabei erklärte der Herr Bun-
desfinanzminister, er könnte auf die 20 Millionen 
DM Einnahmeausfall durch die Steuersenkung für 
Zigarettenpapier nicht verzichten, weil hierdurch 
der ganze Etat des Bundes ins Wanken geraten 
könnte. Bei diesem § 47 soll aber auf 100 Millionen 
DM an Einnahmen für den Lastenausgleichsfonds 
verzichtet werden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir haben bei diesem Problem als Sozialdemo-
kraten noch einige andere Bedenken, die wir her-
ausstellen möchten. Herr Kollege Kunz e, Sie er-
innern sich, daß wir vor einigen Wochen im 
Lastenausgleichsausschuß die Frage diskutiert 
haben, ob es möglich wäre, die Kriegsschadensrente 
mit Rücksicht auf die im Bundestag im Dezember 
vorigen Jahres beschlossene Erhöhung der Renten-
zuschläge von 85 DM auf 90 DM aufzubessern. Wir 
waren damals bereit, für den Fa ll, daß die für die 
Erhöhung auf 90 DM notwendigen Ausgaben nicht 
aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden könnten, 
die Beträge für die Aufbesserung um 5 DM aus 
Mitteln des Lastenausgleichsfonds zu geben. Unser 
Antrag ist mit der Begründung abgelehnt worden, 
man könnte nicht auf der Ausgabeseite einen 
Posten von 65 Millionen DM beschließen, ohne da-
mit gleichzeitig den ganzen Etat des Lastenaus-
gleichsfonds zu erschüttern. Wir haben Ihnen da-
mals nicht unterstellt, daß Sie die Ablehnung aus 
Mangel an sozialer Verantwortung vorgenommen 
haben, vielmehr haben wir Ihre sachlichen Gründe 
gewertet. Wenn wir aber daran nicht irre werden 
sollen, dürfen Sie sich heute nicht auf den Stand-
punkt stellen, daß durch einen Verzicht auf 100 Mil-
lionen DM Einnahmen der Etat des Lastenaus-
gleichsfonds nicht ins Wanken gerate; sonst müßte 
man ja annehmen, Sie hätten die 65 Millionen da-
mals nicht bewilligt, weil es sich um die Ärmsten 
der Geschädigten handelte. Eine solche Haltung 
verdiente zumindest in der Öffentlichkeit festge-
halten zu werden. 

Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß der 
Ausfall von 100 Millionen DM auf der Einnahme-
seite den Etat des Lastenausgleichsfonds ernsthaft 
gefährdet. Von Ihrer Seite (zu den Regierungs-
parteien) wird zwar manchmal die Ansicht ver-
treten, daß diese 100 Millionen gar nicht gebraucht 
würden. Wir glauben das nicht. Ich erinnere an das, 
was der Kollege Farke in der zweiten Lesung 
des Gesetzentwurfs über den allgemeinen Lasten-
ausgleich im Mai vorigen Jahres gesagt hat. Er 
hat erklärt, daß diese 100 Millionen DM unter allen 
Umständen ausgeschöpft werden sollen. Wenn 
diese Summe also in diesem einen Fall nicht ge-
braucht werden sollte, würden Sie mit Ihrer be

-rühmten Novellengesetzgebung sofort wieder ein-
setzen und versuchen, auf anderen Wegen die Ver-
mögensabgabe zu ermäßigen. 

Als Sozialdemokraten sind wir also der Auffas-
sung, daß es wirklich um ein ernstes Problem geht. 
Sie können natürlich auf Grund Ihrer Mehrheit die 
Ausschußüberweisung beantragen und auch durch-
drücken; wir möchten aber zumindest hier vor dem 
Hohen Hause festgestellt wissen, mit welcher Hast 
Sie versuchen, diesen Antrag unter Dach und Fach 
zu bringen. Wir bleiben bei unserer Vermutung, 
daß ganz bestimmte Interessentengruppen hinter 
diesem Antrag stehen, die bei den Regierungspar-
teien leider eine Mehrheit für ihre Auffassung ge-
funden haben. Ich erinnere mich noch ganz deut-
lich an die Debatten, die hier bei der Beratung des 
Vertriebenengesetzes über die Auswirkungen des 
Gesetzes für die Landwirtschaft stattgefunden 
haben. Ein Teil der Grünen Front war damals nicht 
bereit, den totalgeschädigten Bauern eine Chance 
zu einem auch nur bescheidenen Besitz zu geben. 

(Zuruf rechts: Das ist ja nicht wahr!) 

— Bei der Endabstimmung hat ein Teil der Grünen 
Front gegen das Gesetz gestimmt. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Aber das ist doch 
nur ein bescheidener Teil gewesen!) 

Hier, wo es sich darum handelt, Restvermögens-
besitzer noch weiter zu begünstigen, stellen sich die 
Regierungsparteien plötzlich auf den Standpunkt, 
daß das eine Bagatelle sei. Damals, als es sich um 
die Totalgeschädigten handelte, haben sie diese 
Haltung nicht eingenommen. Heute, wo es sich um 
Kreise handelt, die noch Restvermögen retten 
konnten, wollen sie diese Begünstigung in das Ge-
setz hineinarbeiten. 

Der Hinweis, den der Kollege Wackerzapp 
in der 257. Sitzung hier gegeben hat, daß aus 
Flüchtlingsbetrieben ein solcher Wunsch geäußert 
worden sei, erscheint uns unglaubwürdig. Es könnte 
sich höchstens um Betriebe handeln, die ihren 
Hauptsitz in den Ostprovinzen hatten und jetzt in 
der Bundesrepublik Zweigniederlassungen unter-
halten. Aber die eigentlichen Flüchtlingsbetriebe 
können nach unserer Auffassung solche Wünsche 
nicht geäußert haben. Ich möchte einmal die 
Flüchtlingsbetriebe zählen, die am 20. Juni 1948 
schon wieder ein Vermögen von 150 000 DM be-
sessen haben. 

Es sind also wirklich schwerwiegende Gründe, die 
die sozialdemokratische Fraktion veranlassen, dar-
um zu bitten, trotz Ihres Drängens diesen Antrag 
im Ausschuß noch einmal von allen Seiten zu be-
leuchten. Und wir haben noch ein Fünkchen Hoff-
nung, daß ein Teil der Vertriebenenabgeordneten 
hier nicht leichtfertig die Hand dazu gibt, die Ein-
nahmen des Lastenausgleichsfonds zu schmälern. 
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(Ohlig) 
Weil wir aber aus grundsätzlichen Erwägungen 

gegen diesen Gesetzentwurf sind, bitte ich darum, 
die Ausschußüberweisung überhaupt abzulehnen. 
Aber auch die zweite und dritte Lesung sollte heute 
unter allen Umständen nicht stattfinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist eine eigenartige Me-
thode, die hier Platz gegriffen hat, daß man einen 
Gesetzentwurf, wenn er, wie Herr Kunze sagt, 
durch eine Zufallsmehrheit noch nicht einmal in 
den Ausschuß verwiesen werden konnte, nun ein-
fach wieder auf die Tagesordnung einer der näch-
sten Sitzungen setzt. Aber da die Tatsache nun ein-
mal vorhanden ist, erscheint es uns immerhin not-
wendig, zu dem sachlichen Inhalt dieses Antrags 
noch einige Worte zu sagen, obgleich wir bereits 
das letzte Mal unsere ablehnende Stellung damit 
begründet haben, daß dieser Gesetzentwurf ein-
deutig eine Begünstigung der großen Vermögen 
darstellt. 

Die unbeschränkte Anrechnung von Kriegs-
schäden in dem vorgesehenen Maße würde das 
Aufkommen für den Lastenausgleich um jährlich 
zirka 160 Millionen DM schmälern. Diese Zahl 
stützt sich auf Berechnungen des Flüchtlingsmini-
steriums, das feststellte, daß der mit dem Gesetz-
entwurf verbundene Wegfall der Begrenzung das 
Aufkommen um diesen Betrag vermindert. Dabei 
ist es absolut unwesentlich, daß man — unter An-
wendung eines finanztechnischen Tricks — erklärt, 
daß der Ermäßigungstarif zu senken sei, wenn der 
Ausfall den Betrag von 100 Millionen DM jährlich 
übersteige. Man kann in diesem Fall sogar die 
Meinung des Herrn Bundesfinanzministers mit 
heranziehen, der feststellt, daß die Höhe der Aus-
fälle sich in frühestens drei Jahren abschätzen 
lasse. Somit ist in der entscheidenden Anlaufszeit 
die Berechnung des Lastenausgleichs praktisch gar 
nicht möglich. Man soll dieser Schonungspolitik 
gegenüber auch die Veröffentlichung des Statisti-
schen Bundesamts mit heranziehen, da es sich ja 
hier in der Hauptsache um die Schonung der Be-
triebe handelt. Das Statistische Bundesamt stellt 
fest, daß bis Ende des Jahres 1951 allein 2329 Ak-
tiengesellschaften ihr Grundkapital in einem durch-
schnittlichen Verhältnis von 10 zu 8,5 umgestellt 
haben. Jede 100 RM-Aktie hat also heute bereits 
wieder einen Wert von 85 DM. Aber darüber hin-
aus haben sich die Verhältnisse bis zur Jetztzeit 
zugunsten der hier in Frage kommenden Abgabe-
pflichtigen noch bedeutend verbessert. Da die An-
rechnung der Kriegsschäden in voller Höhe zum 
großen Teil Betriebe betrifft, ist die Feststellung 
des Umstellungsverhältnisses im Zusammenhang 
mit diesem Gesetz politisch besonders wertvoll. Wir 
stellen deshalb noch einmal fest, daß mit dieser 
ersten Novelle, die von der Regierungskoalition ein-
gebracht worden ist und von der Sie so viel ge-
sprochen haben, die weitere Entwicklung der 
Lastenausgleichsgesetzgebung entsprechend dem 
Willen dieser Mehrheit sich immer mehr zu einer 
weiteren Schonung des Besitzes und zu einer Be-
lastung der Anspruchsberechtigten entwickelt. Die 
Hast, die Sie dabei an den Tag gelegt haben, ist 
absolut verständlich, wenn man weiß, daß die 
Bundestagswahlen vor der Tür stehen und die 
Geldgeber Ihrer Parteien auch im Bundestag die 

entsprechenden Taten verlangen. Die Einbringung 
dieses Gesetzes ist eine dieser Taten. Dafür wer-
den Sie von Ihren Geldgebern bezahlt. 

(Beifall bei der KPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts: Unerhört! — Gegenrufe 

von der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wir haben mit dem Kollegen Ohlig  drei Jahre 
lang im Lastenausgleichsausschuß zusammengear-
beitet. Ich bin aus diesem Grunde außerordentlich 
überrascht über die Schärfe, mit der er hier Aus-
führungen gemacht hat, die doch zum Teil absolut 
und objektiv unrichtig sind. Aus seinen Darstel-
lungen muß der mit der Materie nicht Vertraute 
entnehmen, es handele sich hier darum, dem 
Lastenausgleichsfonds 100 Millionen DM zu ent-
ziehen. 

(Zuruf von der SPD: Was denn sonst?) 

Das ist doch nicht wahr, Herr Ohlig! Sie wissen 
ganz genau, daß der Tatbestand folgender ist. Bei 
der Kalkulation, die die Bundesregierung schon 
vor der Einbringung des Lastenausgleichsgesetzes 
aufgemacht hat, hat sie damit gerechnet, daß durch 
die Anrechnung selbsterlittener Schäden ein Aus-
fall von 100 Millionen entstehen würde. Dieser 
Ausfall entsteht nicht durch das Gesetz, das wir 
hier machen, sondern er war von vornherein in 
die ganze Berechnung der Grundlage, auf der die-
ses Gesetz aufbaut, einkalkuliert. In dem Gesetz, 
das hier vorgeschlagen wird, wird nur gefordert, 
daß über den Kreis hinaus, der schon jetzt befreit 
ist, eine gewisse Befreiung gewährt wird, die zum 
Teil nur 2 % ausmacht. Der Druck zu dieser For-
derung ist nach der Tagung des Unkeler Kreises 
entstanden, als wir erkennen mußten, wie sich 
diese Dinge in der Wirtschaft auswirken. 

Gehen Sie einmal ins Bundesfinanzministerium! 
Sie werden finden, daß heute schon Tausende von 
Anträgen vorliegen, die sich auf den § 131 der Ab-
gabenordnung berufen und die auf diesem Wege 
zu dem Erlaß kommen, — ob wir das Gesetz 
machen oder nicht. Ein großer Teil, und zwar der 
größte Teil wird also zum Zuge kommen, — ob 

. wir das Gesetz hier beschließen oder nicht. Infolge-
dessen handelt es sich hier um verhältnismäßig 
geringe Beträge, die etwa noch zusätzlich in Frage 
kommen. Nach den neuesten Berechnungen, die das 
Bundesfinanzministerium aufgemacht hat, wird 
die gesamte Minderung des Aufkommens die 100 
Millionen überhaupt nicht erreichen, so daß also 
auch die Folgerungen, die Sie für eine etwaige 
neue Novelle vorgetragen haben, nicht in Frage 
kommen. Ich bitte doch, diese Dinge rein sachlich 
zu behandeln. Es handelt sich um Kreise, die selber 
einen großen Teil ihres Vermögens, bis zu 80 %, ja 
bis zu 90 % verloren haben und die von dem erhal-
tengebliebenen Teil von 20 oder 10 % die Hälfte 
abgeben sollen. Daß darin eine Ungerechtigkeit 
liegt, wenn diese Personen nicht einen Pfennig 
angerechnet bekommen, muß doch jedem einleuch-
ten. Daß diese Minderung auf ihre eigenen Scha-
densansprüche angerechnet wird, steht in dem 
Gesetz. Auch damit ist doch allen Forderungen 
nach Gerechtigkeit Genüge geschehen. Alle Vor-
würfe, die von der Seite der SPD vorgetragen wor-
den sind, sind unberechtigt. Ich bitte Sie, den An-
trag dem Ausschuß für den Lastenausgleich zu 
überweisen. 



Deutscher Bundestag — 260. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. April 1953 	12659 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kunze. 

Kunze (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem der Kollege Ohlig die Aus-
sprache eröffnet hat, bin ich natürlich gezwungen 
— und ich will mich dem Zwang gern fügen —, 

zu seinen Ausführungen Stellung zu nehmen. Ich 
kann zunächst anknüpfen und bestätigen, was Kol-
lege Atzenroth entwickelte. Ferner darf ich auf 
etwas hinweisen was vollkommen vergessen wird. 
Als wir in Unkel — ich habe ja die Ehre gehabt, 
dem sogenannten Unkeler Kreis vorzusitzen —
über diese ganzen Themata eingehend berieten, 
standen wir vor der Tatsache, daß auch bei der 
Entschädigung für die Vertriebenen eine bestimmte 
Obergrenze da war und daß wir darum die Rela-
tionen feststellen wollten. Dann haben wir diese 
Obergrenze auf Wunsch und Bitten der Vertriebe-
nen im Plenum fallenlassen. Da wir das wußten, 
haben wir unsererseits diese Obergrenze, die im 
Regierungsentwurf mit 150 000 Mark gesetzt war, 
auch gestrichen und sind zu der Lösung gekommen, 
wie Sie sie jetzt in § 47 als Vorschlag vorfinden. 

Es ist gesagt worden, daß wir einmal wieder das 
große Kapital schonen wollten, und daß wir wieder 
die kleinen Vermögen vernachlässigten. Das spricht 
sich alles so leicht aus. Man sollte etwas vorsich-
tiger bei solchen Zahlen sein. Ich darf ein paar 
Zahlen nennen: Ich habe mal ausgerechnet, wenn 
jemand am Stichtag ein Vermögen von 20 000 Mark 
hatte und einen Schaden von 10 000 DM, also ein 
Drittel, gehabt hat, dann kommt er nach dem 
jetzt geltenden Recht in den Genuß einer Senkung 
seiner Abgabe von 7500 DM um 975 DM, nach 
unserer Vorlage um 1000 DM. Hat jemand ein Ver-
mögen von 40 000 Mark gehabt, hat  die Hälfte ver-
loren und hatte am Stichtag 20 000 Mark Ver-
mögen, dann erhält er nach dem jetzt geltenden 
Recht 1875 DM Senkung seiner Abgabe durch die 
in § 47 vorgesehene Ermäßigung, nach unserer 
Vorlage bekommt er 3500 DM Senkung. Das will 
also praktisch bedeuten, daß ich dem Betreffenden 
bei 20 000 Mark Vermögen immerhin noch 4000 
Mark, also 25 %, abnehme, nachdem er schon 50 % 
verloren hatte. Nun will ich Ihnen die Zahlen wei-
ter geben. Wenn ich jetzt hingehe — die Dinge 
sind ja doch in Tausenden von Fällen existent — 
und folgendes Beispiel nehme: Jemand hat am 
Stichtag noch ein abgabepflichtiges Vermögen von 
20 000 Mark — er hatte 40 000 Mark —, dann 
würde er nach heute geltendem Recht eine Ab-
gabe von 7500 Mark zu zahlen haben, und davon 
wird ihm die Hälfte, nämlich 50 %, erlassen. Er 
zahlt also 3750 Mark, d. h. er hat bereits vorweg 
zwei Drittel seines Vermögens verloren. Nun sind 
wir allerdings der Meinung, daß man ihm dann 
wirklich nicht noch einmal die Hälfte oder drei 
Viertel abnehmen darf. 

Wenn ich in die größeren Vermögen gehe, da 
Wird die Sache interessant, weil sich in dieser Ton-
art, Kollege Ohlig, so leicht nach draußen reden 
läßt. Was sind denn die „großen Vermögen"? Die 
großen Vermögen sind doch nicht Geldvermögen, 
sondern Betriebsvermögen. Sind Sie denn ein ein-
ziges Mal — ich will ein Beispiel nennen — in dem 
ungeheuer zerstörten Düren gewesen und haben 
die riesengroßen Papierfabriken gesehen, bei 
denen die Schädigung — ich habe eine besichtigt 
und mich eingehend über diese Fragen orientiert 
— bei etwa 8 bis 10 Millionen liegt und das vor-

handene Vermögen noch 2 Millionen beträgt? Die 
Folge ist, daß die Maschinen nicht mehr ange-
schafft werden können, daß von dieser Firma heute 
Hunderte von Arbeitern nicht beschäftigt werden 
können, weil die Beschäftigungsgrundlage, das Be-
triebsvermögen nicht da ist. Nun wollen Sie dem 
noch, statt ihm zu helfen, von den zwei Millionen 
Werten, die er behalten hat, also von den 20% 
seines Ausgangsvermögens, wieder eine Million ab-. 
nehmen! Zu deutsch: wir nehmen ihm 90 v. H. ab 
und geben ihm keine Chance, wieder aufzubauen 
und die Arbeitsplätze zu schaffen, um seine Arbei-
ter unterzubringen. 

Ich brauche nicht weiter auf die Behauptung 
einzugehen, es bestehe eine Diskrepanz zwischen 
unserer ablehnenden Haltung zur Erhöhung der 
Unterhaltshilfe und unserer jetzigen Stellung-
nahme. Wer im Lastenausgleichsausschuß dieses 
Thema mit verhandelt hat, der weiß doch: Maß-
gebend für die Entscheidung, daß wir die Unter-
haltshilfe nicht erhöhen konnten, war nicht die 
Frage der Aufbringung der Mittel, sondern die Er-
kenntnis: Wir müssen einmal mit einer falschen 
Sozialpolitik aufhören. Als im Dezember 1952 die 
Sozialrenten erhöht wurden, geschah das in An-
passung an vorherige Entwicklungen der Preisstei-
gerung in der Lebenshaltung. Als wir die Teue-
rungszuschläge zur Unterhaltshilfe beschlossen, 
war die Teuerungswelle bereits abgeschlossen, näm-
lich ein Jahr später als die Erhöhung der Sozial-
renten. Wir haben also bei den  Sozialrenten nur 
etwas nachgeholt, was wir bei der Unterhalts-
hilfe durch das Teuerungs'zulagengesetz, das wir 
alle miteinander einstimmig angenommen haben, 
bereits vorweggenommen hatten. 

Und das Letzte. Ich begnüge mich mit dem Hin

-

weis auf die Tatsache, die Kollege Atzenroth 
nannte. Was ist denn in Wirklichkeit geschehen? 
In Wirklichkeit ist die Einnahme des Lastenaus-
gleichsfonds wesentlich höher, Gott sei Dank we-
sentlich höher, als eine gewissenhafte und vorsich-
tige Schätzung des Bundesfinanzministeriums er-
gab. Was haben wir miteinander getan? Ich er-
innere Frau Kollegin Krahnstöver an unsere Ver-
handlungen in Homburg. Wir haben gesagt, wir 
müssen jetzt dafür sorgen, daß die Mittel, die mehr 
kommen, möglichst schnell herausgehen. Wir haben 
miteinander überlegt, wie wir das tun können. Wir 
werden in kurzer Frist im Kontrollausschuß die 
entsprechende Vorlage zu beschließen haben, deren 
Ziel einzig und allein ist, den Geschädigten besser 
und schneller zu helfen. Wir versündigen uns also 
nicht an den Geschädigten; wir möchten aber auch 
ein Stück sozialer Gerechtigkeit für jene, die durch 
die Kriegseinwirkung schon außerordentliche Schä-
den erlitten haben, deren Berücksichtigung wir 
jetzt für unsere Pflicht halten. Wir werden damit 
unserer Gesamtkonzeption nicht untreu; denn das 
haben wir bereits, wie ich bei meiner Begründung 
sagte, am Schluß der Beratungen über die Annah-
me des Gesetzes gemäß dem Vorschlag des Ver-
mittlungsausschusses hier im Hause feierlich er-
klärt. 

Nun noch zum Anwurf des Kollegen Kohl. „Da-
für werden Sie ja bezahlt". Herr Kollege Kohl, 
erlauben Sie mir, Ihnen zu sagen, daß ich es für 
unter meiner Würde halte, Ihnen auf einen solchen 
Vorwurf eine Antwort zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lebhafte Zurufe von der KPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schäfer: Da keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen, ist die Aussprache ge-
schlossen. Herr Abgeordneter Kunze, Sie hatten 
bei Ihrer ersten Begründung gewünscht, daß die 
zweite und dritte Beratung angeschlossen wird. 

(Abg. Kunze: Dem ist ja widersprochen!) 

Das ist geschäftsordnungsmäßig nicht möglich. 

(Abg. Kunze: Weil widersprochen worden ist!) 

— Nein, es wäre auch sonst nicht möglich. Da hier 
nur die erste Beratung auf der Tagesordnung steht, 
kann ein solcher Antrag nur bei Feststellung der 
Tagesordnung gestellt werden. Sie hätten also 
gleich zu Anfang der Sitzung einen entsprechenden 
Antrag stellen müssen. Ich kann also darüber über-
haupt nicht abstimmen lassen. Es bleibt nur bei 
dem einen Antrag auf 'Überweisung an den Aus-
schuß für Lastenausgleich. Darüber stimmen wir 
jetzt ab. Ich bitte diejenigen, die. für die Überwei-
sung sind, die Hand zu heben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Meine Damen und Herren, es ist 
keine einheitliche Meinung über das Stimmenver-
hältnis möglich. Wir müssen auszählen. 

(Unruhe und Zurufe.) 

— Ich bitte, die Entrüstung den Kollegen gegen

-

über auszudrücken, die nicht da sind. Darf ich bit

-

ten, den Saal so schnell wie möglich zu räumen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Die Auszählung ist beendet. Ich bitte, die Türen 
zu schließen. 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis der Ab-
stimmung: mit Ja haben gestimmt 179, mit Nein 
123 Abgeordnete. 

(Zurufe und Beifall in der Mitte und rechts.) 

Keine Enthaltungen. 

Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Wir fahren in 
unserer heutigen Tagesordnung fort, und zwar mit 
dem Punkt 2: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über Fremdrenten der Sozialversicherung an 
Berechtigte im Bundesgebiet und im Lande 
Berlin, über Leistungen der Sozialversiche-
rung an Berechtigte im Ausland sowie über 
freiwillige Sozialversicherung (Fremdren-
ten- und Auslandsrentengesetz) (Nr. 4201 der 
Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt dazu eine Redezeit von 90 
Minuten vor. Ich nehme Ihre Zustimmung hierzu 
an. 

Zur Einbringung hat das Wort Herr Staats-
sekretär Sauerborn. 

Sauerborn, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Arbeit: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll 
die bundeseinheitliche Ordnung der Unfallversiche-
rung, der Rentenversicherung und der Kranken-
versicherung für die Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge geschaffen werden. Die gleiche Rege-
lung soll auch Tausenden von Flüchtlingen aus der 
sowjetischen Besatzungszone, die sich nunmehr im 
Bundesgebiet und im Lande Berlin eine neue Exi-
stenzgrundlage suchen müssen, zuteil werden. Wer 
Heimat, Hab und Gut wegen seiner Zugehörigkeit 

zum Deutschtum verloren hat, kann mit gutem 
Recht erwarten, daß die große Versichertengemein-
schaft Westdeutschlands für seine Gleichberechti-
gung auf dem Gebiet der Sozialversicherung ein-
tritt. Er kann erwarten, daß die Zahlung erdienter 
Renten wideraufgenommen und daß erworbene An-
wartschaften wiederhergestellt werden. 

Die in den einzelnen Ländern und Zonen des 
Bundesgebiets bisher hierzu erlassenen Vorschrif-
ten waren sehr unterschiedlich und stellten eine 
wenig befriedigende Regelung dar; sie führten ins-
besondere beim Wechsel des Wohnsitzes innerhalb 
des Bundesgebiets zu Härten und Unzuträglich-
keiten. So werden im Gebiet der britischen Be-
satzungszone Rentenansprüche, die gegen auslän-
dische Versicherungsträger erworben wurden, zur 
Zeit überhaupt nicht berücksichtigt; dagegen wer-
den Renten aus Ansprüchen gegenüber Versiche-
rungsträgern aus Gebieten, in denen die Sozialver-
sicherungsleistungen seinerzeit von der deutschen 
Sozialversicherung übernommen worden sind, ein-
schließlich aller Zusatzrenten gewährt. Demgegen-
über werden in der amerikanischen und französi-
schen Besatzungszone nach den Flüchtlingsrenten-
gesetzen der Länder zwar Rentenansprüche gegen 
ausländische Versicherungsträger honoriert, soweit 
diese an Personen im Bundesgebiet und Westberlin 
keine Leistungen gewähren, aber nur insoweit, als 
diese Ansprüche sich im Rahmen der deutschen so-
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften halten. 
Auch fehlt es für die Anrechnung von Rentenan-
wartschaften, die bei Versicherungsträgern in der 
Sowjetzone erworben sind, an einer ausreichenden 
Rechtsgrundlage. Für die im Ausland lebenden An-
spruchsberechtigten schließlich besteht ebenfalls 
keine befriedigende Regelung ihrer sozialversiche-
rungsrechtlichen Ansprüche. 

Ein weiterer Mangel des geltenden Rechts liegt 
darin, daß Einheimische, die bei ausländischen Ver-
sicherungsträgern Ansprüche oder Anwartschaften 
erworben haben, abgesehen von den Fällen, in 
denen zwischenstaatliche Sozialversicherungsab-
kommen geschlossen worden sind, keine Leistungen 
erhalten. Schließlich wird auch die Finanzierung 
der bisher für Flüchtlings- und Fremdrenten auf-
gewandten Beträge im Bundesgebiet sehr unter-
schiedlich gehandhabt. All diesen unbefriedigenden 
und unzulänglichen Zwischenlösungen soll mit dem 
vorgelegten Entwurf des Fremdrenten- und Aus-
landsrentengesetzes ein Ende bereitet und für das 
gesamte Bundesgebiet einheitliches Recht geschaf-
fen werden. 

Dabei war zu berücksichtigen, daß das bisherige 
Sozialversicherungsrecht der Heimatvertriebenen 
auf sehr unterschiedlichen Rechtsgrundlagen der 
jeweiligen Heimatgebiete beruht. Eine bundesein-
heitliche Regelung bedurfte daher der Lösung 
außerordentlich schwieriger versicherungstechni-
scher, rechtlicher und finanzieller Probleme. 

Die für das Gesetz erforderlichen Aufwendungen 
sollen vom Bund, von den Versicherungsträgern 
und aus dem Vermögen der stillgelegten Versiche-
rungsträger bestritten werden. Die Bereitstellung 
von Mitteln des Bundes beruht auf der Erwägung, 
daß es sich bei den vom Bund zu übernehmenden 
Aufwendungen um Kriegsfolgelasten handelt, die 
nach Art. 120 des Grundgesetzes vom Bund getra-
gen werden müssen. 

Während den Trägern der Rentenversicherung 
von den Flüchtlings- und Fremdrenten im wesent-
lichen die nicht auf Versicherungszeiten im Bundes- 
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gebiet entfallenden Rententeile vom Bund erstattet 
werden sollen, werden die Träger der Unfallver-
sicherung, soweit es die gewerblichen Berufsgenos-
senschaften betrifft, die ihnen aus diesem Gesetz 
erwachsenden Aufwendungen selbst tragen, soweit 
sie nicht aus den noch verfügbaren Vermögen der 
stillgelegten Berufsgenossenschaften bestritten 
werden können. Diese Regelung ist getroffen wor-
den, da die Unfallversicherung allein aus Beiträgen 
der Unternehmer und ohne Beteiligung öffentlicher 
Mittel finanziert wird. Der Entwurf geht davon 
aus, daß den gewerblichen Unternehmern zuge-
mutet werden kann, in einer solidarischen Haftung 
die Verpflichtungen aus Unfällen zu übernehmen, 
die in Betrieben außerhalb des Bundesgebiets ent-
standen sind. Bei den übrigen Unfallversicherungs-
trägern werden die Aufwendungen vom Bund 
übernommen. Hierbei handelt es sich entweder um 
solche Träger, deren Aufwendungen ohnehin aus 
Mitteln der öffentlichen Hand bestritten werden, 
oder um territorial gegliederte Versicherungsträger, 
die außerhalb des Bundesgebiets nach 1945 unter-
gegangen sind. 

Für den Bund werden nach diesem Gesetz Mehr-
kosten in Höhe von 305 Millionen DM jährlich ent-
stehen, von denen 294 Millionen DM auf das Bun-
desgebiet und 11 Millionen DM auf das Land Ber-
lin entfallen. Der größte Teil dieser vom Bund zu 
tragenden Aufwendungen konnte erst im Haus-
haltsjahr 1953 bereitgestellt werden. Gleichwohl 
sollen die im Gesetz vorgesehenen Leistungen an 
Personen, deren Ansprüche nach bisher geltendem 
Recht gar nicht oder nur teilweise anerkannt wer-
den, bereits mit Rückwirkung vom 1. April 1952 
an gewährt werden. Soweit für diese Leistungen 
die Aufwendungen vom Bund zu tragen sind, wer-
den sie von ihm ebenfalls mit Wirkung vom 
1. April 1952 übernommen. Diese besonderen Auf-
wendungen werden auf etwa 15 Millionen DM 
jährlich geschätzt. 

Im einzelnen sieht der Entwurf vor, daß den in 
das Bundesgebiet und das Land Berlin zugezogenen 
Vertriebenen sowie Einheimischen nach gleichen 
Gesichtspunkten Leistungen zur Abgeltung von 
Ansprüchen und Anwartschaften gewährt werden, 
die sie bei nicht mehr bestehenden, stillgelegten 
oder außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin befindlichen Versicherungsträgern im Be-
reich der gesetzlichen Unfallversicherung und der 
Rentenversicherungen erworben haben. 

Ferner werden Leistungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung und der Rentenversicherungen an 
Berechtigte im Ausland unter Anpassung an die 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse in 
Deutschland gewährt. Dabei sind insbesondere die 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen, die 
zu einer umfangreichen Auswanderung in das Aus-
land geführt haben, berücksichtigt. Der Gesetzent-
wurf sieht auch vor, daß deutsche und frühere 
deutsche Staatsangehörige, die sich in einem aus-
wärtigen Staat aufhalten und Ansprüche aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung oder einer Renten-
versicherung haben, bei denen diese Ansprüche je-
doch nicht gegen einen bestehenden Versicherungs-
träger im Bundesgebiet gerichtet sind, die Möglich-
keit haben, zur Vermeidung von Härten Ersatz-
leistungen zu erhalten, wenn sie darauf zur Be-
streitung ihres Lebensunterhalts für sich und ihre 
Familienangehörigen angewiesen sind. 

Personen, die früher außerhalb des Bundesge-
bietes und des Landes Berlin krankenversichert 

waren, sollen in die Lage versetzt werden, eine 
frühere Versicherung bei der gesetzlichen Kranken-
versicherung im Bundesgebiet oder im Lande Ber-
lin freiwillig fortzusetzen. Es handelt sich hierbei 
überwiegend um Vertriebene, die infolge der un-
sicheren Verhältnisse in den ersten Jahren nach 
dem Zusammenbruch versäumt haben, die frei-
willige Weiterversicherung in der Krankenversiche-
rung zu beantragen. In diesem Zusammenhang 
wird auch durch Änderung bisheriger Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung Versicherten, die 
sich zur Arbeitsleistung im Ausland oder in sonsti-
gen Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, das Recht der Weiterfüh-
rung ihrer bisherigen Krankenversicherung, insbe-
sondere zum Schutze der zurückbleibenden 
Familienangehörigen, gegeben. 

Das Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz 
stellt somit einen bedeutungsvollen Beitrag zur Ein-
gliederung der Flüchtlinge und Heimatvertriebenen 
in die Sozialgemeinschaft des Bundesgebietes und 
des Landes Berlin dar. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Damit ist die Vorlage 
eingebracht. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache zur ersten 
Beratung. Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die sozialdemokratische Frak-
tion begrüßt es, daß nunmehr der Entwurf des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vorliegt, 
weil die stark voneinander abweichenden landes-
rechtlichen und zonenrechtlichen Regelungen zu 
vielfachen Härten und Ungerechtigkeiten geführt 
haben, die durch eine bundeseinheitliche Regelung 
beseitigt werden müssen. Die sozialdemokratische 
Fraktion bedauert aber, daß der Gesetzentwurf erst 
heute vorgelegt wird; dies um so mehr, als fast alle 
Bestimmungen dieses Gesetzes bereits mit Wir-
kung vom 1. April 1952 in Kraft treten sollen. Es 
ist nach Auffassung meiner Fraktion höchst uner-
freulich, daß ein sozialpolitisch so bedeutsames Ge-
setz mit rückwirkender Kraft über ein Jahr hin-
aus beschlossen werden soll. 

Der Gesetzentwurf gehört zu den komplizier-
testen sozialpolitischen Vorlagen. Das liegt zum Teil 
daran, daß die Materie, die geregelt werden muß, 
außerordentlich schwierig ist. Schon das deutsche 
Rentenrecht ist bekanntlich so kompliziert, daß bis-
her noch kein einheitliches Bundesrecht geschaffen 
wurde. Das Hohe Haus hat sich mehrfach mit dieser 
Frage beschäftigt und zuletzt am 26. November 
1952 einstimmig die Bundesregierung beauftragt, 
baldigst einen Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung 
des deutschen Rentenrechts vorzulegen. Bisher ist 
das aber noch nicht geschehen, offenbar deswegen, 
weil die Materie zu kompliziert ist. Bei dieser Sach-
lage ist es erklärlich, daß sich bei den Fremd- und 
Auslandsrenten noch eine schwierigere Materie er-
gibt. 

Erschwerend kommt hinzu, daß der Gesetzent-
wurf in einer Reihe von Punkten, z. B. hinsichtlich 
der Finanzierungsfrage, über die sachlichen Be-
dürfnisse hinaus noch komplizierter gestaltet 
wurde, als dies auf Grund der Materie notwendig 
ist. Infolgedessen liegt jetzt ein Gesetzentwurf vor, 
der so kompliziert ist, daß selbst die ausführenden 
Stellen größte Mühe haben werden, danach zu 
arbeiten. Für die Versicherten aber, für die dieses 
Gesetz Rechte begründet, wird das Gesetz, wenn 
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es bei der vorliegenden Fassung verbleibt, ein 
Buch mit sieben Siegeln sein. Ein solcher Tatbe-
stand ist gerade bei einem sozialpolitischen Gesetz 
sehr unbefriedigend. 

Nun zum Gesetzentwurf im einzelnen, und zwar 
zuerst zu den Fremdrenten. Selbstverständlich be-
jaht meine Fraktion, daß nunmehr die Rentenan-
sprüche von Heimatvertriebenen und von allen an-
deren im Bundesgebiet lebenden Personen, die 
Rentenansprüche gegen nicht mehr bestehende, 
stillgelegte oder ausländische Versicherungsträger 
haben, auf das geltende Bundesrecht umgestellt 
werden. Der Gesetzentwurf sieht aber bei dieser 
Anpassung eine Reihe von Ausnahmen vor. Die 
während des Krieges erlassenen Verordnungen über 
die Sozialversicherung in den sogenannten einge-
gliederten Gebieten der Tschechoslowakei, den 
sogenannten eingegliederten Ostgebieten und in 
Österreich sollen nämlich grundsätzlich weiterhin 
gelten. Es muß doch als sehr bedenklich bezeichnet 
werden, dieses unter ganz anderen Perspektiven 
geschaffene Verordnungsrecht jetzt noch ausdrück-
lich in ein neues Gesetz aufzunehmen, das zu einem 
Zeitpunkt, in dem doch auch das deutsche Kriegs- 
und Besatzungsrecht nach Möglichkeit liquidiert 
werden soll. 

Abgesehen von diesen grundsätzlichen Bedenken 
werden sich auch für die Praxis außerordentliche 
Schwierigkeiten ergeben, weil das Besatzungsrecht 
durch vielfache Ergänzungs- und Durchführungs-
bestimmungen erläutert worden ist, die sehr ver-
streut sind, so daß sich auch ein Sachbearbeiter nur 
sehr schwer durch diese Materie hindurchfinden 
kann. 

Bei den Ausschußberatungen sollte also ein-
gehend geprüft werden, ob nicht zur Sicherung der 
Ansprüche der Heimatvertriebenen andere Wege 
gefunden werden können, die dem Sinn des Ge-
setzes, einen Übergang vom Rentenrecht der 
Heimatgebiete der Vertriebenen zum gegenwärtig 
geltenden Recht zu finden, entsprechen. Dabei 
müssen selbstverständlich die erworbenen Renten-
ansprüche der Heimatvertriebenen und aller an-
deren Berechtigten voll gewahrt bleiben. Meine 
Fraktion wird bei den Ausschußberatungen hierzu 
Anträge stellen. 

Auch mit anderen Leistungsfragen auf dem Ge-
biet der Fremdrenten wird sich der Ausschuß zu 
beschäftigen haben. Nach dem Gesetzentwurf sollen 
Ansprüche gegen die Versicherungsträger, die in 
den unter polnischer und sowjetischer Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten neu errichtet wur-
den, ausgeschlossen werden. In diesen Gebieten. 
z. B. in Oberschlesien, mußten nach dem 8. Mai 1945 
noch zahlreiche Deutsche beispielsweise im Bergbau 
arbeiten. Es ist völlig ungerechtfertigt, diesen Men-
schen, die bis zu ihrer Ausweisung unter schwersten 
Bedingungen tätig sein mußten, für diese Zeit keine 
Leistungsansprüche zu gewähren. 

Ferner sollen politische Flüchtlinge nach dem Ge-
setzentwurf u. a. nur Leistungen erhalten, wenn 
sich der Berechtigte, wie es im Gesetzentwurf heißt, 
befugt im Bundesgebiet oder im Lande Berlin auf-
hält. Bei der gegenwärtigen Lage muß der Gesetz-
geber naturgemäß aus finanzwirtschaftlichen Grün-
den Vorsorge dagegen treffen, daß in der Sozialver-
sicherung Währungsunterschiede ausgenützt wer-
den. Aber dennoch muß der Begriff „befugter Auf-
enthalt" zu Bedenken führen. Die Bundesregierung 
ist leider der Empfehlung des Bundesrats, den Be-
griff „befugter Aufenthalt" im Gesetz näher fest

-

zulegen, nicht gefolgt. Sie will sich das für später 
vorbehalten. Offenbar bestehen in dieser Hinsicht 
noch zwischen den einzelnen Ressorts, wie auch bei 
Beratungen im Gesamtdeutschen Ausschuß früher 
einmal zum Ausdruck gebracht wurde, noch sehr 
unterschiedliche Auffassungen. 

Meine Fraktion ist deshalb der Ansicht, daß vom 
Gesetzgeber für das gesamte Bundesgebiet ein-
schließlich Berlin klargestellt werden muß, wer 
eigentlich Anspruch auf die Renten nach dem vor-
liegenden Gesetz hat. Das ist für viele alte und 
arbeitsunfähige Menschen eine dringende Notwen-
digkeit. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Unbedingt ist im Gesetz sicherzustellen, daß nicht 
etwa Renten, die bereits von Versicherungsträgern 
des Bundesgebietes oder Berlins gewährt werden, 
wegen Einführung des Begriffs „befugter Aufent-
halt" nun wieder entzogen werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist sozialpolitisch sehr bedeutsam; denn viel-
fach haben Versicherungsträger bis jetzt Renten 
bei Aufenthalt im Bundesgebiet oder in Berlin auch 
dann gezahlt, wenn dieser dauernde Aufenthalt 
vielleicht nicht im Rechtssinne befugt war. Zu den-
ken ist dabei insbesondere an die Fälle, in denen 
Rentner aus der Ostzone oder aus dem Ostsektor 
in die Bundesrepublik oder nach Westberlin zu 
Angehörigen gezogen sind und dort Renten er-
halten. Meine Fraktion muß sich deshalb vorbehal-
ten, bei den Beratungen im Ausschuß zu der Frage 
des sogenannten „befugten Aufenthalts" Anträge 
zu stellen. 

Nach dem Gesetzentwurf soll ferner die Renten-
gewährung an die Voraussetzung gebunden wer-
den, daß die Berechtigten von dem Versicherungs-
träger, bei dem das Versicherungsverhältnis be-
standen hat, wegen ihres Aufenthalts oder, wie es 
heißt, wegen nachweislicher Gefährdung ihrer Per-
son bei der Verwirklichung ihres Anspruchs keine 
Leistung erhalten können. Die Vorschrift über 
nachweisbare Gefährdung bei Verwirklichung des 
Anspruchs soll sich laut Begründung des Gesetz-
entwurfs auf die besonderen Verhältnisse in Berlin 
beziehen. Damit ist aber leider den Berliner Be-
dürfnissen nicht ausreichend Rechnung getragen. 

Ich darf das an dem Beispiel der Berliner Eisen-
bahner erläutern, weil in der Begründung zum 
Gesetzentwurf besonders auf diese Frage eingegan-
gen worden ist. Da die Eisenbahn in Berlin unter 
ostzonaler Verwaltung steht, sind alle Eisenbahner, 
auch diejenigen, die in Westberlin tätig sind und 
dort wohnen, bei einem ostzonalen Versicherungs-
träger versichert. Etwa 14 000 Eisenbahnrentner 
erhalten gegenwärtig von dem ostzonalen Versiche-
rungsträger Renten in Ostmark, die erst im Wege 
eines besonderen Umtauschverfahrens bis zu einer 
gewissen Grenze in Westmark umgetauscht werden 
können. Diese 14 000 Rentner erhalten auch 
Leistungen der Rentnerkrankenversicherung nur in 
Ostmark. Beispielweise erhält der Arzt für die Be-
handlung des Eisenbahnrentners, obwohl er in West-
berlin einen in Westberlin wohnenden Menschen 
behandelt, nur ein Honorar in Ostmark. Ein Kran-
kenhausaufenthalt findet, abgesehen von dringen-
der Lebensgefahr, nur gegen Ostmark und damit 
in einem Ostkrankenhaus statt. Als Arzneien wer-
den nur Ostarzneien gewährt. Darin sehen wir eine 
Benachteiligung der in Westberlin wohnenden 
Eisenbahnrentner. Wir sind der Auffassung, daß 
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sich der Ausschuß mit der Beseitigung solcher 
Schwierigkeiten sehr ernsthaft zu beschäftigen 
haben wird. Ich freue mich sehr, daß Herr Bundes-
minister Kaiser offenbar dieser Auffassung zu-
stimmt. 

(Abg. Renner: Wer gibt euch das Geld dafür?) 

Nach dem Entwurf soll an dem gegenwärtigen, 
sehr bedenklichen Zustand grundsätzlich nichts 
geändert werden, abgesehen von den Fällen soge-
nannter persönlicher Gefährdung. Ich darf aber 
darauf aufmerksam machen, daß eine persönliche 
Gefährdung für jemanden, der seit vielen Jahren 
in Westberlin wohnt, nicht dokumentarisch, etwa 
durch ein besonderes Verfahren, wie etwa bei 
Flüchtlingen, nachgewiesen werden kann. Deshalb 
entspricht die im Gesetzentwurf vorgesehene Son-
derregelung, wenn man sich mit der Materie im 
einzelnen beschäftigt, in keiner Weise den Berliner 
Bedürfnissen. 

Schwierigkeiten ergeben sich auch für alle an-
deren in Westberlin wohnenden Personen, die bei 
einem Träger der Sozialversicherung der Ostzone 
oder Ostberlins versichert sind, weil sie dort ar-
beiten. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf ist 
nur im Ausnahmefall für die in Westberlin leben-
den Menschen der Versicherungsträger Westberlins 
zuständig. Das wird mit versicherungstechnischen 
Argumenten begründet. Ein solches versicherungs-
technisches Prinzip mag für den Normalfall richtig 
und notwendig sein; es wird aber in keiner Weise 
der gegenwärtigen Lage gerecht. 

Grundsätzlich müssen wir deshalb die Forderung 
aufstellen, daß alle Menschen, die im Lande Berlin 
wohnen oder arbeiten, leistungsmäßig zum Ver
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sicherungsträger Westberlins gehören und auch 
Leistungen in West-Mark erhalten, wie das für die 
Bundesrepublik selbstverständlich ist. Naturgemäß 
ergeben sich aus einer solchen Forderung — dar-
über bin ich mir als Berliner durchaus im klaren — 
eine Reihe von schwierigen Fragen, die im Aus-
schuß eingehend behandelt werden müssen. Dabei 
sind wir uns darüber im klaren, daß es zur Rege-
lung dieser Probleme keine Patentlösung gibt. 
Entscheidend ist aber für meine Fraktion, daß die 
im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung durch 
eine bessere ersetzt werden muß. 

Nun zur Frage der Auslandsrenten. Die sozial-
demokratische Fraktion begrüßt es, daß nach dem 
vorliegenden Gesetzentwurf Leistungen an Be-
rechtigte im Ausland wieder gewährt werden 
sollen, soweit dies nicht durch Gegenseitigkeits-
abkommen, deren Abschluß wir immer bejaht 
haben, gewährleistet ist. Mit Befriedigung nimmt 
die sozialdemokratische Fraktion weiter davon 
Kenntnis, daß nach dem Gesetzentwurf auch der 
Auslandsaufenthalt von Berechtigten, die wegen 
ihrer politischen Haltung, ihres Glaubens, ihrer 
Weltanschauung oder Rasse geflüchtet sind, als 
unfreiwilliger Aufenthalt gilt und somit kein 
Ruhen von Rentenansprüchen eintritt. 

Leider konnte sich die Bundesregierung nicht 
dazu entschließen, uneingeschränkt sämtliche Aus-
landsverpflichtungen der ehemaligen gesamtstaat-
lichen deutschen Sozialversicherung anzuerkennen. 
Nach dem Gesetzentwurf sollen Leistungen nur 
gewährt werden, wenn während der Versicherungs-
zeit ein Zusammenhang mit dem Bundesgebiet oder 
dem Lande Berlin bestanden hat. Selbstverständ-
lich hat meine Fraktion für die finanzwirtschaft-
lichen Erwägungen, die zu einer solchen Regelung  

führen sollen, Verständnis. Es ist aber zu be

-

denken, daß der Aufwand für Auslandsverpflich-
tungen der gesamtdeutschen Sozialversicherung in 
der Begründung insgesamt mit 9 bis 10 Mil-
lionen DM angegeben wird Dieser Betrag ist im 
Verhältnis zum Gesamtaufwand nach dem Gesetz-
entwurf über Fremdrenten mit insgesamt über 
400 Millionen DM relativ geringfügig. Es sollte 
deshalb im Ausschuß überlegt werden, ob sich 
nicht doch eine andere Regelung finden läßt. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu berücksichti-
gen, daß ohnehin nicht alle Auslandsverpflichtun-
gen erfüllt werden sollen, sondern nur die Ver-
pflichtungen in ausländischen Staaten mit amt-
licher deutscher Vertretung. 

Bei den Ausschußberatungen wird weiter über-
legt werden müssen, ob die im Gesetzentwurf vor-
geschlagene Regelung richtig ist, wonach im Aus-
land lebende Deutsche, die beispielsweise gegen 
stillgelegte Versicherungsträger, etwa die Reichs-
versicherungsanstalt für Angestellte, Renten-
ansprüche haben, keinen Rechtsanspruch auf Lei-
stungen erhalten sollen. Diesen Versicherten soll 
nach dem Entwurfe lediglich eine Ersatzleistung 
im Falle der Bedürftigkeit gewährt werden. Eine 
solche Methode der Bedürftigkeitsprüfung ent-
spricht nicht dem gegenwärtigen System der deut-
schen Sozialversicherung. 

Im Gesetzentwurf finden sich auch Vorschriften 
über die freiwillige Sozialversicherung. Dem 
Grundsatz nach bejaht meine Fraktion die im Ge-
setzentwurf vorgesehene Erweiterung der freiwil-
ligen Sozialversicherung bei Auslandsaufenthalt. 
Allerdings zeigt sich auch bei den Vorschriften 
über die freiwillige Versicherung, wie bedauerlich 
es ist, daß der Gesetzentwurf erst mit so großer 
Verspätung vorgelegt wird. Wenn im Gesetzent-
wurf u. a. die Möglichkeit für eine freiwillige 
Versicherung früherer Krankenversicherter ge-
boten wird, die sich im Jahre 1944 außerhalb des 
Bundesgebiets befunden haben und inzwischen zu-
rückgekehrt sind, und wenn eine solche Versiche-
rung zudem noch von einer ärztlichen Nachunter-
suchung abhängig gemacht wird, dann ist die vor-
gesehene freiwillige Sozialversicherung wenig 
attraktiv. Die betreffenden Personen werden näm-
lich entweder, weil sie inzwischen längst in Arbeit 
stehen, ohnehin sozialversichert sein, oder sie wer-
den Rente erhalten und damit aus den Leistungen 
der Rentnerkrankenversicherung versorgt sein, oder 
sie werden so krank sein, daß sie einer ärztlichen 
Nachuntersuchung nicht genügen und von der frei-
willigen Versicherung abgelehnt werden. Wir be-
dauern also auch im Hinblick auf die freiwillige 
Versicherung, daß die Vorlage des Gesetzentwurfs 
erst jetzt erfolgt. 

Nun zu den Finanzfragen. Bei den Fremd- und 
Auslandsrenten handelt es sich fast ausschließlich 
um Leistungsverpflichtungen, die Kriegsfolgelasten 
darstellen. Gemäß Art. 120 des Grundgesetzes hat 
der Bund derartige Aufwendungen zu tragen. Mit 
Recht wird deshalb in der Begründung hervor-
gehoben, daß die Tragung derartiger Aufwendungen 
durch die Rentenversicherung, statt die Steuerkraft 
des gesamten Volkes in Anspruch zu nehmen, eine 
unzulässige Belastung der Beitragszahler darstellt. 
Es muß allerdings festgestellt werden, daß, abgesehen 
von der amerikanischen Zone, in den letzten Jah-
ren tatsächlich eine solche unzulässige Aufbür-
dung von Kriegsfolgelasten auf die Rentenver-
sicherung, und zwar in einer Höhe von jährlich 
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rund 300 Millionen DM, stattgefunden hat. Bei 
dieser Sachlage ist es sehr bedauerlich, daß die 
Inkraftsetzung der Vorschriften über die Erstat-
tung der Aufwendungen für Fremd- und Aus-
landsrenten im Gegensatz zu dem allgemeinen In-
krafttreten des Gesetzes zum 1. April 1952 aus 
staatsrechtlichen Gründen grundsätzlich erst zum 
1. April 1953 erfolgen soll. 

Nach dem Gesetzentwurf sollen die Mehrauf-
wendungen aus drei Quellen gedeckt werden, 
erstens aus Bundesmitteln, zweitens aus Mitteln 
der stillgelegten Versicherungsträger und drittens 
aus Mitteln der aktiven Versicherungsträger. Mit 
der Deckung aus diesen drei Quellen ist ein außer-
ordentlich kompliziertes Verfahren verbunden. 
Zum Teil sollen die Aufwendungen für ein und 
dieselbe Rente aus mehreren Quellen gedeckt wer-
den; desgleichen sollen die Aufwendungen für die 
Rentnerkrankenversicherung auf mehrere Kosten-
träger aufgeteilt werden. Das praktische Ergebnis 
dieses komplizierten Verfahrens besteht aber — 
sofern man die Unfallversicherung außer Betracht 
läßt, für deren Abrechnung wir dem vorgeschla-
genen Verfahren zustimmen würden — darin, daß 
bei einem Gesamtaufwand von rund 400 Millio-
nen DM nur 3 Millionen DM, d. h. etwa 1 %, von 
den stillgelegten und aktiven Versicherungsträgern 
aufgebracht werden sollen. Es ist sehr fraglich, 
ob sich bei einem derartigen Ergebnis ein solch 
kompliziertes Abrechnungsverfahren lohnt. Wir 
sind deshalb der Ansicht, daß sich der Ausschuß 
mit dieser Frage' noch näher beschäftigen sollte. 

Die nach dem Gesetzentwurf zu gewährenden 
Erstattungen für die Kriegsfolgelasten sollen — 
und das ist sozialpolitisch und finanzpolitisch sehr 
interessant — den Rentenversicherungsträgern 
offenbar nur mittelbar zufließen. Jedenfalls wurde 
bei der Beratung des Gesetzentwurfes über die 
Deckung der Rentenzulagen von Regierungsseite 
erklärt, daß die Finanzierung des Fremd- und Aus-
landsrentengesetzes davon abhängt, daß von den 
Rentenzulagen jährlich 555 Millionen DM anstatt 
in Barmitteln durch Schuldverschreibungen ge-
währt werden. Es würde sich also nach den Ab-
sichten der Regierung durch das vorliegende Ge-
setz kein Zuwachs an Barmitteln für die Renten-
versicherung ergeben. 

Die Höhe der Leistungen, die nach diesem Ge-
setzentwurf neu an Versicherte gewährt werden 
sollen, läßt sich aus der Begründung leider nicht 
direkt feststellen. Insgesamt wird sich wohl für 
die Versicherten eine Mehrleistung von 20 Millio-
nen DM ergeben, was im Vergleich zu dem Ge-
samtaufwand dieses Gesetzes von rund 400 Mil-
lionen DM — davon 300 Millionen DM neu — 
relativ geringfügig ist. Wenn auch dieser neue Lei-
stungsaufwand nur einen Bruchteil der Gesamt-
kosten des Gesetzentwurfes ausmacht, so ist er 
doch so hoch, daß auch im Interesse der Versicher-
ten die alsbaldige Verabschiedung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs unbedingt dringlich ist. Dabei muß 
aber in den Ausschußberatungen noch eine Reihe 
von Mängeln des Gesetzentwurfs beseitigt werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Wir haben in diesem Hause mehr-
mals die Anfrage gestellt, warum das Fremd-
rentengesetz noch nicht verabschiedet worden ist. 

Den Weg, den dieser Gesetzentwurf bis zu seiner 
verzögerten Verabschiedung infolge seiner finan-
ziellen Auswirkungen und infolge der Notwendig-
keit zur Genehmigung der erforderlichen Mittel 
gegangen ist, haben wir als einen echten Leidens-
weg empfunden. So trocken auch die Materie hin-
sichtlich der sozialversicherungstechnischen Aus-
einandersetzungen hier diskutiert werden muß, so 
ungeheuerlich ist das Anliegen der vielen Heimat-
vertriebenen. Ich denke da an die sudetendeutschen 
Landsmannschaften und die vielen Menschen aus 
den Ostgebieten, die seit Monaten, ja seit Jahren. 
besonders da, wo noch durch keine neue Gesetz-
gebung und kein einheitliches Recht, nur durch 
Zwischenlösungen die Möglichkeit gegeben ist, daß 
ihre Rentenansprüche angerechnet werden, auf 
eine einheitliche Lösung warten. 

Wir bedauern auch — darin sind wir mit dem 
Vorredner einig —, daß unser vom Bundestag an-
genommener Antrag zur Schaffung einheitlichen 
Rechtes in der Angestellten- und Invalidenver-
sicherung nicht schon vorher seine Erledigung 
finden konnte, weil damit die Kompliziertheit die-
ses Gesetzes sicher weniger groß geworden wäre. 
Trotz allem aber meinen wir, daß die endliche Vor-
lage und Verabschiedung dieses Gesetzes so dring-
lich ist, daß trotz aller Bedenken, die auch meine 
Freunde teilen und die ich im einzelnen begründen 
werde, doch alles geschehen sollte, nicht etwa, wie 
es der Vorredner als Sprecher der Sozialdemokra-
tischen Partei vorschlug, um von ganz neuen Ge-
sichtspunkten aus Recht zu schaffen, sondern um 
doch mit Hilfe dieser Regierungsvorlage nun das 
Möglichste und Verständlichste und etwas An-
wendbares zu schaffen. Neues Recht und neue 
Grundlagen kann man nur schaffen, wenn man 
unsere gesamte Sozialversicherung reformiert. Das 
ausgerechnet bei diesem Fremdrentengesetz zu 
fordern, scheint mir doch sehr abwegig. Ich möchte 
dabei nur mit einem Satz erwähnen, daß die vielen 
Sorgen und Bedenken, die sich gerade in Berlin 
ergeben haben, weniger groß wären, wenn wir 
auch dort einheitliches Recht hätten, an dessen 
Zerschlagung doch der Sprecher der Sozialdemo-
kratischen Partei maßgeblich mitbeteiligt war. Die 
großen Schwierigkeiten, die sich mit der Trennung 
in eine Ost- und Westzone ergeben haben, wer-
den wir weder mit dem Fremdrentengesetz noch 
mit einem anderen sozialpolitischen Änderungs-
gesetz beseitigen können. 

Zu dem § 1 des Gesetzes, bei dem sicherlich auch 
im Ausschuß unterschiedliche Meinungen vorhan-
den sein werden, erhebt sich die Frage, ob nicht 
die Regelung des § 1281 der Reichsversicherungs-
ordnung genügt hätte und ob man sie nicht ent-
sprechend anwenden könnte. 

Bei § 3 ist durch die Heranziehung der Sudeten-
Verordnung — das ist auch schon von dem Vor-
redner gesagt worden — eine Problematik auf-
getaucht, mit der wir uns im Ausschuß noch be-
schäftigen müssen. § 3 Abs. 2 erklärt die Sudeten-
Verordnung vom Juni 1940 und die zu ihr er-
gangenen Durchführungs- und Ergänzungsbestim-
mungen auch auf die im ehemaligen Protektorat 
zurückgelegten Versicherungsverhältnisse für an-
wendbar. Eine Reihe von Fragen erhebt sich bei-
spielsweise zum Umrechnungskurs für die reinen 
Protektoratsrenten. Ferner besteht die Frage, ob 
für die Protektoratsversicherten, die unter § 43 
Abs. 2 oder 3 der Sudeten-Verordnung fallen, Stei-
gerungsbeträge zu gewähren sind. Weiter müßte 
geklärt werden, ob auch für Personen, die im ehe- 
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maligen Protektorat Böhmen und Mähren ver-
sichert waren, der erhöhte Grundbetrag nach § 43 
der Sudeten-Verordnung zu gewähren ist. Wir 
werden sicherlich sehr unterschiedliche Meinungen 
über diese Fragen, allein die Frage der Grund-
betragserhöhung und der Grundbetragsgewährung, 
haben, Dinge, die wir bei diesem Gesetz kaum 
grundsätzlich werden regeln können. 

Nach der Vorschrift des § 3 Abs. 4 sind die Ver-
ordnung über die Einführung der Reichsversiche-
rung in den eingegliederten Ostgebieten vom De-
zember 1941 und die dazu erlassenen Ergänzungs-
und Durchführungsbestimmungen auch auf Lei-
stungsansprüche und Anwartschaften aus Versiche-
rungsverhältnissen in der polnischen Sozialver-
sicherung anzuwenden, die nach dieser Verord-
nung nicht oder noch nicht voll auf die deutsche 
Sozialversicherung übergegangen waren. Jede 
weitere Ausdehnung der Ostgebietsverordnungen 
auch auf die übrigen Versicherten der polnischen 
Sozialversicherung, die durch die Ostgebietsver-
ordnung nicht erfaßt waren — z. B. die Versicher-
ten im ehemaligen Generalgouvernement —, sollte 
im Ausschuß sehr gründlich überlegt und diskutiert 
werden. 

Zu prüfen ist weiter, ob etwa der in § 32 der 
Ostgebietsverordnung vorgesehene Grundbetrag 
von 840 DM auch an die Berechtigten zu zahlen ist, 
die durch das Fremdrentengesetz neu der Ost-
gebietsverordnung später unterstellt werden. Ich 
glaube, daß wir im Ausschuß einen Weg und eine 
Lösung finden werden. Endgültige Lösungen wer-
den wir in allen diesen Fragen, die den Grund-
betrag berühren, wahrscheinlich nur bei der  Re-
form  der Sozialversicherung finden können. 

Mit Recht stellt die Begründung zu dem Gesetz-
entwurf an die Spitze, daß der Zweck dieses Ge-
setzes eine gleichmäßige Behandlung der Vertriebe-
nen und der Einheimischen ist. Die Vorlage trägt 
dem nur zum Teil Rechnung. Es fragt sich wirk-
lich, ob es notwendig sein wird, die alten Bestim-
mungen im Pauschalerlaß des Reichsversiche-
rungsamts vom 17. März 1945 noch aufrechtzu-
erhalten und den für einen vorübergehenden Not-
stand gedachten Erlaß weiter — er ist nämlich in 
diesem Gesetz nicht aufgehoben — in Kraft zu 
lassen. Aber alle diese Fragen, die so bedeutsame 
Konsequenzen und Wirkungen haben, werden wir 
zweifelsohne im Augenblick nicht lösen können. 
Wir werden dafür zu sorgen haben, daß bei diesem 
komplizierten Gesetz — ich kann leider wegen der 
Kürze der Redezeit auf die vielen Probleme, die 
wichtig sind, nicht mehr eingehen — auch die 
Durchführbarkeit gewährleistet ist. Allein die 
Durchführung des § 18 wird z. B. für die Landes-
versicherungsanstalt Niedersachsen fast unmöglich 
sein, weil dort die Umrechnung all der vielen alten 
Renten, besonders auch derjenigen von Ausge-
bombten, deren Unterlagen genau so fehlen wie die 
der Heimatvertriebenen, außerordentlich schwierig, 
ja nahezu unmöglich sein wird. 

Zum Schluß möchte ich noch der Hoffnung Aus-
druck geben, daß trotz der Schwierigkeiten und 
trotz des bedauernswerten Tatbestandes, daß Re-
gierungsentwürfe, die in der Form des Referen-
tenentwurfs doch immerhin mit den Ländern be-
raten werden, dann hinterher so unerhörte Be-
anstandungen durch den Bundesrat erhalten — 
und wir uns im Ausschuß infolgedessen nicht nur 

mit der Materie, sondern auch mit den verschie-
denen Meinungen der Länder auseinandersetzen 
müssen —, der gute Geist und der tiefe Sinn des 
Gesetzes eine glückliche und möglichst schnelle Er-
füllung findet, damit wir als Voraussetzung für 
eine echte soziale Eingliederung und eine echte 
gleiche Behandlung der Vertriebenen wie der Ein-
heimischen diese Lücke in der Gesetzgebung schlie-
ßen, die zu schließen wir schon lange verpflichtet 
sind. 

(Beifall bei der DP und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Horn. 

Horn (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Dr. Schellenberg hat, wie ich gerne 
zugebe, in durchaus sachlicher Weise eine Reihe 
von Einzelfragen angesprochen, die dieser Gesetz-
entwurf beinhaltet, oder auch solche, deren Be-
handlung vermißt wird. Jedenfalls hat er damit 
die Kompliziertheit des Gesetzentwurfs und die 
schwierige Aufgabe, vor der der Ausschuß steht, 
sehr deutlich illustriert. Auch meine Frau Vor-
rednerin ist auf einzelne Paragraphen des Gesetz-
entwurfs eingegangen, und sie hat bedauert, daß 
es ihr wegen der knappen Redezeit nicht möglich 
sei, das in ausführlicher Weise zu tun. Ich werde 
trotz der mir zur Verfügung stehenden etwas 
längere Redezeit bewußt der Versuchung wider-
stehen, mich schon hier in gewisse Einzelbespre-
chunger des Gesetzentwurfs einzulassen, da es sich 
ja hier um die Einbringung der Vorlage handelt 
und wir alle diese Einzelfragen im Ausschuß aus-
reichend diskutieren müssen. 

Ich möchte nur ganz kurz und knapp erklären, 
daß wir uns mit allen übrigen Teilen des Hohen 
Hauses darüber freuen, daß der Gesetzentwurf 
nun endlich zur Vorlage gekommen ist. Auch wir 
bedauern, daß das erst jetzt möglich wurde. Aber 
ich glaube, daß die Bundesregierung eben wegen 
der Kompliziertheit der Materie einige mildernde 
Umstände für sich geltend machen kann, die die 
Vorlage erst jetzt ermöglicht haben. Mein Be-
dauern über diese späte Vorlage des Gesetzes wird 
aber noch verstärkt durch die Tatsache, daß wir 
uns mit dem Entwurf so kurz vor Toresschluß zu 
beschäftigen haben. Der Sozialpolitische Ausschuß 
hat noch eine Fülle von Arbeit vor sich, Gesetz-
entwürfe wichtigster Art, die unter allen Um-
ständen noch erledigt werden müssen. Je mehr sich 
das häuft — erst recht bei so komplizierten und 
schwierigen Materien —, um so größer wird die 
Gefahr, daß die Gesetzentwürfe nicht mit der ge-
nügenden Gründlichkeit und auch nicht in der 
eigentlich dafür notwendigen Zeit beraten werden 
können. Das ist eigentlich das stärkste Bedauern, 
das ich bei dieser Vorlage empfinde. Auch wir 
haben die Hoffnung, daß wir trotz all dieser 
Schwierigkeiten diese bundeseinheitliche Regelung, 
auf die insbesondere auch unsere Heimatvertriebe-
nen schon so lange warten, noch in einer vernünf-
tigen Form verabschieden können, damit das Ge-
setz alsbald verkündet werden und zu dem an-
gegebenen Termin in Kraft treten kann. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

(Abg. Dr. Trischler: Zur Geschäftsordnung! 
Liegt schon ein Antrag vor, daß an den 

Ausschuß überwiesen werden soll?) 
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 — Ja, zu den Überweisungen komme ich jetzt. 

Zunächst einmal ist die Aussprache geschlossen. 

— Es liegt vor ein Antrag auf Überweisung der 
Vorlage an den Ausschuß für Sozialpolitik. Woll-
ten Sie einen anderen Vorschlag machen? 

(Abg. Dr. Trischler: Denselben, aber zusätz

-

lich Ausschuß für Heimatvertriebene! — 
Abg. Winkelheide: Dann werden Sie nicht 

mehr fertig!) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Horn. 

Horn (CDU): Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, es dient wirklich nicht der Sache und der 
notwendigen Beschleunigung, wenn wir den Ent-
wurf außer an den Sozialpolitischen Ausschuß auch 
noch an den Ausschuß für Heimatvertriebene ver-
weisen. Ich würde es für möglich halten, daß der 
Ausschuß für Heimatvertriebene zu den Beratun-
gen des Sozialpolitischen Ausschusses einige Abge-
ordnete delegiert, so daß wir die Beratungen dann 
durchaus in gegenseitiger Übereinstimmung führen 
können. 

(Abg. Winkelheide: Mitberatend! — Abg. 
Dr. Trischler: Gut, aber dann muß das 

beschlossen werden!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ja, meine Damen und 
Herren, da bestehen also verschiedene Auffassun-
gen. Zunächst besteht, glaube ich, übereinstimmend 
die Auffassung, daß der Ausschuß für Sozialpolitik 
federführend zu sein hat. Dann nehme ich die Zu-
stimmung des Hauses dazu an. 

Zum zweiten ist der Antrag gestellt, den Aus-
schuß für Heimatvertriebene als mitberatenden 
Ausschuß zu bestimmen. Da bestehen Meinungsver-
schiedenheiten. Wir stimmen also ab. Ich bitte  die-
jenigen, die für die Mitbeteiligung des Ausschusses 
für Heimatvertriebene sind, die Hand zu heben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist 
zweifellos die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

(Abg. Dr. Trischler: Aber in der Form, wie 
Herr Kollege Horn es gesagt hat!) 

— Das sind ja Fragen der Vereinbarung, die 
zwischen den Ausschüssen oder innerhalb der Aus-
schüsse geklärt werden können. Die brauchen oder 
können wir hier gar nicht beschließen. 

Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung er-
ledigt. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesversiche-
rungsamtes, die Aufsicht über die Versiche-
rungsträger und Regelung der Zuständig-
keiten der Behörden des Bundes und der 
Länder in der Sozialversicherung (Nr. 4210 
der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt für die Aussprache eine 
Gesamtredezeit von 60 Minuten vor. Das Wort zur 
Einbringung hat Herr Staatssekretär Sauerborn. 

Sauerborn, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Arbeit: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wie aus der Überschrift des Gesetzentwurfs 
hervorgeht, soll das Gesetz in erster Linie die 
Grundlage für die Errichtung eines Bundesversiche-
rungsamtes schaffen. Schon der Name dieses Amtes 
läßt erkennen, daß es eine Nachfolgebehörde des 
früheren Reichsversicherungsamtes sein soll, jener 

Institution, die aus der Geschichte der deutschen I 
Sozialversicherung nicht wegzudenken ist und 
deren Name weit über die Grenzen Deutschlands 
hinaus einen guten Klang hatte. 

Deutschland hat mit den in der Kaiserlichen Bot-
schaft vom 17. November 1881 angekündigten 
Sozialversicherungsgesetzen, die vom Jahre 1883 
an ergingen, sozialpolitisches Neuland betreten. 
Wenn der schwierige Weg in dieses Neuland von 
den Anfängen bis zum heutigen Stand mit seinen 
umfassenden Leistungen zu Erfolgen geführt hat, 
die man in der Welt anerkannt hat, so hatte das 
Reichsversicherungsamt hieran einen sehr bedeu-
tenden Anteil. Bereits durch das Unfallversiche-
rungsgesetz von 1884 geschaffen, hat es durch seine 
Tätigkeit als oberste Spruch-, Beschluß- und Auf-
sichtsbehörde der Sozialversicherung nicht nur die 
Auslegung der Sozialversicherungsgesetze und ihre 
Handhabung maßgeblich gesteuert, sondern auch 
durch seinen aus reichen Erfahrungen fließenden 
Rat die Fortentwicklung der Gesetzgebung in 
gutem Sinne beeinflußt. Mustergültig war die Füh-
rung der dem Reichsversicherungsamt übertragenen 
großen Verwaltungsaufgaben, insbesondere die 
Führung der Aufsicht über die Versicherungsträger, 
die Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung 
von Betriebsunfällen und Berufskrankheiten, der 
Maßnahmen im Hinblick auf die vorbeugende Ge-
sundheitsfürsorge und für die Ausgestaltung des 
Heilverfahrens, die Durchführung der umfang-
reichen und unentbehrlichen Statistik und die Ab-
wicklung des Gemeinlastverfahrens in der Renten-
versicherung. Die guten Ergebnisse dieser bedeut-
samen Verwaltungsarbeit wirken sich heute noch 
aus. 

Nach dem Zusammenbruch wurde das Reichsver-
sicherungsamt stillgelegt. Damit fiel es sowohl als 
oberste Instanz in der Rechtsprechung aus, als auch 
konnten die ihm gesetzlich zugewiesenen mannig-
fachen Aufgaben der Verwaltung, insbesondere der 
Aufsichtsführung über die Sozialversicherungs-
träger, nicht mehr wahrgenommen werden. Nur 
das Land Bayern und das frühere Land Württem-
berg-Baden haben diesem fühlbaren Mangel durch 
die Errichtung von Landesversicherungsämtern ab-
geholfen, denen die Aufgaben und Befugnisse des 
Reichsversicherungsamts für das Gebiet des Landes 
übertragen wurden. 

Neben der bevorstehenden Neuordnung der 
Rechtsprechung durch das Sozialgerichtsgesetz ist 
daher die Lücke zu schließen, die durch die Still-
legung des Reichsversicherungsamts auf dem um-
fangreichen Gebiet der Beaufsichtigung und Ver-
waltung der Sozialversicherung entstanden ist. Dies 
kann der Natur der Sache nach nur durch Errich-
tung eines an die Stelle des Reichsversicherungs-
amts tretenden Bundesversicherungsamts ge-
schehen. 

Der Gesetzentwurf sieht allerdings nicht vor, daß 
der Aufsicht des Bundesversicherungsamts all die 
Versicherungsträger unterstehen, die unter der 
Aufsicht des Reichsversicherungsamts gestanden 
haben. Dem föderalistischen Aufbau des Bundes 
entsprechend sollen nur die bundesunmittelbaren 
Versicherungsträger der Aufsicht des Bundesver-
sicherungsamts unterliegen. Damit wird immerhin 
ein Mittelpunkt der Aufsicht, die jetzt von den 
Ländern und dementsprechend unter verschiedenen 
Gesichtspunkten ausgeübt wird, geschaffen, und 
von diesem Mittelpunkt aus wird es, wie zu hoffen 
ist, möglich sein, bei voller Wahrung der Rechte 
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der Länder auf die anzustrebende Einheitlichkeit in 
der Handhabung der Aufsicht hinzuwirken. 

Das Bundesversicherungsamt soll auch das Bun-
desarbeitsministerium entlasten. Dieses hat zwar 
bisher die dem Bund zustehenden Aufsichtsrechte 
im wesentlichen den Ländern zur Wahrnehmung 
übertragen; jedoch hat es besonders auf den Ge-
bieten der Haushalts- und Rechnungsführung, der 
Statistik und der betrieblichen Altersfürsorge sich 
umfangreicher Aufgaben annehmen müssen, deren 
Verrichtung es in seiner eigentlichen Hauptauf-
gabe, der Mitwirkung bei der Gesetzgebung, be-
hindert hat. 

Die Sozialversicherungsgesetzgebung des Bundes 
war bisher wegen der notwendigen Anpassung an 
die geänderten Lebensbedingungen in erster Linie 
darauf gerichtet, die Versicherungsleistungen zu 
erhöhen. Die Erfolge, die hierbei erzielt worden 
sind, sind noch immer viel zu wenig bekannt. Sie 
haben dazu geführt, daß z. B. der Durchschnitts-
betrag aller heute laufenden Invalidenrenten seit 
dem Jahre 1949 von 43,55 DM im Monat auf 78,30 
DM im Monat, also um rund 80 v. H., erhöht wor-
den ist, der Durchschnittsbetrag aller heute laufen-
den Ruhegelder aus der Angestelltenversicherung 
in der gleichen Zeit von 77,65 DM im Monat auf 
121,15 DM im Monat, also um rund 56 v. H., ge-
stiegen ist. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Was hat das mit dem 
Gesetz zu tun, Herr Staatssekretär?) 

— Das kommt sofort. Das werden Sie sofort hören, 
was das damit zu tun hat. — Die Behandlung der 
organisatorischen Fragen der Sozialversicherung 
mußte wegen dieser Dinge in der Gesetzgebung des 
Bundes bisher zurückstehen. Hier ist deswegen 
noch Wichtiges nachzuholen, und damit macht der 
vorliegende Gesetzentwurf den Anfang. 

Im einzelnen ist zu dem Gesetzentwurf noch zu 
bemerken: Als Sitz des Bundesversicherungsamts 
ist der Sitz des Bundesarbeitsministeriums vor-
gesehen, weil nur so die beste und engste Zusam-
menarbeit zwischen beiden Behörden gewährleistet 
ist, die im Interesse der Sache notwendig ist. 

Die Kernfrage des Entwurfs ist jedoch die Ver-
teilung der Verwaltungsaufgaben des früheren 
Reichsversicherungsamts auf das künftige Bundes-
versicherungsamt einerseits und die Behörden der 
Länder andererseits. Der ursprüngliche Entwurf der 
Bundesregierung sah grundsätzlich folgende Ver-
teilung vor: 

a) Die Aufsicht über die bundesunmittelbaren 
Versicherungsträger, d. h. die Versicherungsträger, 
deren Bereich sich über das Gebiet eines Landes 
hinaus erstreckt, steht dem Bundesversicherungs-
amt zu, die Aufsicht über die landesunmittelbaren 
Versicherungsträger, d. h. die Versicherungsträger, 
deren Bereich sich nicht über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt, steht den Behörden der 
Länder zu. 

b) Die sonstigen Verwaltungsaufgaben des frü-
heren Reichsversicherungsamts gehen grundsätzlich 
auf das Bundesversicherungsamt über und stehen 
den Behörden der Länder nur insoweit zu, als es 
sich um landesunmittelbare Versicherungsträger 
handelt und die Aufgaben in dem Katalog des § 3 
Abs. 3 aufgezählt sind. 

Dieser Verteilung lag die Absicht zugrunde, die 
überregionale Regelung derjenigen Angelegen-
heiten, die überregional zu regeln notwendig oder 
doch zweckmäßig ist, weitgehend zu sichern. 

Der Bundesrat hat geglaubt, gegen diese Ver-
teilung der sonstigen Verwaltungsaufgaben recht-
liche Bedenken erheben zu müssen. Nach seiner 
Auffassung stellt es eine verfassungsrechtlich un-
zulässige Mischverwaltung dar, wenn dem Bundes-
versicherungsamt die Verwaltungsbefugnisse des 
früheren Reichsversicherungsamts auch insoweit, 
als es sich um landesunmittelbare Versicherungs-
träger handelt, grundsätzlich übertragen werden 
und den Behörden der Länder nur die in einem 
Katalog aufgeführten Befugnisse verbleiben. Er hat 
deshalb vorgeschlagen, die sonstigen Verwaltungs-
aufgaben des früheren Reichsversicherungsamts 
dem Bundesversicherungsamt insoweit zu über-
tragen, als es sich um bundesunmittelbare Ver-
sicherungsträger handelt, dagegen den Behörden 
der Länder insoweit, als es sich um landesunmittel-
bare Versicherungsträger handelt und diese Auf-
gaben dem Bundesversicherungsamt nicht aus-
drücklich übertragen werden. 

Obwohl die Bundesregierung die verfassungs-
rechtlichen Bedenken des Bundesrats nicht in vollem 
Umfange zu teilen vermag, hat sie doch geglaubt, 
ihnen soweit als möglich Rechnung tragen zu sollen. 
Sie hat deshalb an ihrem ursprünglichen Entwurf 
nicht festgehalten. Sie muß aber andererseits nach 
wie vor entscheidendes Gewicht darauf legen, daß 
bei denjenigen Verwaltungsaufgaben des früheren 
Reichsversicherungsamts, die nicht danach aufge-
teilt werden können, ob es sich um bundesunmittel-
bare oder landesunmittelbare Versicherungsträger 
handelt, deren überregionale Regelung vielmehr 
unbedingt notwendig ist, die Regelung durch das 
Bundesversicherungsamt sichergestellt ist. Sie hat 
deshalb in ihrer Stellungnahme zu den Änderungs-
vorschlägen des Bundesrats zum Ausdruck ge-
bracht, die Verteilung der Verwaltungsaufgaben 
des früheren Reichsversicherungsamts außerhalb 
der Aufsichtsführung soll in der Weise vorge-
nommen werden, daß sie dem Bundesversiche-
rungsamt übertragen werden, soweit es sich bei 
ihnen nicht nur um landesunmittelbare Versiche-
rungsträger handelt. Hierbei spielte auch die Er-
wägung eine Rolle, daß es nicht möglich sein wird, 
die Befugnisse, deren überregionale Ausübung un-
bedingt notwendig ist, wirklich erschöpfend einzeln 
aufzuzählen. 

Das neue Bundesversicherungsamt wird, wenn 
der Gesetzentwurf zustande kommt und wenn es 
der Tradition seines großen Vorgängers, des Reichs-
versicherungsamts, folgen wird, wesentlich zu 
einem weiteren erfolgreichen Ausbau der deutschen 
Sozialversicherung beitragen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich eröffne die Aus-
sprache zur ersten Beratung. Wortmeldungen? — 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich stelle fest, daß für dieses 
Gesetz das gleiche Urteil zutrifft, das Herr Kollege 
Schellenberg für das vorhergehende Gesetz ge-
prägt hat, daß nämlich dieses Gesetz längst fällig 
gewesen ist. Nach meiner festen Überzeugung hätte 
es auch ohne Schwierigkeiten von seiten des Bun-
desarbeitsministeriums diesem Bundestag längst 
vorgelegt werden können; denn es ist doch unbe-
stritten, daß es in seinem Gesamtaufbau nur in 
wenigen Punkten von dem früheren Reichsver-
sicherungsamt abweicht. Das Vorbild war also 
zweifellos gegeben. Es wäre aber nach meiner 
Überzeugung eine Frage der Zweckmäßigkeit ge- 
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Wesen, zu gleicher Zeit mit diesem Gesetz auch 
die Frage der Errichtung von Sozialgerichten zu 
erledigen, da zweifelsohne die Schaffung einer 
Aufsichtsbehörde und die klare Abgrenzung ihres 
Tätigkeitsgebiets mit der Sozialgerichtsbarkeit eng 
verbunden ist. Wer aber den vorliegenden Entwurf 
der Bundesregierung kennt, wer sich über die 
Gründe der Zurückhaltung eines solchen Gesetzes 
im klaren ist — man versucht auch dort, ähnlich 
wie in der gesamten Arbeitsgerichtsbarkeit, den 
Berufsrichtern den Vorrang gegenüber den alten 
und erfahrenen Sozialpraktikern zu geben —, der 
wird verstehen, daß dieser Entwurf nicht zur 
gleichen Zeit dem Bundestag vorgelegt wurde. Die 
Einfügung der Sozialgerichtsbarkeit in die allge-
meine Gerichtsbarkeit wird — darüber müssen Sie 
sich im klaren sein — mit Recht zu heftigen Aus-
einandersetzungen führen. 

Man muß zu diesem Gesetzentwurf, obschon man 
ihn bejaht, trotzdem einige kritische Bemerkungen 
machen, weil auch hier eine Tendenz vorhanden 
ist, die in ihrem wesentlichsten Kern nicht als 
fortschrittlich, sondern als rückschrittlich anzu-
sprechen ist. Ich führe das besonders charakteristi-
sche Beispiel des § 5 an, der sich mit der Änderung 
einiger Bestimmungen der Reichsversicherungs-
ordnung beschäftigt. Das gilt beispielsweise von 
§ 878, der sich mit der Zuständigkeit der Aufsichts-
beamten beschäftigt, in dem gewisse Vorausset-
zungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit gesetz-
lich geregelt werden. 

Diese Änderungen erscheinen uns nach zwei ver-
schiedenen Gesichtspunkten hin als politisch so 
wertvoll, daß man einiges dazu sagen muß. Die 
alte Bestimmung der Reichsversicherungsordnung 
spricht in ihrem § 878 ausdrücklich davon, daß — 
neben dem Recht der Prüfung des Betriebes — auch 
während der Betriebszeit den Prüfungsbeamten 
Bücher und Listen zur Einsicht vorzulegen sind. 
Ich weiß aus Erfahrung, daß gerade diese Bestim-
mung der Reichsversicherungsordnung von den Un-
ternehmern immer auf das schärfste bekämpft wor-
den ist, weil gerade durch die Einsichtnahme 
Mißstände aufgedeckt werden konnten, deren Ver-
schleierung nach dem jetzt vorliegenden Entwurf 
nun endgültig möglich ist. Die Unternehmer 
wünschen im Betrieb keine Einsichtnahme. Sie 
wünschen allein Herr im Hause zu sein. 

Daß diese Regierung dem Unternehmer in einer 
solch entscheidenden Frage entgegenkommt, ent-
spricht ihrer gesamten politischen Willensbildung. 
Bei der zweiten Lesung wird die Möglichkeit be-
stehen, einige Änderungen dazu zu verlangen. 

Man geht sogar noch weiter und verlangt die 
Streichung des Abs. 2, der die Strafbestimmungen 
für die Verweigerung der Einsichtnahme enthält, 
so daß den Unternehmern Tür und Tor geöffnet ist, 
in ihren Betrieben die Aufsichtsbehörden hinter 
das Licht zu führen. 

Wir sind der Meinung, daß sogar eine Änderung 
der Bestimmung des § 878 im fortschrittlichen 
Sinne dahingehend am Platz gewesen wäre, den 
Betriebsrat mit einzuschalten, der zweifelsohne die 
Verhältnisse im Betrieb am besten und genauesten 
kennt und zu dem die Arbeiter bei Nichtbeach-
tung der geltenden Unfallverhütungsvorschriften in 
erster Linie kommen. Weder im Betriebsverfas-
sungsgesetz, das ja von Ihnen so gelobt wird, noch 
in anderen Gesetzen ist dieses Recht des Betriebs-
rats ausdrücklich festgelegt. Wir werden auch hier 

Gelegenheit nehmen, bei der zweiten Lesung die-
ses Gesetzes einen dementsprechenden Antrag ein-
zureichen. 

Wir wünschen aber auch — das möchte ich ab-
schließend sagen — bei diesem Gesetz weitest-
gehende Aufrechterhaltung der ländermäßigen Be-
dingungen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Preller. 

Dr. Preller (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Staatssekretär hat vorhin mit 
Recht ausgeführt, daß dieses Gesetz die Nachfolge 
und Neuauflage des alten Reichsversicherungsamts 
regeln solle und daß dies das Hauptanliegen des 
Gesetzes sei. Mir scheint, daß nicht dies allein die 
Hauptaufgabe ist, sondern gleichzeitig auch die Ab-
grenzung der Befugnisse zwischen dem Bund und 
den Ländern. Wenn aber das frühere Reichsver-
sicherungsamt hier erwähnt wird, dann müssen 
wir uns klar machen, daß dieses Reichsversiche-
rungsamt zwei Aufgaben hatte, nämlich in der 
Hauptsache, die Sozialgerichtsbarkeit durchzufüh-
ren, und erst in zweiter Linie, die Aufsicht und 
sonstige Verwaltungsaufgaben wahrzunehmen. 

Nun finden wir den merkwürdigen Zustand vor, 
daß das Gesetz über die Sozialgerichtsbarkeit, auf 
das wir seit Jahren warten, immer noch nicht vor-
gelegt worden ist — 

(Abg. Arndgen: Es liegt in Ihrem Fach drin!) 
— wir haben es, aber dieses Gesetz ist vorgezogen 
worden, Herr Arndgen! — und daß das Gesetz über 
die Organisation des Bundesversicherungsamts 
eben vorgezogen worden ist, und das zu einem 
Zeitpunkt, wo die Aufsicht, die dieses Bundesver-
sicherungsamt ausüben soll, auf eine Selbstverwal-
tung stößt, die in diesem Augenblick erst im Auf-
bau begriffen ist. 

(Zuruf rechts: Gerade deswegen!) 

Der Gesetzentwurf muß deshalb in § 2 davon aus-
gehen, daß er gewisse Befugnisse des alten Reichs-
versicherungsamts ausschließt, eben die, die jetzt 
von der Sozialgerichtsbarkeit wahrgenommen wer-
den sollen, obwohl das diesbezügliche Gesetz bei 
der Verabschiedung des vorliegenden Gesetzent-
wurfs überhaupt noch nicht geschaffen sein wird. 
Ebenso wird in der Begründung von der Notwen-
digkeit gesprochen, die Aufsicht über die Versiche-
rungsträger wahrzunehmen, soweit diese „als 
Selbstverwaltungskörperschaften" beaufsichtigt 
werden müssen. 

Ich sagte bereits, daß wir auf das Bundessozial-
gericht seit langer Zeit warten. Es liegen Tausende 
und aber Tausende von Berufungen vor, die von 
diesem Gericht endlich erledigt werden sollen. 
Aber statt des Bundessozialversicherungsgesetzes 
wird nun das Gesetz über die Errichtung des Bun-
desversicherungsamts vorgezogen. Wir fragen uns 
daher: Warum denn nun hier dieser Vorrang und 
sonst eine gewisse Langsamkeit und Bedächtigkeit? 
Wir wissen doch, daß im alten Reichsversicherungs-
amt die Zahl der dort mit den gerichtlichen An-
gelegenheiten Beschäftigten bei weitem überwog 
und daß diejenigen, die mit der Aufsicht und der 
Verwaltungsführung beauftragt waren, eine Min-
derheit darstellten. Warum soll für eine kleinere 
Zahl von Beamten jetzt das neue Amt vorgezogen 
werden, während die große Zahl von ihnen warten 
muß? 
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) Aber nicht nur das ist eigenartig, sondern auch 
eine gewisse Inkonsequenz der Verteilung der Be-
fugnisse dieses Amts. Die bisherigen Aufgaben 
des Reichsversicherungsamts in der Unfallverhü-
tung sollen weiterhin vom Bundesarbeitsministe-
rium wahrgenommen werden. Hier hindert also die 
von Herrn Staatssekretär vorhin genannte Gesetz-
gebungsarbeit offenbar nicht, daß sich das Bundes-
arbeitsministerium weiter mit Unfallverhütungs-
maßnahmen beschäftigt. Wir sind damit sehr ein-
verstanden; aber das erleben wir nun auch bei dem 
Gesetzentwurf über die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte. Auch da soll die Aufsicht nicht wie 
früher bei diesem Bundesversicherungsamt liegen, 
sondern beim Bundesarbeitsministerium bleiben. 

(Abg. Horn: War ja früher nicht so!) 
Nehmen wir dazu, daß nun auch (lie Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche

-

rung aus sehr triftigen Gründen nicht dem Bun

-

desversicherungsamt untersteht, sondern dem Bun

-

desarbeitsministerium, und daß für die beiden 
großen Sektoren der Post und der Bahn die Auf

-

sicht weiter bei dem zuständigen Ressortminister 
liegen soll — wir fragen: warum dann nicht beim 
Bundesarbeitsminister? —, so sehen wir, daß eine 
große Zahl von Angelegenheiten weiter beim Bun

-

desarbeitsministerium ressortieren soll. Wir haben 
dagegen, wie gesagt, gar nichts einzuwenden. 

Nun wird außerdem noch gesagt, dieses Bundes-
versicherungsamt solle am Sitz des Bundesarbeits-
ministers errichtet werden. Das heißt doch, daß die 
Aufgaben so eng mit denen des Bundesarbeitsmini-
steriums zusammenfallen, daß diese örtliche Kon-
zentration vorgenommen werden muß. In der Be-
gründung heißt es denn auch, daß eine ständige 
Fühlung des Bundesversicherungsamts mit dem 
Arbeitsministerium erfolgen müsse. Was bleibt nun 
eigentlich für das Bundesversicherungsamt übrig? 
Ist die Errichtung eines selbständigen Amtes wirk-
lich, wie die Begründung und auch der Herr Staats-
sekretär sagen, der „Natur der Sache nach" erfor-
derlich? Das Bundesarbeitsministerium hat einen 
Teil dieser Aufgaben bisher gut bewältigt; ein 
anderer Teil ist in den Ländern und dort meistens 
von den Länderministerien durchgeführt worden. 
Es ist doch nicht so, daß wir es deshalb, weil das 
Reichsversicherungsamt, historisch gesehen, eine 
ausgezeichnete Arbeit geleistet hat, nun notwendig 
hätten, ein Bundesversicherungsamt ebenfalls zu 
errichten. Das Reichsversicherungsamt ist nämlich 
seinerzeit errichtet worden, weil ein Reichsarbeits-
ministerium überhaupt nicht bestanden hat. Da-
mals lag die Notwendigkeit vor, ein Reichsversiche-
rungsamt zu begründen. Wir wissen, daß wir auf 
die Arbeit eines Boedicker, eines Kaufmann als 
Präsidenten des damaligen Reichsversicherungs-
amts heute noch stolz zu sein haben. Aber liegt 
denn die gleiche Notwendigkeit heute noch vor? 
Wenn wir heute die Sozialversicherung neu auf-
zögen, hätten wir uns diese Frage vorzulegen. Wer 
hat also ein Interesse an diesem Amt? Haben es die 
Versicherten? Ich glaube, für die Versicherten wäre 
es gleich, vielleicht sogar besser, wenn das Mini-
sterium diese Aufgaben durchführte. Der Finanz-
minister würde froh sein, wenn nicht eine neue 
Behörde entstünde, die nach der Art der Behörden 
— meine Damen und Herren, wir wissen doch! — 
immer weitere Aufgaben an sich ziehen wird, zu-
mal sie gegenüber früher beschnitten ist. Man 
könnte fast boshaft sagen: Soll das Amt vielleicht 
wegen einiger Beamten errichtet werden, die ein 
Interesse daran haben? 

Dazu kommen nun die verfassungsrechtlichen I 
Bedenken, die der Bundesrat geäußert hat und die 
doch nun auch der Herr Staatssekretär wieder be-
kräftigen mußte. Ich glaube, hier ist man mit einer 
etwas allzu leichten Hand über die Begründungen 
des Bundesrats hinweggegangen. 

(Präsident D r. Ehlers übernimmt 
den Vorsitz.) 

Zusammenfassend möchte ich für meine Fraktion

-

sagen: Man könnte geneigt sein, die Notwendigkeit 
eines eigenen Bundesversicherungsamts überhaupt 
zu bezweifeln. Was wirklich erforderlich ist, ist die 
Abgrenzung der Aufgaben zwischen Bund und 
Ländern. Ein solches Gesetz wäre längst erforder-
lich gewesen. Aber auch wenn man diese Erwä-
gungen beiseite läßt, müssen wir sagen: Die zeit-
liche Reihenfolge, die den Behörden gegenüber der 
Sozialgerichtsbarkeit den Vorzug gibt, ist mehr 
als problematisch. Uns liegt im Interesse der Ver-
sicherten daran, daß in erster Linie endlich einmal 
die Sozialgerichtsbarkeit errichtet und die Selbst-
verwaltung durchgeführt wird. Aus der Erfahrung 
der Selbstverwaltung in der Praxis kann man dann 
erkennen, wo die Maßnahmen der Aufsicht erfor-
derlich sind. 

Mir kommt es so vor, als ob hier wirklich die 
Henne vor dem Ei geschaffen werden sollte. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Das muß sie aber 
auch! — Heiterkeit.) 

— Für die Gerichtsbarkeit nicht, verehrter Herr 
Atzenroth! Die Gerichtsbarkeit ist notwendiger als 
die Aufsichtsführung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir stimmen also der Ausschußüherweisung zu, 
aber nur deshalb, damit eine gründliche Über

-

prüfung erfolgt und damit dieses Gesetz, das uns 
ein wenig eine Frühgeburt erscheint, in die rich-
tige Ordnung gebracht wird. Wir fordern in erster 
Linie, daß sobald wie möglich die Sozialgerichts-
barkeit durchgeführt wird. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Winkelheide: 
Liegt bereits im Fach!) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord-
nete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind es im Verlaufe der letzten 
Jahre gewohnt, daß, wenn die Regierung, auch das 
Arbeitsministerium, ein Gesetz einbringt, von der 
Opposition irgendwie Kritik geübt wird, auch dann, 
wenn diese Kritik weit hergeholt werden muß. 
Der Herr Kollege Preller hat davon gesprochen, 
daß der Entwurf über die Bildung eines Sozialge-
richts vordringlicher sei als ein Entwurf über 
ein Bundesversicherungsamt. Er braucht nur in 
seinem Fach nachzusehen, dann wird er den Ent-
wurf für ein Bundessozialgericht finden. Außer-
dem ist es uns im Ausschuß für Sozialpolitik, Herr 
Kollege Preller, unbenommen, zu überlegen, wel-
chen Gesetzentwurf wir zuerst beraten wollen. Es 
wird schon so kommen, meine Damen und Herren, 
daß, wenn im Ausschuß für Sozialpolitik ernstlich 
an die Arbeit gegangen wird, beide Gesetze gleich-
zeitig verabschiedet werden können. 

Nun noch ein ganz kurzes Wort zu der allge-
meinen Kritik, die über die verspätete Einbrin-
gung dieses Gesetzes hier vorgetragen worden ist. 
Ich habe mir einmal die Mühe gemacht zu über- 
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schlagen, wieviel Gesetze wir nun in den paar 
Jahren, in denen wir hier tätig sind, verabschiedet 
haben, die sich mit Sozialpolitik beschäftigen. Da-
bei habe ich festgestellt, daß wir in den letzten 
Jahren über 50 sozialpolitische Gesetze verabschie-
det haben und daß das Bundesarbeitsministerium 
in der gleichen Zeit noch weitere 30 Verordnun-
gen erlassen hat. 

(Zurufe von der SPD.) 

Diese Gesetzesverabschiedungen sind mit Vorbe-
reitungen verbunden gewesen. Ich möchte in die-
sem Zusammenhang feststellen, daß wir sehr gut 
und vorbildlich vom Bundesarbeitsministerium 
unterstützt worden sind, um diese Gesetzesarbeiten 
zu erledigen. 

(Sehr richtig! bei der CDU. — Zurufe von 
der SPD.) 

— Ich weiß nicht, Herr Kollege Richter, ob dann, 
wenn Sie in der Verantwortung gesessen hätten, 
soviel Gesetze erledigt worden wären und ob dann 
die Arbeit in der Form möglich gewesen wäre, wie 
es jetzt der Fall ist. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Besser und 
schneller!) 

Ich meine daher, daß wir dem Bundesarbeitsmini-
sterium Dank schuldig sind, daß es uns trotz der 
Arbeiten, die vordringlich geleistet werden muß-
ten, jetzt auch dieses Gesetz im Entwurf vorge-
legt hat und daß wir in der Lage sind, in Kürze 
dieses Gesetz weiterzuberaten und der Entschei-
dung zuzuführen. 

Ich beantrage, den Entwurf dem Ausschuß für 
Sozialpolitik zur weiteren Beratung zuzuweisen. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Meine Fraktion begrüßt die Vorlage dieses Ge-
setzes. Ich stimme aber ebenso mit Herrn Kollegen 
Preller überein, daß wir dringend nach dem Gesetz 
über die Sozialgerichtsbarkeit verlangen und daß 
wir die Durchführung der Selbstverwaltung be-
schleunigen möchten. Darin befinden wir uns mit 
Ihnen in voller Übereinstimmung. 

Ich habe mich hier auch nur zu Wort gemeldet, 
um in der ersten Lesung auf einen Punkt beson-
ders hinzuweisen. Der Regierungsentwurf nimmt 
in seinem § 5 Nr. 1 mit vollem Bewußtsein Rück-
sicht auf das Gesetz über die Wiederherstellung 
der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung; 
denn er sagt in der Begründung, und zwar mit 
Recht: 

Entsprechend der heutigen Anschauung über 
die Selbstverwaltung und ihre freie Entfaltung 
werden die Befugnisse der Aufsichtsbehör-
den . . . neu geregelt. 

Und das müssen sie auch! 
Nur der Bundesrat scheint von dieser neuen 

Auffassung der Selbstverwaltung wenig mitbe-
kommen zu haben; denn sonst hätte er seine Ände-
rungsanträge nicht in dieser Form gestellt. Der 
Staat hat seine Einflußnahme auf die Sozialver-
sicherungsträger zu beschränken. Er darf sein Auf-
sichtsrecht nur auf die Beachtung von Gesetz und 
Satzungen erstrecken, wie es der Regierungsent-
wurf auch vorsieht. Den Bestrebungen des Bundes-
rats, das Prüfungswesen an sich zu ziehen, muß  

entgegengetreten werden. Ich glaube, daß wir dar

-

über hier im Hause Einstimmigkeit haben, so daß 
wir uns bei den Ausschußberatungen mit dieser 

Frage nicht mehr zu befassen brauchen. 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wortmel-
dungen. — Ich schließe die Besprechung. 

Es ist beantragt worden, diesen Gesetzentwurf 
dem Ausschuß für Sozialpolitik zu überweisen. 
Gegen die Überweisung keine Bedenken? — Die 
Überweisung ist erfolgt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Sozial-
versicherungs-Anpassungsgesetzes (Nr. 3959 
der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik (21. Ausschuß) (Nr. 4208 der 
Drucksachen) 
(Erste Beratung: 246. Sitzung); 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD und Genossen eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Knappschaftsversicherungs-Anpassungs-
gesetzes (Nr. 3960 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik (21. Ausschuß) (Nr. 4209 der 
Drucksachen) 
(Erste Beratung: 246. Sitzung); 

c) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Umstellung von 
knappschaftlichen Renten auf das nach dem 
31. Dezember 1942 geltende Recht der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung (Nr. 3961 
der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik (21. Ausschuß) (Nr. 4164 der 
Drucksachen) 
(Erste Beratung: 246. Sitzung). 

Berichterstatter ist zunächst Herr Abgeordneter 
Schüttler. Ich darf ihn bitten, das Wort zu nehmen. 

Schüttler (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Antrag der 
Fraktion der SPD Drucksache Nr. 3959, Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Sozialversiche-
rungs-Anpassungsgesetzes, wurde in der 246. Sit-
zung des Deutschen Bundestages behandelt und 
dem Sozialpolitischen Ausschuß zur Beratung über-
wiesen. Der Ausschuß hat sich in den Sitzungen 
am 5., 10., 12. und 19. März mit diesem Entwurf 
befaßt. Er hat dieser Frage die größte Aufmerk-
samkeit zugewandt und auch mit Sachverständigen 
der Sozialversicherung gemeinsam erwogen, inwie-
weit man die von allen erkannten Härten in diesem 
damaligen Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 
beseitigen könnte. 

Durch das Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 
wurde in der Invalidenversicherung die Invalidität 
von 662/3 auf 50 % herabgesetzt. Des weiteren wurde 
die Witwenrente obligatorisch beim Tode des Ver-
sicherten eingeführt, ohne an das Alter oder den 
Gesundheitszustand gebunden zu sein. Hiermit 
wurde der Rechtszustand in der Invalidenversiche-
rung mit dem in der Angestelltenversicherung in 
Einklang gebracht, was ja seit Jahrzehnten immer 
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wieder aus Gleichheitsgründen gefordert wurde. 
Die finanziellen Auswirkungen zwangen aber schon 
damals den Gesetzgeber, in § 21 Abs. 4 und § 21 
Abs. 5 Einschränkungen dahingehend vorzunehmen, 
daß diese Weiterungen nur für die kommenden 
Fälle Anwendung finden sollten. Somit kam ein 
Versicherter, der vor dem 1. Juni 1949 Antrag auf 
Invalidenrente gestellt hatte, damals aber noch 
nicht 66 2/3 % invalide war, nach diesem Termin 
auch erst mit 66 2/3 % Invalidität in den Genuß der 
Rente. Ebenso erhielt die Witwe, deren Mann vor 
dem 1. Juni 1949 gestorben war, vor dem 60. 
Lebensjahr keine Rente, während alle übrigen 
Witwen, deren Männer nach diesem Termin ver-
starben, ohne Rücksicht auf Alter und Gesundheits-
zustand ihre Witwenrente erhielten. Hierin liegt 
unbestreitbar eine außerordentliche Härte, die von 
den Betroffenen sehr schwer verstanden wird. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde festge-
stellt, daß die Beseitigung des § 21 Abs. 4, wo es um 
die Gleichstellung der Versicherten bei 50%iger 
Invalidität geht, der Mehraufwand rund 12 Mil-
lionen DM jährlich für die Rentenanstalten und 
rund 7 Millionen DM für den Bundeshaushalt be-
tragen würde. In Anbetracht dieser doch sehr be-
scheidenen Beträge beschloß der Ausschuß mit 
Mehrheit die Annahme dieses Antrages. 

Dagegen würde bei Beseitigung des § 21 Abs. 5 
des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes, die der 
Antrag zum Gegenstand hat, der Mehraufwand für 
die Versicherungsanstalten rund 120 Millionen DM 
und für den Bund aus Steuermitteln rund 90 Mil-
lionen DM betragen. Die Mehrheit des Ausschusses 
glaubte, diesem Antrag nicht zustimmen zu können, 
da die Versicherungsanstalt diese Mittel im Hin-
blick auf die Entwicklung der nächsten Jahre ohne 
Beitragserhöhung kaum aufbringen könne und 
auch kein Deckungsvorschlag für den Bundeshaus-
halt in Höhe von ca. 90 Millionen DM gemacht wer-
den konnte. Es wurde auch auf die dringend ge-
wordene Sozialversicherungsreform allgemein hin-
gewiesen, die bei dieser Gelegenheit auch bei die-
sem Problem ernstlich einen Weg suchen und fin-
den müsse, um eine Bereinigung vorzunehmen. 
Aus diesen Gründen wurde der Antrag, den § 21 
Abs. 5 zu streichen, vom Ausschuß mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Weiter wurde § 3 einstimmig vom Ausschuß ge-
strichen, nachdem man sich davon überzeugt hatte, 
daß das Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz vom 
Jahre 1949 auf Berlin keine Anwendung fand und 
nun auch diese Änderungen und Streichungen von 
Bestimmungen dort keinen Platz finden können. 

Im Namen des Ausschusses für Sozialpolitik 
stelle ich daher folgenden Antrag: 

Der Bundestag wolle beschließen, 
dem Gesetzentwurf — Nr. 3959 der Druck-
sachen — mit den Änderungen, daß § 1 Nr. 2 
sowie § 3 zu streichen sind, im übrigen unver-
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Der Ausschuß bittet das Hohe Haus, sich diesem 
Antrag anzuschließen. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 

Zu dem Gesetzentwurf zur Änderung des  Knapp-
schaftsversicherungs-Anpassungsgesetzes ist Be-
richterstatter Abgeordneter Willenberg. Bitte schön! 

Willenberg (FU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In der 146. Sit

-

zung hat sich das Hohe Haus mit dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Knappschafts-
versicherungs-Anpassungsgesetzes beschäftigt und 
die Vorlage dem Sozialpolitischen Ausschuß zur 
weiteren Beratung überwiesen. Der Inhalt des An-
trages ist im wesentlichen der gleiche wie in der 
Drucksache Nr. 3959; nur bezieht sich der vor-
liegende Entwurf Drucksache Nr. 3960 auf die be-
sonderen Verhältnisse in der Knappschaftsver-
sicherung. 

Der Sozialpolitische Ausschuß hat in mehreren 
Sitzungen zu dem Gesetzentwurf Stellung genom-
men und einen Sachverständigen aus der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung zugezogen. Der 
Herr Sachverständige ist der Auffassung, daß eine 
Reform des Knappschaftsversicherungs - Anpas-
sungsgesetzes notwendig sei, um die bestehenden 
Ungerechtigkeiten zu beseitigen. Von der im Ge-
setzentwurf vorgesehenen Regelung würden etwa 
37 000 Witwen betroffen. Die Knappschaftsver-
sicherung hätte schon bei den Beratungen des Ge-
setzes im Jahre 1949 die unterschiedliche Behand-
lung außerordentlich bedauert; man wäre froh, 
wenn diese nun endlich beseitigt würde. 

Der Ausschuß ist zu dem Entschluß gekommen, 
dem vorliegenden Gesetzentwurf mit Ausnahme 
von § 1 Nr. 2 zuzustimmen. Ein großer Teil der 
Mitglieder des Ausschusses war grundsätzlich be-
reit, auch den § 1 Nr. 2 zu bejahen, hatte aber 
wegen der finanziellen Belastungen, die daraus 
entstünden, doch Bedenken. 

Der Ausschuß beantragt, das Hohe Haus möge 
dem Gesetzentwurf mit der Änderung, daß § 1 
Nr. 2 zu streichen ist, zustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Sie erstatten auch gleich 
den Bericht über den nächsten Gesetzentwurf, 
Herr Abgeordneter? 

Willenberg (FU), Berichterstatter: Ja. 
Meine Damen und Herren! Das Hohe Haus hat 

in seiner 246. Sitzung zu dem vorliegenden Ge-
setzesantrag Stellung genommen und ihn eben-
falls dem Sozialpolitischen Ausschuß zur weiteren 
Beratung überwiesen. 

Der Antrag bezweckt die Beseitigung eines Un-
rechts an den Bergleuten, die vor dem 31. Dezem-
ber 1942 pensioniert wurden. Bis dahin setzte sich 
die Rente aus einem Grundbetrag, dem Steige-
rungsbetrag und einem eventuellen Kinderzuschlag 
zusammen. Mit einer Verordnung vom 3. Oktober 
1942 wurde die Rentenversicherung im Bergbau 
völlig neu gestaltet. Die Rente besteht nunmehr 
seit dem 1. Januar 1943 aus einem erhöhten Stei-
gerungsbetrag und einem Leistungszuschlag. Für 
alle Bergleute, die seit dem 1. Januar 1943 pen-
sioniert wurden, bedeutete das immerhin eine er-
hebliche Verbesserung ihrer Rentenbezüge. Die 
Verordnung brachte aber unglücklicherweise auch 
zweierlei Recht und schuf eine Erregung unter den 
Bergleuten; diese sind bis heute noch nicht zur 
Ruhe gekommen und erwarten die Beseitigung des 
ihnen angetanen Unrechts. Es werden zur Zeit 
etwa 50 000 pensionierte Bergleute und 30 000 Berg-
mannswitwen davon betroffen. 

Der Ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 
6. März mit dem Antrag Drucksache Nr. 3961 be-
faßt. Der Sachverständige der Knappschaftsver-
sicherung äußerte sich dahin, daß die unterschied-
liche Berechnung der Knappschaftsrenten ein Un- 



12672 	Deutscher Bundestag — 260. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. April 1953 

(Willenberg) 
recht sei, das unbedingt beseitigt werden müsse. 
Er wünschte, daß das Hohe Haus dem vorliegen-
den Antrag stattgeben möge. 

Der Ausschuß hat sich damit beschäftigt und ist 
zu dem Beschluß gekommen, das Hohe Haus möge 
dem Gesetzentwurf Drucksache Nr. 3961 unverän-
dert nach der Vorlage zustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke auch diesem 
Herrn Berichterstatter. 

Ich komme zunächst zur Einzelberatung der 
Drucksache Nr. 3959, dem Gesetzentwurf zur 
Änderung des Sozialversicherungs-Anpassungs-
gesetzes, in Verbindung mit dem Ausschußbericht 
Drucksache Nr. 4208. 

Ich rufe § 1 auf. Dazu liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Umdruck Nr. 869 vor. 
Frau Abgeordnete Korspeter wünscht dazu das 
Wort zu nehmen. 

Frau Korspeter (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Wir bedauern sehr, daß sich 
im Ausschuß nur eine Mehrheit für die Ziffer 1 
des § 1 unseres Gesetzentwurfs Drucksache Nr. 3959 
gefunden hat, während die Ziffer 2 dieses Para-
graphen abgelehnt wurde, da die Auswirkungen 
dieser Ziffer 2 sozialpolitisch von ganz besonderer 
Bedeutung sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Es handelt sich um die Frage, ob wir die sozial-
politischen Härten und Ungerechtigkeiten, die 
durch den Stichtag im Sozialversicherungs-Anpas-
sungsgesetz für die Witwen in der Invalidenver-
sicherung entstanden sind, deren Männer bereits 
vor dem 31. Mai 1949 verstorben sind, bestehen 
lassen wollen oder nicht. Wir stehen mit anderen 
Worten vor der Frage, ob für die gleichen Beiträge 
auch die gleichen Leistungen gewährt werden sollen 
oder ob weiterhin — wie es bisher geschah — 
gegenteilig verfahren werden soll. Bereits bei der 
Verabschiedung des Sozialversicherungs - Anpas-
sungsgesetzes im Frankfurter Wirtschaftsrat haben 
wir um eine Beseitigung dieser Härten gekämpft. 
Es ist uns damals leider nur in einem ganz be-
scheidenen Umfang gelungen, die Härten, die durch 
die Festlegung dieses Stichtages entstanden, abzu-
mildern. Wir erreichten damals lediglich, daß die 
Witwen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben 
und deren Männer bereits vor dem 31. Mai 1949 
verstorben waren, die unbedingte Witwenrente er-
halten. Wir wissen alle, daß diese Sondervorschrift 
über den Stichtag, die das Recht und den Anspruch 
der Witwen, deren Männer in der Invalidenver-
sicherung versichert waren, so weitgehend ein-
schränkt, damals nur getroffen wurde, weil eine 
schlechte Finanzlage der Rentenversicherungsträger 
vorlag. Nur aus dieser Situation heraus ist die da-
malige Regelung überhaupt zu verstehen. Es han-
delte sich also im Frankfurter Wirtschaftsrat 
keineswegs um eine grundsätzliche Regelung. 

Wir stehen heute angesichts der Verabschiedung 
dieses Gesetzes vor der Frage, ob wir eine Rege-
lung, die aus einer finanziellen Zwangssituation 
entstanden ist, noch bestehen lassen wollen, ob-
gleich sich die Voraussetzungen geändert haben. 
Wir wissen alle, daß sich die Finanzlage der 
Rentenversicherungsträger gebessert hat. Wir 
wissen alle, daß im vergangenen Jahre bei den 
Rentenversicherungsträgern ein Kassenüberschuß 
von 970 Millionen DM gemacht werden konnte. So 
lag schließlich nichts näher, als vorzuschlagen, eine 
der härtesten Ungerechtigkeiten zu beseitigen. Ich 

möchte auch ganz offen sagen, daß wir angesichts 
der günstigeren finanziellen Lage der Rentenver-
sicherungsträger eigentlich mit der Zustimmung der 
Regierungskoalition gerechnet hatten. Wir be-
dauern — ich möchte das noch einmal sagen —, 
daß sich im Ausschuß keine Mehrheit für unseren 
Antrag finden konnte. 

Da es nur finanzielle Bedenken waren, die die 
Regierungskoalition veranlaßten, im Ausschuß die 
Ziffer 2 abzulehnen, möchte ich noch eines sagen. 
Ich glaube, wir können bei dem von dieser Rege-
lung betroffenen Personenkreis kein Verständnis 
dafür erwarten, daß die Regierung mit Hilfe der 
Koalition in die Lage versetzt werden soll, die 
Kassenüberschüsse der Rentenversicherungsträger 
durch ein Gesetz zu beschlagnahmen, das wir heute 
im Sozialpolitischen Ausschuß beraten haben, 

(Zuruf von der Mitte: Das stimmt doch 
nicht!) 

und sie nun anderen Zwecken zuzuführen. Nach 
wie vor sind wir der Meinung, daß mit einem 
solchen Vorgehen eine Verbesserung der Leistun-
gen blockiert wird. Das liegt nicht im Interesse 
der Versicherten. 

In unserem Gesetzentwurf waren wir durch 
unseren Vorschlag, erst den Witwen, die das 
40. Lebensjahr vollendet haben, die unbedingte 
Witwenrente zu geben, bereits den Weg des Kom-
promisses gegangen. Wir hofften, Sie damit für 
unseren Antrag zu gewinnen. Da sie ihn aus 
finanziellen Gründen im Ausschuß abgelehnt haben, 
legen wir Ihnen mit Umdruck Nr. 869 einen neuen 
Antrag zu § 1 vor, der wesentlich geringere finan-
zielle Auswirkungen hat. Er sieht vor, daß für 
Ehefrauen von Versicherten, die vor dem 1. Juni 
1949 Witwen geworden sind, die Einschränkung 
nicht gelten soll, sobald sie das 50. Lebensjahr voll-
endet haben oder mindestens ein waisenrenten-
berechtigtes Kind unter 6 Jahren oder zwei waisen-
rentenberechtigte Kinder erziehen. Die finanziellen 
Auswirkungen werden schätzungsweise bei 105 Mil-
lionen DM liegen, von denen der Bund ungefähr 
30 Millionen DM zu tragen hätte, während der 
Rest von den Rentenversicherungsträgern aufge-
bracht werden müßte. Ich möchte betonen, daß sich 
Herr Präsident Ostermayer, der Vertreter des Ver-
bandes der Rentenversicherungsträger dazu bereit 
erklärt hat. 

Wir bitten deshalb, unserem Antrag zuzu-
stimmen, weil wir dann wenigstens auf dem Wege 
zu einer weiteren Milderung der Auswirkungen 
dieses unseligen Stichtags wären. Wir müssen uns 
darüber klar sein, daß man aus Gründen der Ge-
rechtigkeit nicht an einer Regelung festhalten 
kann, die damals aus einer Zwangssituation heraus 
getroffen werden mußte, für die aber heute die 
Voraussetzungen in dem Maße nicht mehr vor-
handen sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir stimmen dem Vorschlag des zu-
ständigen Ausschusses zu Drucksache Nr. 3961, wie 
er in dem Mündlichen Bericht in Drucksache 
Nr. 4164 formuliert ist, zu. Es handelt sich um den 
Entwurf eines Gesetzes über die Umstellung von 
knappschaftlichen Renten auf das nach dem 31. De-
zember 1942 geltende Recht der knappschaftlichen 
Rentenversicherung. 
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Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Renner, 
wir sind augenblicklich bei § 1 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Sozialversicherungs-An-
passungsgesetzes! 

Renner (KPD): Entschuldigung, ich dachte, die 
drei Berichte seien zur allgemeinen Aussprache ge-
stellt. 

Präsident Dr. Ehlers: Nein, wir haben keine 
allgemeine Aussprache. Wir sind bei der Einzel-
beratung, und zwar über § 1. 

Renner (KPD): Kann ich das als dazu gesprochen 
ansehen? 

Präsident Dr. Ehlers: Jawohl, das Haus hat das 
zur Kenntnis genommen. 

Renner (KPD): Nun zu der Drucksache Nr. 3959 
und zu der Drucksache Nr. 4208, die dieselbe 
Materie betrifft. Worum geht es? Die sozialdemo-
kratische Fraktion hat in den beiden Anträgen ge-
fordert, daß der § 21 Abs. 5 Satz 2 des Sozialver-
sicherungs-Anpassungsgesetzes eine Änderung da-
hin erfährt, daß auch den Frauen, die vor dem 
1. Juni 1949 Witwen geworden sind, die Vorteile 
des § 2 dieses Gesetzes zugute kommen. 

Nun ist heute gesagt worden, daß, was die 
Sozialversicherung angeht, im damaligen Wirt-
schaftsrat die Regelung deshalb so erfolgt sei, weil 
keine Mittel vorhanden gewesen seien. Heute hat 
die Sprecherin der sozialdemokratischen Fraktion 
zu Recht darauf hingewiesen, daß sich die Kassen-
lage der Sozialversicherungsträger erheblich ver-
bessert hat, so daß von der Seite aus — sie hat 
sich ausdrücklich auf Ostermayer berufen — einer 
derartigen Regelung keine Schwierigkeiten gemacht 
würden. Die Beseitigung des Unrechts an diesem 
Personenkreis scheitert also einmal mehr aus-
schließlich an der Bundesregierung selber. Mit 
Recht ist darauf hingewiesen worden, daß die 
Bundesregierung ja an der, wie sie sagt, 
„schlechten" Kassenlage der Versicherungsträger 
ursächlich dadurch beteiligt ist, daß sie, wie wir das 
alle wissen, durchgedrückt hat, die Zuschüsse, die 
der Bund anteilmäßig in einer Höhe von 555 Milli-
onen DM zu zahlen hat, für die Dauer von drei 
Jahren nicht in barem Geld. sondern in Bundes-
schuldverschreibungen abführen zu können. 

(Zuruf von der Mitte: Das stimmt nicht!) 

— Das stimmt schon, leider stimmt es. Wenn das 
aber so ist, verehrte Sprecherin von der SPD, daß 
die Kassenlage der Sozialversicherungsträger eine 
derart wünschenswerte und gerechtfertigte Rege-
lung absolut zuläßt, dann verstehe ich nicht den 
zweiten Umfall, den Sie heute mit den Änderungs-
anträgen Umdruck Nr. . 869 bzw. 870 vornehmen. 
Da kommt mir ein Wort in Erinnerung, das Ihr 
Kollege Schellenberg am 11. Dezember zur Frage 
der Grundbeträge der Invalidenversicherung ge-
sprochen hat, als er sagte: Wir waren ja damals 
gar nicht so stur, wir haben j a im Ausschuß bereits 
einen Kompromißantrag gestellt. 

Was hier von der SPD gefordert wird, ist etwas, 
worauf dieser Personenkreis einen absoluten 
Rechtsanspruch hat. Es ist zudem auch die Forde-
rung der Gewerkschaften. Wo wollen Sie denn mit 
Ihrer ewigen Kompromißpolitik hinkommen? Wenn 
Sie die Stärke, die hinter Ihnen steht, tatsächlich 
mobil machten, wäre der Herr Finanzminister 
nicht in der Lage, eine derartige berechtigte Forde

-

rung abzuweisen. Deshalb bedaure ich es, daß Sie 
Ihrem ersten Kompromiß diesen zweiten Kompro-
miß haben folgen lassen. Ich bedaure das auf-
richtig. Wir sind angesichts der Lage natürlich ge-
zwungen, für Ihren zweiten Kompromiß zu stim-
men, da Sie Ihren ersten selber heute gar nicht 
mehr zum Antrag erhoben haben. 

Das ist unsere Auffassung zu diesen beiden 
Punkten der Tagesordnung. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schüttler. 

Schüttler (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich für meine Fraktion zu § 1 
des Gesetzentwurfs spreche, so vor allem deswegen, 
um die eben vorgebrachten Argumente ins richtige 
Licht zu rücken. Frau Korspeter hat mit Recht 
gesagt, daß im Jahre 1949 das Sozialversicherungs-
Anpassungsgesetz wegen Mangels an Mitteln diese 
Härten in sich schloß. Darüber sind war, glaube ich, 
einer Meinung. Aber wie froh waren wir doch da-
mals, daß zunächst einmal diese grundsätzliche 
Seite geregelt wurde, indem den Invalidenver-
sicherten das gleiche Recht wie den Angestellten-
versicherten eingeräumt wurde! Das war doch ein 
Fortschritt, der nicht hoch genug zu werten war in 
Anbetracht der jahrzehntelangen Bemühungen um 
das gleiche Recht der Invalidenversicherten und 
der Angestelltenversicherten. 

Es ist klar: wenn ich eine solche Neuerung ein-
führe, ein so weitgehendes Gesetz beschließe, muß 
ich auch fragen, wo die Mittel herkommen sollen, 
die nun einmal aufgebracht werden müssen, um 
allen das Recht zuteil werden zu lassen. Aus diesem 
Mangel an Mitteln wurden damals die einschrän-
kenden Bestimmungen in das Gesetz hinein

-

gebracht, die — wir bekennen es ruhig — auch 
heute eine Härte für alle Betroffenen sind, die vor 
dem Termin lagen. Jede Terminsetzung hat eine 
Härte in sich. Wir haben uns schon vor drei Jahren 
im Sozialpolitischen Ausschuß über diese Härte 
auseinandergesetzt und hätten damals schon gern 
einen Beschluß herbeigeführt, um sie zu beseitigen. 

(Zuruf von der SPD: Warum nicht heute?) 

Nun sagen Sie, damals sei die Realisierung dieser 
Forderung aus Mangel an Mitteln nicht möglich 
gewesen. Heute liegen aber, glaube ich, fast die 
gleichen Bedingungen wie damals vor. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein irriger 
Glaube!) 

Unterdessen haben wir die Sozialversicherung nach 
allen Seiten hin in materieller Hinsicht weiter aus-
bauen müssen. Wir haben unerhörte Anstrengun-
gen machen müssen, um die Rentensätze zu er-
höhen. Wir haben nach allen Seiten den Ver-
sicherten selbst und auch dem Bund außerordent-
liche Opfer zugemutet, um die Sozialversicherung 
so weit zu bringen, wie sie heute ist. 

Heute hat die Sozialversicherung wohl einen 
Kassenüberschuß, der eben mit 970 Millionen DM 
im Jahre 1952 beziffert wurde. Was ist aber ein 
Kassenüberschuß von 970 Millionen DM, wenn die 
Rentenzahlungen rund eine halbe Milliarde pro 
Monat ausmachen? 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. Renner: 
Wie ist es den mit den Schuld

-

verschreibungen?) 

— Darauf komme ich noch zu sprechen. Wenn ein 
Kassenüberschuß von ungefähr einer Milliarde 
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(Schüttler) 
vorhanden ist und dieser Kassenüberschuß nur da-
zu dient, die Rente innerhalb von zwei Monaten 
auszuzahlen, so kann man wirklich nicht von einem 
herrlichen Stand dieser Rentenversicherung 
sprechen. 

(Zustimmung in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die geringste Krise wäre schon in der Lage, diese 
Versicherung in außerordentliche Schwierigkeiten 
zu bringen. 

Nun wird von Frau Korspeter gesagt, auf der 
einen Seite argumentiere man damit, daß die Kasse 
schlecht stehe und man die Leistungen nicht er-
bringen könne, während auf der anderen Seite 
diese Kassenüberschüsse vom Bundesminister der 
Finanzen beschlagnahmt würden. Ich glaube, ein 
solch böses Wort sollte man hier nicht sagen! 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir haben uns darüber im Ausschuß heute morgen 
schon genügend unterhalten. Man sollte nicht 
von einer Beschlagnahme der Kassenüberschüsse 
sprechen. 

(Abg. Winkelheide: Richtig!) 

Das gibt in der Öffentlichkeit ein unerhört 
schlechtes und falsches Bild. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Es handelt sich um nichts anderes als um die Zu-
schüsse, die der Bund auf Grund der letzten Ge-
setze geben mußte. Diese gibt er nun im kommen-
den Jahr anstatt in bar in Höhe von 170 Milli-
onen DM in Krediten oder vielmehr in Schuld-
verschreibungen und muß sie verzinsen und auch 
amortisieren wie jede Anleihe, die sonst aufge-
nommen wird. 

(Abg. Kohl [Stuttgart]: Mit 1 %) 

— Nein, mit 3 %, mein lieber Herr, mit 3 % und 
5 % Zinsen! — Also, ich sage, man sollte nicht von 
einer Beschlagnahme sprechen. Statt daß das Geld 
sonstwie in die Wirtschaft fließt, fließt es nun in 
Höhe von 170 Millionen DM mit den vollen Rechten 
für die Versicherung auf der anderen Seite in die 
Wirtschaft hinein. Es ist keine Beschlagnahme, son

-

dern ein ganz legaler Vorgang, der sich hier ab

-

spielt. Wir müssen diese Behauptung zurückweisen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Frau Korspeter hat gesagt, der neue Vorschlag, 
den sie jetzt eingebracht habe, beanspruche ja nur 
105 Millionen DM. Das stimmt, soweit die Fünfzig-
jahresgrenze für die Witwen in Frage kommt. Es 
stimmt aber nicht, wenn man noch diejenigen 
Witwen einbezieht, die ein waisengeldberechtigtes 
Kind unter sechs Jahren oder zwei waisengeld-
berechtigte Kinder erziehen. Wenn man diese Be-
träge noch hinzurechnet, die man nur schätzen 
kann, wird die Summe ebenfalls wieder bei rund 
120 Millionen DM liegen. 

(Zuruf von der Mitte: Noch höher!) 

Ich frage Sie: Können Sie denn wirklich sagen, daß 
diese 120 Millionen DM greifbar sind? Wir dürfen 
doch auch in der Invalidenversicherung nicht nur 
für den Augenblick rechnen. Die Statistik besagt, 
daß wir schon in wenigen Jahren mit einem pro-
zentualen Zuwachs der Rentner zu rechnen haben, 
der in 5 Jahren schon 15 %, in 10 Jahren 20 % und 
in 25 Jahren 70 % beträgt. Rechnen Sie diese 70 % 
Zuwachs an Rentnern bei einer gleichbleibenden 
Zahl von zahlenden Mitgliedern — denn diese Zahl 
wird sich nicht erhöhen —, dann werden Sie von 

einer „glänzenden" Lage der Rentenversicherungs-
anstalt wirklich nicht mehr reden können. Dann ist 
die Rentenversicherung vielleicht in wenigen 
Jahren das Schmerzenskind dieses Hauses, und wir 
werden entweder die Beiträge ganz erheblich er-
höhen müssen oder Zuschüsse in unerhörter Höhe 
anderweitig aus Steuermitteln zur Deckung dieser 
Renten heranziehen müssen. Man sollte also nicht 
mit falschen Zahlen operieren, sondern man sollte 
die sachliche Darstellung geben, daß sich tatsächlich 
die Lage der Rentenversicherungsanstalt in keinem 
rosigen Licht zeigt und daß wir alle Ursache haben, 
den erhöhten Rentenanspruch, der vor allem aus 
den erhöhten Leistungen der Versicherten kommt 
und der später auch realisiert werden muß — in 
10 oder 15 Jahren —, zu berücksichtigen. Unter 
dieser Perspektive erscheint es sehr fraglich, ob die 
Versicherung noch das Volumen für solche Leistun-
gen aufbringen kann; und vielleicht wird von uns 
allen die Bewilligung außerordentlicher Mittel er-
wartet werden, um die Deckung der Leistungen der 
Versicherung sicherzustellen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das dem 
Finanzminister!) 

Zweitens möchte ich sagen: Wir sehen ein, daß 
diese Härten in irgendeiner Form beseitigt werden 
müssen. 

(Zuruf von der KPD: Bitte, tun Sie es doch!) 

Wir sehen es ein; aber wir, können doch nicht im 
Augenblick, wo wir keine Möglichkeit der Deckung 
sehen, diese Beträge zuschießen und es der Zu-
kunft überlassen, die Deckungsfrage zu klären. 
Über kurz oder lang wird doch die Reform in der 
Sozialversicherung Platz greifen müssen. Bei dieser 
Reform muß man das Problem trotz aller 
Schwierigkeiten der finanziellen Seite noch einmal 
aufgreifen. 

Wir erkennen als Fraktion durchaus an, daß hier 
Härten liegen, die zu beseitigen unser aller An-
liegen sein muß. Aber wir können im Augenblick 
in Anbetracht der finanziellen Lage und des nicht 
vorhandenen Deckungsvolumens einfach nicht 
ja sagen, weil wir nicht unverantwortlich handeln 
können. Es ist eben doch leichter, von seiten der 
Opposition solche Anträge zu stellen, als von der 
Regierungsseite solche, Wünsche zu erfüllen. Ich 
glaube, nur unter dieser Perspektive dürfen Sie 
die Sache sehen. Ich kann Ihnen sagen, wir haben 
uns auch gestern und vorgestern in stundenlangen 
Auseinandersetzungen damit befaßt, ob nicht ein 
Weg gefunden werden könnte, die Härten in der 
Form, wie wir sie vor uns sehen, zu beseitigen. 
Weil aber ein solcher Weg nicht gefunden wurde 
und weil wir diese 120 bis 130 Millionen DM im 
Augenblick nicht aufzubringen in der Lage sind, 
müssen wir auch im Interesse der Versicherten zu 
diesen Anträgen nein sagen, und ich möchte das 
Hohe Haus bitten, sich dem Ausschußbeschluß an-. 
zuschließen. Durch diesen Beschluß wird nun 
wenigstens die eine Härte bei der Invalidenrente 
beseitigt. Die anderen Härten werden in der näch-
sten Zukunft auch noch eine Lösung finden, wenn 
wir für die notwendige Deckung gesorgt haben, 
die für die Lösung einer solchen Aufgabe einfach 
eine notwendige Realität ist. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
KPD. Abg. Renner: Das ist der „christliche 
Schutz" der CDU für Witwen und Waisen!) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Kalinke. 
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Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Als wir den Antrag mit der 
Nr. 35 zur Überprüfung des Sozialversicherungs-
anpassungsgesetzes stellten, waren alle diejenigen, 
die jetzt schon gesprochen haben und noch sprechen 
werden, im Ausschuß der Meinung, daß das ein 
Problem sei, das man bis zur Reform der Sozial-
versicherung zurückstellen sollte. 

(Zuruf des Abg. Renner.) 

Und als ich in der 238. und 246. Sitzung hier alle 
die Dinge aufgezeigt habe, die Frau Korspeter 
heute noch einmal wiederholte — Sie können es 
in den Protokollen von 1950 bis 1952 immer wieder 
nachlesen —, da waren die Töne, die angeschlagen 
wurden, noch ein wenig temperierter. Aber da lag 
der Wahlkampf in weiterer Ferne. 

Die Reform des Sozialversicherungsanpassungs-
gesetzes ist uns ein besonders dringliches Anliegen, 
weil hier die Gesetzgebung im Hinblick auf die 
Frage der sozialen Gerechtigkeit in besonderer 
Weise revidiert werden muß. Unser Anliegen ist 
aber nicht nur auf die Reform des § 21 gerichtet. 
Die Anwendung des Gesetzes hat in ihren prak-
tischen Ergebnissen nicht nur seine Fehler und 
seine Mängel, sondern auch seine sozialen Unge-
rechtigkeiten, an denen wir uns nicht schuldig füh-
len, leider mit einer bemerkenswerten Deutlich-
keit gezeigt. Frau Korspeter hat heute die 
Frage gestellt, „ob wir dem zustimmen wollen oder 
nicht". Nein, Frau Kollegin Korspeter, wir glau-
ben nicht, daß es sozialpolitisch, aber noch viel 
weniger sittlich verantwortbar ist, 

(Abg. Renner: Hört! Hört!) 

Versprechungen zu machen, von denen man nicht 
weiß, ob man sie halten kann und ob man diese 
Rente auch in der Zukunft allen 50jährigen in 
Deutschland — nicht nur den 50jährigen Frauen, 
sondern auch den 50jährigen Männern, denn wir 
kämpfen doch gemeinsam für die Gleichberech-
tigung — 

(Beifall rechts) 
geben. kann. 

Sie haben hier einige Dinge über die Finanzlage 
gesagt. Als ich im Ausschuß dem Herrn Präsiden-
ten Ostermayer einige Fragen stellte, Fragen 
mit dem Ziele, die Fehler des Anpassungsgesetzes 
endlich zu beseitigen, waren die Antworten ein 
wenig anders, als sie heute durch den sozialdemo-
kratischen Blätterwald — von den Gewerkschaften 
bis zum Reichsbund — rauschen und als sie uns 
heute gegeben werden. 

Frau Korspeter hat hier auch vom gleichen Bei-
trag und dem gleichen Rechtsanspruch gespro-
chen. Nur zum Steuer der Wahrheit: Der Beitrag 
der invalidenversicherten Arbeiter war 5,6 %; er 
wurde nach dem Anpassungsgesetz auf 10 % er-
höht. Das ist aber eine Frage, die sie anscheinend 
als nebensächlich betrachtet. Für uns gehört zum 
gleichen Recht bei gleichem Beitrag und gleicher 
Leistung noch einiges mehr, nämlich die Reform 
der Steigerungsbeträge, das gleiche Recht, wenn 
Sie wollen, auch beim Grundbetrag. dann das 
gleiche Recht, wenn Sie wollen, in der Angestell-
ten- und Invalidenversicherung. Wir wollen es 
auch nach dem Bundesversorgungsgesetz für alle 
Witwen, die jetzt noch nicht die unbedingte Wit-
wenrente bekommen, das gleiche Recht dann aber 
für die vielen älteren Angestellten, Männer und 
Frauen, die gleich den Invalidenwitwen in dersel-
ben ja sehr schwierigen Situation sind. Und weil 

wir das wollen, weil es uns wirklich ernst ist mit 
der Verwirklichung, Herr Richter, und wir nicht 
nur Wahlparolen meinen, deshalb möchten wir 
über die finanziellen Auswirkungen ein wenig 
mehr hören, vielleicht von einem Mitglied Ihrer 
Fraktion, das im Haushaltsausschuß sitzt. 

Ihrem Änderungsantrag in dieser Form können 
wir schon deshalb nicht zustimmen, weil wir das 
Sozialversicherungsanpassungsgesetz — hier bin ich 
einmal ausnahmsweise mit dem Kollegen Renner 
einig — 

(Heiterkeit) 

grundsätzlich geändert haben wollen. Wir wollen 
nämlich tatsächlich eine ehrliche Verbesserung ha-
ben! Dieses Gesetz können wir aber nur ändern, 
unter Berücksichtigung auch der sozialen Wirklich-
keit, im Hinblick auf die bevölkerungspolitischen 
Konsequenzen, auf die soziale Struktur, auf die 
Situation unseres Sozialhaushalts und nicht zuletzt 
in bezug auf die Konsequenzen, die sich aus der 
Überalterung und aus dem Anspruch der jetzt Bei-
trag zahlenden Versicherten an die Selbstverwal-
tung und die Versicherungsträger morgen und in 
aller Zukunft ergeben werden. Wir können es uns 
einfach nicht leisten, angesichts bevorstehender 
Wahlen sozialpolitische Lösungen für einen Teil zu 
finden, wenn wir nicht garantieren können — und 
dieses Versprechen, diese Garantie erwarte ich 
noch in dieser Stunde von Ihnen —, daß wir diese 
Leistung an alle 50jährigen in Deutschland, die 
einen Anspruch auf Leistungen aus der Rentenver-
sicherung haben, auch geben werden. Wenn Sie 
uns diese Garantie geben können, dann sind wir 
begeistert bereit, Ihrem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall rechts.) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung zu § 1. 

Ich komme zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD, Umdruck 
Nr. 869. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — 

(Abg. Renner: Das erste war die Mehrheit!) 
Das zweite ist die Mehrheit. Der Antrag ist ab-
gelehnt. — Herr Abgeordneter Renner, wenn Sie 
Präsident sind, werden Sie diese Feststellungen 
treffen. 

(Heiterkeit.) 
Ich komme zur Abstimmung über § 1, nachdem 

dieser Änderungsantrag abgelehnt ist. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 1 in der vom Ausschuß 
vorgelegten Fassung zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit. § 1 ist 
angenommen. 

Ich rufe auf § 2, — den § 4, der § 3 werden 
müßte —, Einleitung und Überschrift. — Keine 
Wortmeldungen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die zuzustimmen wünschen, die Hand zu erheben. 
— Das ist die Mehrheit; es ist angenommen. 

Ich komme zum zweiten Gesetz, zum Gesetz zur 
Änderung des Knappschaftsversicherungs-Anpas-
sungsgesetzes. Darf ich unterstellen, daß der inhalt-
lich gleiche Antrag nicht noch einmal besonders 
begründet wird oder doch? 

(Zuruf rechts: Nein! — Zuruf links: Herr 
Dannebom wünscht das Wort!) 

Herr Abgeordneter Dannebom zur Begründung 
des Änderungsantrags Umdruck Nr. 870! — Meine 



12676 	Deutscher Bundestag — 260. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. April 1953 

(Präsident Dr. Ehlers) 
Damen und Herren, ich appelliere nur an Sie, daß 
wir den Versuch machen, möglichst viel von un-
serer heutigen Tagesordnung noch zu erledigen. — 
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Dannebom (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Berichterstatter hat 
schon darauf hingewiesen, daß Ziffer 2 des § 1 un-
serer Drucksache 3960 auf Antrag des Sozialpoliti-
schen Ausschusses gestrichen werden soll. Meine 
Fraktion hat aus den Gedankengängen, die vorhin 
Frau Kollegin Korspeter Ihnen vorgetragen hat, 
im Umdruck Nr. 870 gewünscht, Ziffer 2 des § 1 
solle in der Weise geändert werden, daß für Ehe-
frauen von Versicherten, die vor dem 1. Juni 1949 
Witwen geworden sind, diese Einschränkung nicht 
gelten soll, sobald sie das 50. Lebensjahr vollendet 
haben oder mindestens ein waisenberechtigtes Kind 
unter sechs Jahren oder zwei waisenberechtigte 
Kinder zu erziehen haben. Das ist dasselbe Pro-
blem, das vorhin schon behandelt worden ist. Aber 
gestatten Sie mir noch eine kurze Bemerkung. 

Die Streichung des § 9 des Gesetzentwurfs ist 
vom Ausschuß beschlossen worden. Aber dieser § 9 
hat in Wirklichkeit keine große Bedeutung im 
Knappschaftsversicherungs-Anpassungsgesetz. Und 
warum nicht? Weil eben die Lohnregelung im 
Bergbau so ist, daß der größte Teil der Invaliden 
des Bergbaues nicht die Möglichkeit hat, den An-
trag auf Knappschaftsvollrente zu stellen, weil der 
niedrigste Lohn im Bergbau 50 % des Hauerdurch-
schnittslohns übersteigt. Das liegt eben an der 
Lohngestaltung im Bergbau. Aus den Gründen hat 
die Anerkennung dieses § 9 eben keine erhebliche 
Bedeutung. 

Entscheidend kommt es uns darauf an, wie eben-
falls vorhin schon zum Witwenproblem bemerkt 
wur .e, daß § 10 Abs. 1 nun die Fassung erhalten 
soll die wir in unserem Änderungsantrag ge-
wünscht haben. Gestatten Sie mir einmal ein ganz 
o ffenes Wort. Ich bewundere eigentlich den Herrn 
Kollegen Schüttler, der, wie es seine Freunde auch 
schon während der Ausschußberatungen getan ha-
ben, vorhin wiederum erklärt hat, daß man sich im 
Grundsatz für die Regelung dieser Frage einsetzen 
würde und daß man die Ungerechtigkeit, die in 
dieser unterschiedlichen Behandlung liegt, nach 
allgemeiner Auffassung des Ausschusses — das ist 
auch hier ausgesprochen worden — zu ändern ge-
willt und bereit wäre. Aber man darf doch vor die-
sem Hohen Hause kein Lippenbekenntnis zum 
besten geben. Wir haben in diesem Hohen Hause 
schon sehr viele Gesetze, die auch mit finanziellen 
Aufwendungen verbunden waren, beschlossen, 
wenn wir der Überzeugung waren, daß dadurch 
ein bestehendes Unrecht beseitigt werden soll. Das 
haben wir in sehr vielen Fällen getan. Und in die-
sem Falle, wo es sich bei der Knappschaft um 
37 000 Witwen handelt — wenn Sie unseren An-
derungsantrag annehmen, sind es nicht einmal so 
viele —, müssen Sie bei einigem guten Willen — 
den  setze ich voraus — in der Lage sein, diesem 
Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 

Ich glaube, ganz entschieden muß die Äußerung 
der Frau Kollegin Kalinke zurückgewiesen werden, 
wir stellten unsere Anträge aus wahltaktischen 
oder unsittlichen Gedankengängen heraus. Gerade 
das Gegenteil ist der Fall. Herr Kollege Lenz, auch 
Sie als Abgeordneter der CDU und als Gewerk-
schaftler 

(Aha! bei der CDU) 

haben sich doch in sehr vielen Gewerkschaftsver-
sammlungen mit diesem Problem zu beschäftigen 
gehabt. Auch Sie haben in diesen Versammlungen 
mit uns gemeinsam die Auffassung vertreten, daß 
es notwendig sei, dieses Problem zu regeln. Heute 
sagen Sie dasselbe, bis es darauf ankommt, sich da-
für einzusetzen. Sagen Sie doch nicht, Herr Winkel-
heide, die finanzielle Frage sei allein bei Ihrer Ab-
lehnung entscheidend. Ich habe Ihnen vorhin schon 
gesagt, daß es in sehr vielen Fällen, in denen auch 
finanzielle Mittel zur Durchführung der Gesetze 
erforderlich waren, trotzdem in diesem Hause von 
Ihnen beschlossen worden ist, und zwar auch ge-
meinsam mit uns. Deshalb glaube ich, daß man hier 
kein Lippenbekenntnis abgeben darf, indem man 
die Dringlichkeit einer Regelung anerkennt, in der 
letzten Konsequenz aber nicht den Mut hat, mit 
Ja zu stimmen. Aus diesem Grunde bitte ich Sie, 
meine Damen und Herren, unserem Änderungs-
antrag Umdruck Nr. 870 Ihre Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Willenberg. 

Willenberg (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein verehrter Herr Kollege Dann e-
b o m hat soeben ausgeführt, ich hätte in meinem 
Bericht zum Ausdruck gebracht, daß der gesamte 
Ausschuß die Ziffer 2 des § 1 abgelehnt habe. Ich 
glaube, ich habe ausdrücklich betont, daß ein Teil 
des Ausschusses diesen Antrag aus finanziellen 
Gründen abgelehnt hat. Ich möchte das hier richtig-
stellen. 

Nun zur Sache selbst noch etwas. In diesen Ge-
setzen liegt ein Unrecht, das beseitigt werden muß, 
ein Unrecht, das vor allen Dingen unseren Witwen 
in der Invalidenversicherung und in der Knapp-
schaftsversicherung angetan wird. Wir haben den 
Zustand, daß die Witwen, die den Antrag auf 
Witwenrente bis zum 31. Mai 1949 gestellt haben, 
eine Erwerbsminderung von 66 2 /3 % haben mußten. 
Die ärztlichen Untersuchungen ergaben in vielen 
Fällen eine Erwerbsminderung von 55 oder 60 %. 
Für die Witwen dagegen, die ihren Antrag vom 
1. Juni 1949 an gestellt haben, hat eine Erwerbs-
minderung von 50 % genügt, um in den Besitz der 
Witwenrente aus der Invaliden- oder der Knapp-
schaftsversicherung zu kommen. So ergibt sich in 
vielen Fällen, daß in ein und demselben Hause, ja 
auf ein und derselben Etage zwei Witwen wohnen 
und die eine ab 1. Juni 1949 mit 50 % Erwerbs-
minderung die Rente bekommt, während für die 
andere Witwe eine Minderung von 55 oder 60 % 
nicht genügt. Meine Damen und Herren, das ist 
doch ein Unrecht, und wir sind meines Erachtens 
dazu berufen, dieses Unrecht, das man diesen 
Frauen bisher angetan hat, zu beseitigen. Ich 
möchte daher dringend bitten, daß Sie dieser Vor-
lage zustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wort-
meldungen; ich schließe die Besprechung. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der SPD Umdruck Nr. 870. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Antrag zuzustim-
men wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über § 1 in der Aus-
schußfassung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 
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Ich rufe auf § 2, — § 3, — § 4, — Einleitung und 
Überschrift. — Ich bitte die Damen und Herren, 
die zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Ich komme zur Drucksache Nr. 3961 in Verbin-
dung mit der Drucksache Nr. 4164: Umstellung von 
knappschaftlichen Renten auf das nach dem 31. De-
zember 1942 geltende Recht. Ich rufe auf § 1, —
§ 2, — § 3, — § 4, — Einleitung und Überschrift. — 
Keine Wortmeldungen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den aufge-
rufenen Paragraphen, Einleitung und Überschrift 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Die zweite Beratung der drei Gesetze ist da-
mit beendet. Ich komme zur 

dritten Beratung, 
zur allgemeinen Besprechung. Wird das Wort ge-
wünscht? — Herr Abgeordneter Renner! 

Ich darf Ihnen vorschlagen, meine Damen und 
Herren, entsprechend einem Vorschlag des Älte-
stenrats die Redezeit auf 60 Minuten insgesamt zu 
begrenzen. — Sie sind damit einverstanden. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Frau Kollegin Kalinke hat 
hier vor dem ganzen Haus erklärt, daß sie „ein-
mal mit mir einig gehe". 

(Hört! Hört! links.) 
ten habe mich daraufhin innerlich schnell über-
prüft, kann aber nicht sehen, worin sich die Einig-
keit ausdrücken soll. Ich bitte die Frau Kalinke 
ganz ernstlich, mir das doch nicht anzutun, daß 
sie mich noch einmal hier öffentlich in der Weise 
anspricht, als ginge sie mit mir einig. 

(Große Heiterkeit.) 
Aber zu Ihren sachlichen Äußerungen, Frau 

Kalinke. Ich verstehe nicht ganz, woher Sie die 
Kühnheit nehmen, solche Worte, wie Sie sie heute 
wieder gebraucht haben,  auszusprechen. Sie sagen, 
es sei „sittlich nicht vertretbar", daß man einer 
Witwe mit Vollendung des 50. Lebensjahres oder 
einer Witwe mit einem waisenrentenberechtigten 
Kind unter sechs Jahren oder mit zwei waisen-
rentenberechtigten Kindern diesen ihnen doch zu-
stehenden Rechtsanspruch endlich einräumt. Da Sie 
in einem Rechtsstaat zu leben vorgeben, wäre das 
doch eine Selbstverständlichkeit, zumal Sie ja sel-
ber von einem „Unrecht", von einer „Härte" spre-
chen, die in Ihrer heutigen Regelung noch liegt. 
Nun, Sie bedauern die Härte, aber Sie nehmen sie 
hin. Sie machen hier schöne Worte und berufen 
sich auf frühere Erklärungen. Mit Ihren schönen 
leeren Worten und mit den Protokollen des Bun-
destags können aber diese Witwen ihre Waisen-
kinder nicht ernähren. Das ist die Situation, wie 
sie in Wirklichkeit draußen ist. 

Herr Schüttler, der hier sagte, er gebe zu, 
daß diese Regelung noch eine Härte sei, sprach 
wieder einmal von der bedrohlichen Kassenlage. 
Er mußte zugeben, daß der Kassenstand Ende 1952 
beinahe die Höhe von einer Milliarde erreicht 
hatte. Wenn man aber hier ausspricht, Herr 
Schüttler, daß trotzdem die Sozialversicherungs-
träger durch das Anwachsen der Zahl der Renten-
bezieher in der Zukunft bedroht seien, wie kann 
man dann gleichzeitig die Politik des Bundes-
finanzministers mitmachen, diesen angeblich so 
bedrohten Sozialversicherungsträgern den Bundes-
anteil statt in barem Geld in diesen wertlosen 

Schuldverschreibungen zuzuführen? Wie kann 
man das denn verantworten?! Das eine ist doch mit 
dem anderen nicht vereinbar. 

Hier wird die Frage der Deckung gestellt. Bei 
anderen Gelegenheiten sind Sie doch so großzügig, 
Milliarden zum Fenster hinauszuwerfen. Warum 
greifen Sie nicht auf die 13,9 Milliarden DM zurück, 
die Sie der von Ihnen vorbereitete kommende 
Krieg im laufenden Jahr kostet? Warum greifen 
Sie darauf nicht zurück? 

(Zuruf rechts: Das haben wir von Ihnen 
noch nie gehört!) 

Sie vertrösten die Witwen auf eine vielleicht ein-
mal am Sankt-Nimmerleins-Tag kommende Rege-
lung der Beseitigung dieses Unrechts. Sie kalkulie-
ren: bis dahin werden soundso viel berechtigte 
Witwen und Waisen durch Tod oder durch Errei-
chung der Altersgrenze sowieso ausscheiden; also 
sparen wir das Geld; jeden Pfennig, den wir in 
der Sozialversicherung sparen, haben wir frei für 
die Finanzierung des Krieges! 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Richter! 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bedaure außerordentlich, 
daß die Mehrheit dieses Hauses die beiden Anträge 
meiner Fraktion zu dem Sozialversicherungs-An-
passungsgesetz und dem Knappschaftsversiche

-

rungs-Anpassungsgesetz abgelehnt hat. Bei diesen 
Anträgen hat es sich lediglich darum gehandelt, 
daß der Witwe eines Arbeiters, der in der Inva-
lidenversicherung die gleichen Beiträge entspre-
chend seinem Lohn jahraus und jahrein gezahlt 
hat, auch die gleichen Leistungen gewährt werden 
wie der Witwe eines Angestellten und der Witwe 
eines Beamten. Sie haben wiederum diese in der 
Sozialpolitik selbstverständliche Forderung nach 
sozialer Gerechtigkeit abgelehnt. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Arndgen! 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zur dritten Lesung des 
Gesetzes über die Umstellung von knappschaft-
lichen Renten auf das nach dem 31. Dezember 1942 
geltende Recht der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung habe ich vor der Abstimmung folgende 
Erklärung für meine Fraktion abzugeben: 

Wir hatten die Absicht, dieses Gesetz an den Aus-
schuß für Sozialpolitik zurückzuverweisen, und 
zwar aus folgenden Gründen: Dieses Gesetz läßt 
sich in der Form, wie es in der zweiten Lesung 
beschlossen worden ist, nicht durchführen, weil die 
Akten von einer Reihe Knappschaften nicht mehr 
vorhanden sind, so daß die Renten dieser Knapp-
schaften nicht nach dem Gesetz umgerechnet 
werden können. Da nun aber das Gesetz in der 
zweiten Lesung angenommen wurde, werden meine 
Freunde gegen dieses Gesetz stimmen, damit es 
nicht Rechtens wird und wir im Ausschuß für So-
zialpolitik die Möglichkeit bekommen, nach einer 
neuen Eingabe das Gesetz so zu ordnen, daß es auch 
tatsächlich all den Rentnern dasjenige bringt, was 
mit diesem Gesetz beabsichtigt ist. 

(Zurufe links.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. — Oh, 
Frau Abgeordnete Kalinke, bitte schön. 
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Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Nicht weil es der Herr Renner ge-
sagt hat, sondern aus grundsätzlichen Erwägungen, 
weil solche Dinge draußen sehr leicht entstellt wie-
dergegeben werden können, nehme ich dazu Stel-
lung. Ich pflege im allgemeinen keine Reden vor-
zulesen; aber diese Formulierung habe ich mir zu-
fällig aufgeschrieben, und für diejenigen, die es 
nicht klar verstanden haben sollten, habe ich Frau 
Kollegin Korspeter geantwortet. Ich habe ihr 
ganz eindeutig gesagt, daß ich es weder für sittlich 
vertretbar noch für sozialpolitisch verantwortlich 
halte, Versprechungen zu machen, wenn man nicht 
in der Lage ist, sie zu realisieren. Ich glaube, daß 
das etwas ganz anderes ist, 

(Abg. Renner: Bewilligen sollten Sie die ja! 
— Weitere Zurufe links. — Glocke des Prä

-

sidenten!) 

als was Herr Kollege Renner hier festzustellen be

-

liebt. Ich möchte mich gegen die von ihm gemach

-

ten Unterstellungen ganz ausdrücklich verwahren. 

Es ist nur bedauerlich, daß einem großen Teil 
dieses Hauses und leider auch der deutschen 
Öffetitlichkeit die echten Zusammenhänge der So-
zialgesetzgebung und die Auswirkungen dieses 
schwierigen Gesetzes genau so wenig bekannt sind 
wie manches andere. Sonst wäre es nicht möglich, 
daß hier der Abgeordnete Richter von der Sozial-
demokratischen Partei Erklärungen abgibt wie die, 
daß die Regierung die soziale Ungerechtigkeit des-
halb begünstige, weil sie Arbeiter, Angestellte und 
Beamte nicht gleichsetze. Noch haben wir in 
Deutschland kein gleiches Recht für Arbeiter, An-
gestellte und Beamte! 

(Zurufe von der KPD.) 

Wenn Sie diesmal das Beamtenrecht beseitigen 
wollen und sagen, daß die Beamtenwitwe, die An-
gestellen- und die Invalidenwitwe nach dem glei-
chen Gesetz behandelt werden sollen, 

(Zuruf von der SPD: Wer hat denn das 
gesagt?) 

dann haben wir, glaube ich, bei dieser Beratung 
nicht den Anlaß, uns darüber mit Ihnen ausein-
anderzusetzen. Es ist sachlich falsch und absolut 
polemisch, 

(Zuruf von der SPD: Was Sie sagen! — 
weitere Zurufe) 

wenn Sie unterstellen, daß bei der Beratung zur 
Änderung des Sozialversicherungs-Anpassungsge-
setzes die Grundlagen der Sozialpolitik nicht nach 
dem Grundsatz sozialer Gerechtigkeit behandelt 
worden seien. Im Gegenteil! 

(Anhaltende Zurufe links.) 

Ich habe Ihnen am 22. Januar laut Protokoll aus-
drücklich gesagt, daß Sie bei unseren Anträgen zur 
Überprüfung des Sozialversicherungs-Anpassungs-
gesetzes der Auffassung waren — das ist noch gar 
nicht so lange her, man kann es nachlesen, und 
vielleicht sind Sie auch nicht so vergeßlich — , daß 
das Zeit habe bis zur Reform der Sozialpolitik. 
Der Antrag kam aber von der Deutschen Partei 
und nicht von der KPD oder SPD; wäre er von 
dort gekommen, hätte es keine Zeit gehabt bis zum 
nächsten Wahlkampf! 

Meine Herren und Damen, wir werden uns bei 
diesem Tatbestand und nach Ihrer Erklärung bei 
der Abstimmung über Ihren Antrag der Stimme 
enthalten. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter  

Richter! 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mich nicht zum Wort 
gemeldet, um auf die Ausführungen von Frau K a

-

link e einzugehen. Daran denke ich schon monate-
lang nicht mehr, weil ich davon überzeugt bin, es 
ist ein hoffnungsloser Fall. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Ich habe mich zum Wort gemeldet, um zu den Aus-
führungen meines verehrten Kollegen Arndgen 
einiges zu sagen, weil ich überzeugt bin: sie be-
ruhen auf einem Irrtum. Verehrter Kollege Arnd-
gen, die Dinge liegen doch so. Unser Antrag wurde 
am 10. Dezember 1952 gestellt. Wir bezwecken da-
mit lediglich, daß die Altrentner aus der Knapp-
schaft ihre Renten nach dem gleichen Recht be-
rechnet und gewährt erhalten sollen wie die jetzi-
gen Rentner. Es handelt sich hier um die Durch-
führung der Verordnung vom 4. Oktober 1942, die 
die Überschrift trägt: Besserstellung der lang-
dienenden Bergleute und namentlich der Haupt-
berufsgruppe im Bergbau, der Hauer. Meine Da-
men und Herren, es ist noch nicht so lange her, daß 
einer von uns vergessen haben könnte, wie wir die 
Bergleute gebeten haben, wie wir sie gezwungen 
haben, möchte ich fast sagen, das Letzte herzu-
geben an Fleiß und an Bereitschaft, um das not-
wendige Rohgut, die Kohle, aus der Erde zu för-
dern. Um diese Berufsgruppe der Hauer, um den 
langdienenden Bergmann, um die Besserstellung 
des alten Hauers, der vor 1942 schon pensioniert 
wurde, der damals bereits auf Grund der Schwere 
und der Gefahr seines Berufes Gesundheitsschädi-
gungen hatte, Invalide war, um den handelt es 
sich, um sonst niemand. Es sind hierfür 8 bis 10 

 Millionen DM im ganzen Jahr erforderlich. Diese 
Summe wird sich nach den Mitteilungen der Sach-
verständigen und der Vertreter der Bundesregierung 
von Jahr zu Jahr verringern und in einigen Jahren 
durch das Ableben dieser alten Kumpels praktisch 
aufhören. 

In der Sitzung des Ausschusses, in der wir die 
Sache eingehend beraten haben und zu der wir als 
Sachverständige den Direktor der Ruhrknappschaft 
geladen hatten, der uns einwandfreies Material 
unterbreitete, das von den Vertretern der Bundes-
regierung auch als richtig anerkannt wurde, hat 
es von Ihrer Seite (zu den Regierungsparteien) ge-
heißen, Sie seien deshalb gegen diesen Antrag der 
SPD, weil eine Deckung nicht vorhanden sei. Heute 
wurde hier erklärt, Sie seien gegen dieses Gesetz, 
weil es undurchführbar sei. Der Vertreter der 
Arbeitsgemeinschaft aller Knappschaften, der Di-
rektor der größten Knappschaft, der Ruhrknapp-
schaft, hat uns, wie Sie in dem Protokoll über die 
173. Sitzung des Sozialpolitischen Ausschusses nach-
lesen können, eingehende Ausführungen darüber 
gemacht, wie die Knappschaften diese Frage lösen 
können. Er hat auch darauf hingewiesen, daß die 
Durchführung der Umrechnung der Renten für die 
alten Kumpels bei der Aachener Knappschaft am 
schwierigsten wäre, weil dort von den Nazis alles 
Aktenmaterial mutwillig zerstört worden sei. Ich 
habe mich in den letzten Tagen nochmals bei dem 
Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Knapp-
schaften erkundigt. Der Betreffende ist nach 
Aachen gefahren, hat dort Feststellungen getroffen 
und mir gestern telefonisch durchgesagt, daß die 
Verwaltung der Aachener Knappschaft der Auf-
fassung sei, die von dem Vertreter der Arbeits- 
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gemeinschaft im Ausschuß vorgetragene Regelung 
sei auch bei der Aachener Knappschaft durch-
führbar. Seit 1945 seien bei der Knappschaft in 
Aachen wiederholt Umrechnungen durchgeführt 
worden. Deshalb seien die notwendigsten Unter-
lagen zur Durchführung auch dieses Umrechnungs-
gesetzes vorhanden. 

Es liegt also kein Grund für eine Ablehnung 
dieses Gesetzes vor. Ich beantrage deshalb nament-
liche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nach den Ausführungen 
des Herrn Kollegen Richter muß ich noch einmal 
darauf verweisen, daß das Gesetz in der Form, wie 
es von diesem Hause in der zweiten Lesung ange-
nommen wurde, nicht in allen Knappschaften 
durchgeführt werden kann. Es kann in der Aache-
ner Knappschaft nicht angewandt werden. Von 
dieser Knappschaft liegt uns ein Schreiben an die 
Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften vor, in dem 
ausdrücklich darauf verwiesen ist, daß dieses Ge-
setz in der Aachener Knappschaft nicht durchge-
führt werden kann. Das gleiche gilt für die Rent-
ner, die den früheren Knappschaften in Schlesien, 
in Mitteldeutschland usw. angehört haben. Wenn 
wir allen Rentnern, die von dem Gesetz betroffen 
werden, das gleiche Recht sichern wollen, müssen 
wir es ändern. Wir sind der Meinung, daß wir uns 
im Sozialpolitischen Ausschuß erneut damit be-
schäftigen müßten, um Formulierungen zu finden, 
die allen in Frage kommenden Rentnern gleiche 
Rechte sichern. Aus diesem Grunde stimmen 
meine Freunde gegen das Gesetz. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Lenz. 

Lenz (CDU): Meine Damen und Herren! Ich 
widerspreche der dritten Lesung. 

(Zurufe von der Mitte: Wir sind ja 
mitten drin!) 

Präsident Dr. Ehlers: Erstens, Herr Abgeordneter 
Lenz, sind wir bereits in der dritten Lesung, 

(große Heiterkeit) 

zweitens gibt es gar keine Möglichkeit, ihr zu 
widersprechen, da Änderungsanträge in der zwei-
ten Beratung nicht angenommen sind. 

Keine weiteren Wortmeldungen? — Ich schließe 
die allgemeine Besprechung. 

Ich komme zur Schlußabstimmung, da die Einzel-
beratung mangels Änderungsanträge entfällt, 
zunächst zur Abstimmung über den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Sozialversicherungs-
Anpassungsgesetzes, Drucksache Nr. 3959 in Ver-
bindung mit Drucksache Nr. 4208. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Gesetzentwurf in 
seiner Gesamtheit zuzustimmen wünschen, sich von 
ihren Plätzen zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Wenn ich recht 
sehe, bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich komme zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Knappschafts-
versicherungs-Anpassungsgesetzes, Drucksache Nr. 
3960 in Verbindung mit Drucksache Nr. 4209. Ich 
bitte die Damen und Herren, die diesem Gesetz- 

entwurf in seiner Gesamtheit zuzustimmen wün-
schen, sich von ihren Plätzen zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Gesetzentwurf ist bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 

Für den Gesetzentwurf über die Umstellung von 
knappschaftlichen Renten auf das nach dem 31. De-
zember 1942 geltende Recht der knappschaftlichen 
Rentenversicherung, Drucksache Nr. 3961, ist — ich 
unterstelle, für die Fraktion der Sozialdemokra-
tischen Partei; also hinreichend unterstützt — 
namentliche Abstimmung beantragt worden. Ich 
bitte die Schriftführer, für die Schlußabstimmung 
die Stimmzettel einzusammeln. 

(Einsammeln der Stimmkarten.) 

Meine Damen und Herren, ich unterstelle, daß 
das Einsammeln der Stimmzettel im wesentlichen 
beendet ist. Ich darf Sie freundlichst bitten, Ihre 
Plätze wieder einzunehmen. Ich schlage Ihnen vor, 
daß wir während der Auszählung bereits in  der 

 Erledigung der Tagesordnung fortfahren. 

Ich rufe Punkt 5 der heutigen Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der DF/DPB und des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten. Entwurfs 
eines Gesetzes über die Anrechnung von 
Renten in der Arbeitslosenfürsorge (Nrn. 
3837, 3845 der Drucksachen). 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit (20. Ausschuß) (Nr. 4166 der Druck-
sachen; Anträge Umdruck Nrn. 851, zu 851, 
856 [neu]). 
(Erste Beratung 238. Sitzung) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Becker 
(Pirmasens). Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen. 

(Große Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie freund-
lichst, Ihre Plätze einzunehmen; es kostet das 
gleiche Geld. 

(Heiterkeit.) 

Becker (Pirmasens) (CDU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ange-
legenheit, über die ich Ihnen im Auftrage des Aus-
schusses für Arbeit zu berichten habe, wurde dem 
Ausschuß in der 238. Plenarsitzung zur Behand-
lung überwiesen. Ich darf daran erinnern, daß in 
dieser Plenarsitzung die Antragsteller alle drei 
Lesungen am selben Tage durchführen wollten und 
daß die Ausschußüberweisung erst in der zweiten 
Lesung erfolgt ist. Gleichzeitig wurden der Aus-
schuß für Sozialpolitik sowie der Ausschuß für 
Kriegsopferfragen mit der Mitberatung beauftragt. 
Es handelt sich um zwei gleichlautende Anträge 
der Fraktion der Deutschen Partei auf Drucksache 
Nr. 3837 und der Fraktion der SPD auf Drucksache 
Nr. 3845. Beide Anträge haben zum Inhalt, daß 
erstens Grundrenten für Beschädigte nach § 31 des 
Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krie-
ges auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung nicht 
anzurechnen und zweitens gesetzliche Unfallrenten 
in der gleichen Höhe wie die Grundrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz von der Anrechnung 
auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung auszu-
nehmen sind. 

Bei der Behandlung im Ausschuß für Arbeit 
wurde anerkannt, daß eine einheitliche Regelung 
für das gesamte Bundesgebiet wünschenswert und 
notwendig ist, da die Frage der Anrechnung bzw. 
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der Freigrenze in der Arbeitslosenfürsorgeunter-
stützung in den einzelnen Ländern des Bundes-
gebiets unterschiedlich behandelt wird. Die Ver-
treter der antragstellenden Fraktionen machten 
geltend, daß Grundrenten nach dem Bundesversor-
gungsgesetz und auch Renten der gesetzlichen Un-
fallversicherung nicht als Einkommen im üblichen 
Sinne, sondern vielmehr als Ausgleich für erlitte-
nen Körperschaden und sich daraus ergebende not-
wendige Mehraufwendungen angesehen werden 
müßten. Im Ausschuß wurden Bedenken laut, daß 
es bei einer generellen und so weitgehenden Be-
freiung, wie sie die Anträge vorsehen, unter Um-
ständen dazu führen könnte, daß anrechnungsfreier 
Betrag plus Unterstützung in allzu große Nähe des 
Arbeitseinkommens zu liegen kämen, was im In-
teresse der Aufrechterhaltung der Arbeitsfreudig-
keit nicht gerade wünschenswert sei. Auch sei es 
im Interesse der Aufrechterhaltung des Versiche-
rungscharakters bedenklich, wenn Arbeitslosen-
fürsorgeunterstützung plus Rente eventuell höher 
als Arbeitslosenunterstützung plus Rente lägen, zu-
mal bisher in, der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
allgemein ein anrechnungsfreier Betrag von 26 
Mark monatlich gewährt worden sei. Eine den Mit

-

gliedern des Ausschusses übergebene Übersicht 
zeigte die Auswirkungen bei der Anrechnung und 
Nichtanrechnung der Beträge aus Grundrente plus 
bisherigem Freibetrag in der Arbeitslosenfürsorge-
unterstützung. Die Abstimmung im Ausschuß für 
Arbeit ergab eine einheitliche Meinung bei drei 
Stimmenthaltungen. 

Bezüglich des Abs. 2 der vorliegenden Anträge 
betreffend die Nichtanrechnung der gesetzlichen 
Unfallrenten wurde im Ausschuß für Arbeit kein 
echtes Bedürfnis für eine Sonderregelung fest-
gestellt, zumal auf diesem Gebiet bisher auch keine 
Komplikationen bekanntgeworden seien. Es wurde 
darauf hingewiesen, daß im Falle einer Sonder-
regelung für Unfallverletzte eventuell auch an-
dere Personengruppen, z. B. aus der Privatversiche-
rung, diese beanspruchen könnten. 

Im Ausschuß für Sozialpolitik, der für die Frage 
der Freistellung der Unfallrenten mitberatend 
tätig war, stimmte die  Deutsche  Partei zu, die 
Frage der Nichtanrechnung der Unfallrente vor-
erst zurückzustellen. In der dann beantragten Ab-
stimmung über Abs. 2 der vorgelegten Anträge 
wurde Abs. 2 mit 10 gegen 7 Stimmen abgelehnt. 
Der § 1 Satz 1 wurde einstimmig, der Satz 2 des 
gleichen Paragraphen gegen die Stimmen der 
sozialdemokratischen Fraktion angenommen. Im 
übrigen ist der Beschluß des Ausschusses für Arbeit 
unverändert angenommen worden. 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefan-
genenfragen hatte in einem eigens eingesetzten 
Unterausschuß ein Arbeitsergebnis erarbeitet, das 
in § 1 von dem Beschluß abwich, wie ihn der feder-
führende Ausschuß für Arbeit bereits gefaßt hatte. 
Um zu einer Übereinkunft zu kommen, hat der 
Ausschuß für Arbeit in Änderung seines Beschlus-
ses vom 14. Januar 1953 einen neuen Vorschlag 
eingebracht und am 13. Februar 1953 angenom-
men. Das Ergebnis liegt Ihnen in Drucksache Nr. 
4166 vor. In § 1 wurde eine Fassung gefunden, 
wonach die Freistellung der Grundrente nicht da-
zu führt, daß die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
unter Umständen höher ist als die Unterstützung 
aus der Arbeitslosenversicherung. 

Der § 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. Der 
§ 3 regelt erstens das Datum des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes und zweitens die Handhabung nach 

Inkrafttreten des Gesetzes für die laufenden Unter-
stützungsfälle. Ich darf hier von Wiederholungen 
absehen und ausdrücklich auf den Text der drei 
Paragraphen in der vorliegenden Drucksache Nr. 
4166 hinweisen. 

Abschließend darf ich noch erwähnen, daß im 
Ausschuß Übereinstimmung darüber bestand, daß 
die Gewährung von Teuerungszulagen durch dieses 
Gesetz nicht berührt wird. 

Ich darf Sie im Namen des federführenden Aus-
schusses für Arbeit um Annahme der  Ihnen vor-
liegenden Beschlüsse bitten. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 

Bevor ich in die Einzelberatung eintrete, frage 
ich, ob noch Abgeordnete vorhanden sind, die zur 
namentlichen Abstimmung der vorigen Ziffer der 
Tagesordnung ihre Stimme abzugeben wünschen. 
— Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die 
namentliche Abstimmung. 

Ich rufe auf § 1, dazu Änderungsantrag der 
Gruppe der KPD, Umdruck Nr. 856 (neu) Ziffer 1. 
Herr Abgeordneter Renner zu Begründung! 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ausgangspunkt des heute zur Ent-
scheidung stehenden Ausschußberichts — das ist 
hier schon festgestellt worden — sind zwei gleich

-

lautende Anträge der SPD und der DP. Letzterer 
trägt die Unterschriften der Frau Kalinke und des 
Herrn Dr. Mühlenfeld. Im Ausschuß, haben wir 
soeben gehört, hat die Deutsche Partei ihren ur-
sprünglichen Antrag, auch die gesetzliche Unfall-
rente in einer bestimmten Höhe nicht als Einkom-
men bei der Bewilligung der Arbeitslosenfürsorge-
unterstützung anzurechnen, preisgegeben. Das ist 
also die Ausgangsbasis. 

Nun ist heute von dem Herrn Berichterstatter 
sinngemäß gesagt worden, daß die Rente nicht 
außer Berücksichtigung bleiben könne, da sie doch 
ein „Einkommen" darstelle. Ich glaube, man muß 
diese Begründung scharf zurückweisen. Die Rente 
eines Kriegsbeschädigten schlechthin als ein Ein-
kommen im Sinne des üblichen Inhalts dieses Be-
griffs darzustellen, geht doch wirklich auch am 
Gedanken des Gesetzgebers vorbei. Die Grundrente 
sollte doch nach dem Willen des Gesetzgebers kein 
Einkommen darstellen, sondern der Ersatz sein für 
die Auswirkungen der Beschädigung, die der Be-
treffende erlitten hat. Sie sollte ein Ersatz für die 
Mehraufwendungen geldlicher und auch körper-
licher, physischer Natur sein, zu denen der Schwer-
beschädigte auf Grund seiner Beschädigung nun 
einmal genötigt ist. 

Die Unfallrente wird nach denselben Prinzipien 
gegeben. Sie ist nicht etwa ein Ersatz nur für den 
Lohnausfall, der dem Unfallbeschädigten je nach 
dem prozentualen Grad seiner Beschädigung er-
wächst, sondern sie ist auch ein Ersatz für die kör-
perliche Behinderung und für die materiellen 
Mehraufwendungen, die der Unfallbeschädigte auf 
Grund seines erlittenen Unfalls machen muß. Des-
halb ist es unserer Auffassung nach unlogisch, die 
Grundrente des Schwerbeschädigten aus dem Bun-
desversorgungsgesetz anders anzusehen als die Un-
fallrente. 

Wir haben deshalb den von uns ursprünglich für 
die zweite Beratung vorbereiteten Antrag heute 
noch einmal eingebracht, der besagt, daß dem § 2 
ein § 2 a angefügt werden soll: 
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Gesetzliche Unfallrenten sind nicht auf die Ar

-

beitslosenfürsorgeunterstützung anzurechnen. 
Weiter sind wir der Auffassung, daß das Gesetz 
mit Wirkung vom 1. Januar 1953, also rückwirkend, 
in Kraft treten soll. 

(Abg. Sabel: Warum so spät?) 

Der Ausschuß hat außerdem gegenüber den bei-
den Anträgen eine weitere Verschlechterung in der 
Form vorgenommen, daß er hier empfiehlt, zu be-
stimmen, die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
dürfe zusammen mit der Grundrente und der Aus-
gleichsrente nach § 32 des Bundesversorgungsge-
setzes den Betrag nicht übersteigen, der beim Vor-
liegen der Voraussetzungen an Arbeitslosenunter-
stützung zuzüglich Grund- und Ausgleichsrente zu 
gewähren wäre. Wenn man schon im Prinzip we-
nigstens zur Hälfte anerkennt, daß ein Bestandteil 
der Kriegsopferrente nicht angerechnet werden 
soll, dann verstehe ich nicht, warum man diesen 
Grundsatz selber dadurch durchbricht, daß man 
diese zusätzliche Bestimmung in den Gesetzent-
wurf aufnimmt. 

Wir bedauern also, daß sich der Ausschuß mit 
dieser Stimmenmehrheit, mit den Stimmen der 
Regierungskoalition, der Sozialreaktion also, 

(Lachen in der Mitte) 

nicht bewogen gefühlt hat, diesen beiden Anträ-
gen in der ursprünglichen Formulierung stattzuge-
ben. Aber diese Regierung und diese Koalition be-
treiben nach innen und außen eine Klassenpolitik. 
Daß diese Regierung nach innen eine unsoziale Po-
litik betreibt, das ist keine Entdeckung nur von 
mir; das hat ja sogar der verstorbene Dr. Kurt 
Schumacher bereits in seinem Vorwort zum Tätig-
keitsbericht der SPD für 1952 offen ausgesprochen. 
Und da Sie gelegentlich das Urteil dieses Mannes 
doch auch auswerten, wenn es Ihnen in Ihre Po-
litik hineinpaßt, so sollten Sie sich bei dieser Gele-
genheit auch einmal etwas aus seinen Feststellun-
gen sagen lassen, auch wenn es in Ihre Politik 
und in Ihre Linie, die Sie dem Volk gegenüber in 
ihrer Propaganda verfolgen, nicht hineinpaßt. Nur 
deshalb habe ich diesmal auf Dr. Schumacher 
als Kronzeugen berufen, auch wenn er aus seiner 
Erkenntnis keine Konsequenzen gezogen hat. Er 
hat recht, wenn er den Inhalt Ihrer Politik so 
charakterisiert: Klassenpolitik nach innen und 
außen und unsoziale Politik nach innen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Renner, 
ich unterstelle, daß Sie liebenswürdigerweise Ihren 
Beitrag zur allgemeinen Aussprache bereits vor-
weggenommen haben. 

Meine Damen und Herren, bevor ich Herrn Ab-
geordneten Freidhof das Wort gebe, gebe ich das 
vorläufige Ergebnis *) der namentlichen Abstim-
mung bekannt. Für das Gesetz über die Umstel-
lung von knappschaftlichen Renten auf das nach 
dem 31. Dezember 1942 geltende Recht der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung haben gestimmt 
158 Abgeordnete, dagegen 123, bei 17 Enthaltun-
gen. Von den 15 an der Abstimmung teilnehmen-
den Berliner Abgeordneten haben mit Ja 9, mit 
Nein 5 gestimmt; 1 Abgeordneter hat sich der 
Stimme enthalten. Das Gesetz ist damit in der 
Schlußabstimmung angenommen. 

Zur Begründung des Änderungsantrags der 
Fraktion der SPD zu § 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 12697 

über die Anrechnung von Renten in der Arbeits-
losenfürsorge Herr Abgeordneter Freidhof, bitte. 

Freidhof (SPD): Meine Damen und Herren! Die 
sozialdemokratische Fraktion ersucht in Umdruck 
Nr. 851 das Hohe Haus, dem § 1 des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Anrechnung von Renten in der 
Arbeitslosenfürsorge einen Abs. 2 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen.. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Freid-
hof, darf ich einen Augenblick nur zur Klärung 
einer technischen Frage unterbrechen. Ich habe auf 
ausgesprochene Bitte des Herrn Abgeordneten 
Meyer den Umdruck zu Nr. 851 vervielfältigen las-
sen, und zwar entgegen der Übung des Hauses, 
weil mir mitgeteilt worden ist, eine mündliche Be-
gründung würde dann nicht erforderlich sein. 

Freidhof (SPD): Ich möchte noch einige Bemer-
kungen dazu machen. 

Präsident Dr. Ehlers: Aber ich bitte grundsätz-
lich freundlichst, den Wunsch nach einer schrift-
lichen Wiedergabe der Begründung nur dann zu 
äußern, wenn wir auch wirklich eine Arbeitser-
leichterung damit erzielen. 

Freidhof (SPD): Ich habe den Wunsch nicht ge-
äußert. Ich habe den Auftrag von meiner Frak-
tion, den Antrag zu begründen. — Wir wünschen, 
daß dem § 1 ein Abs. 2 angefügt wird, der folgen-
den Wortlaut hat: 

Gesetzliche Unfallrenten sind bis zur Höhe des 
Betrages, der in der Kriegsopferversorgung 
bei gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit 
als Grundrente gewährt werden würde, nicht 
auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung an

-

zurechnen. Der Rest der Unfallrente ist unter 
Berücksichtigung der geltenden Freibeträge als 

Einkommen des Arbeitslosen anzurechnen. 
Mit diesem Antrag möchten wir erreichen, daß für 
die Bezieher von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung, 
die daneben noch eine Unfallrente erhalten, eine 
Freigrenze geschaffen wird, so wie das jetzt durch 
dieses Gesetz bei der Grundrente der Beschädigten 
nach § 31 des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges geregelt wird.*) 

Im übrigen will ich mich auf die schriftliche Er-
klärung, die mein Kollege Meyer gegeben hat, be-
ziehen. Ich hoffe, daß seine Begründung in das 
Protokoll aufgenommen wird. 

Ich möchte mich nur noch mit aller Entschieden

-

heit gegen Ausführungen wenden, die der Herr 
Kollege Sabel bei der ersten Lesung dieses Ge

-

setzes in der 238. Sitzung am 26. November 1952 
gemacht hat. Mit Genehmigung des Herrn Präsi

-

denten will ich die folgenden Ausführungen vor

-

lesen, um dazu Stellung zu nehmen. Der Herr Kol

-

lege Sabel hat in der ersten Lesung bei der Aus 
sprache über dieses Gesetz folgendes gesagt: 

Würde den Anträgen entsprochen, dann würde 
das bedeuten, daß die anrechnungsfreien Be-
träge zwischen 31 und 101 DM im Monat lä-
gen. Ich glaube, es wird notwendig sein, zu 
prüfen, ob nicht eine so weitgehende Befreiung 
unter Umständen dazu führen kann, daß wir 
mit dem anrechnungsfreien Betrag plus Unter-
stützung in allzu große Nähe des wirklichen 
Lohnes kommen. Über die Auswirkungen müs-
sen wir uns klar sein. 

*) Siehe Anlage Seite 12692 
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Die sozialdemokratische Fraktion ist sich über die 
Auswirkungen ihres Antrags im klaren. 

(Abg. Sabel: Leider nicht ganz!) 

Sie ist sich darüber im klaren — das müßten Sie, 
Herr Kollege Sabel, als Leiter eines Arbeitsamts 
wissen —, daß ein erheblicher Prozentsatz unfall-
geschädigter Menschen einen niedrigeren Lohn als 
gesunde Menschen bezieht. Ich erinnere nur daran: 
wenn jemand ein Auge oder eine Hand verloren 
hat oder sonstwie in jungen Jahren eine Beschädi-
gung erlitten hat, ist er in seinen Aufstiegsmög-
lichkeiten für die Zukunft außerordentlich ge-
hemmt. Wenn jemand ein tüchtiger Schlosser ist, 
aber seine Hand verloren hat, dann besteht keine 
Möglichkeit., daß er Werkmeister wird. Er bezieht 
also dauernd einen niedrigeren Lohn und wird, 
wenn er arbeitslos wird — Sie wissen es selbst, 
Herr Kollege Sabel, daß sehr viele Unfallgeschä-
digte arbeitslos sind und sehr schlecht zu vermit-
teln sind —, eine niedrigere Unterstützung bezie-
hen. Wir wünschen aus diesem Grunde, daß der 
§ 2 so, wie wir ihn vorgeschlagen haben, aufgenom-
men wird. Ich hoffe auch, daß Frau Kollegin Kalin-
ke, die im November einen gleichlautenden An-
trag gestellt hat, mit dem gleichen Temperament, 
mit dem sie vorhin gegen unsere Anträge gespro-
chen hat, jetzt ihren eigenen Antrag begründen 
wird. Ich ersuche das Hohe Haus, unserem Antrag 
zuzustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Becker (Pirmasens). 

Becker (Pirmasens) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich beantrage, sowohl 
die Änderungsanträge der SPD als auch die der 
KP abzulehnen. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
daß im Ausschuß für Arbeit der gesamte Fragen-
komplex eingehend beraten und überlegt wurde. 
Ich habe auf die Schwierigkeiten verwiesen, die im 
Ausschuß erkannt wurden. Das Bundesarbeitsmini-
sterium hat uns eine Übersicht über die Schwierig-
keiten vorgelegt, die sich ergeben könnten, wenn 
man den Anträgen so wie sie gestellt sind, statt

-

geben würde. Dieser 
so 

 haben sich ja auch 
die Kollegen, die die Anträge gestellt haben — 
wenigstens die vom Ausschuß für Arbeit —, nicht 
verschließen können. Ich sagte schon, daß das Ge-
setz im Ausschuß für Arbeit bei drei Stimment-
haltungen angenommen wurde. 

Meine Damen und Herren, Schwierigkeiten bei 
der Unfallrente wurden bisher nicht bekannt, weil 
ja, wie ich vorhin schon einmal sagte, 26 DM 
monatlich sowieso anrechnungsfrei bleiben. Wenn 
wir diesen Änderungsantrag annehmen, besteht die 
Gefahr, daß auch andere Gruppen, beispielsweise 
die Privatversicherten, mit dem gleichen Rechts-
anspruch kommen könnten. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das spielt gar 
keine Rolle!) 

— Sagen Sie das nicht. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wieviele Privat

-

versicherte gibt's denn?) 

Wir müssen uns hier unbedingt die Frage stellen, 
wo ist die Grenze in der Sozialversicherung, wo 
ist sie allgemein, und wo ist die Grenze zwischen 
Versicherung und Fürsorge? 

Wir haben heute ein ganzes Bukett von Wün-
schen auf sozialpolitische Verbesserungen bekom

-

men. Wir sind überzeugt davon, daß es nicht die 
letzten Wünsche in dieser Legislaturperiode sind. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Da haben 
Sie recht!) 

Ich gebe zu, daß sie im einzelnen etwas für sich 
haben mögen; aber auch die Antragsteller selbst 
wissen genau, daß sie im Augenblick nicht durch-
führbar sind. Wir sollten uns in aller Öffentlichkeit 
hüten und nicht so tun, als ob das ganze Kapitel 
Sozialpolitik lediglich ein Verteilungsproblem 
wäre, bei dem nur die böse Bundesregierung und 
die Mitglieder der Koalitionsparteien sich als die 
Unsozialen hinstellen und meinetwegen wie die 

 Gralshüter auf dem Geldsack der Sozialversiche-
rung sitzen. Ich möchte meinen, daß Sozialpolitik 
weitgehend ein Aufbringungsproblem darstellt. 

Viele von Ihnen, meine Damen und Herren, auch 
von der Opposition, die als Kenner der Sozialver-
sicherung gelten, teilen mit uns die Sorge um die 
Zukunft der deutschen Sozialversicherung. Solche 
Anträge, wie sie heute und vielleicht auch in naher 
Zukunft noch gestellt werden, vermehren nur un-
sere Sorgen. Es liegt nicht im Interesse der deut-
schen Arbeitnehmer und Sozialrentner, daß die 
Sozialversicherung immer weiter ausgehählt und so 
für den Einheitstopf reif gemacht wird und immer 
mehr in die finanzielle Abhängigkeit des Staates 
gerät. Denn dadurch kommen sowohl Arbeitneh-
mer, Versicherung und Versicherte als auch die 
Rentner immer mehr in die Abhängigkeit vom 
Staat, ja sie kommen in die Abhängigkeit von 
Funktionären und Managern; und das wollen wir 
ganz bewußt nicht. 

(Abg. Renner: Hört! Hört!) 

Im vorliegenden Fall darf ich wohl sagen,  daß 
wir einen Unterschied zwischen den Kriegsopfern 
und den Unfallrentnern gemacht haben. Ich möchte 
bestimmt keinen Gegensatz zwischen Kriegsgeschä-
digten und Unfallgeschädigten heraufbeschwören. 
Aber ich glaube doch sagen zu müssen, daß die 
Vorausleistungen doch eine unterschiedliche Behand-
lung von beiden Gruppen rechtfertigen. Diesen 
Standpunkt vertreten wir nicht, weil wir den 
Betroffenen die paar Mark, die eine Verbesserung 
bringen könnte, nicht geben wollten — obwohl hier 
kein echtes Bedürfnis vorliegt —, sondern die echte 
Sorge um die Abgrenzung und Erhaltung unserer 
einst als klassisch bezeichneten Sozialversicherung 
bewegt uns, das Hohe Haus zu bitten, die gestell-
ten Änderungsanträge abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wort-
meldungen. Ich schließe die Besprechung. 

(Abg. Frau Kalinke meldet sich zum Wort.) 

— Ja, Frau Kalinke, Sie melden sich immer, wenn 
ich — 

(Abg. Kunze: Nur ein Satz!) 

— Herr Abgeordneter Kunze, Sie übernehmen die 
Gewähr, daß Frau Abgeordnete Kalinke nur einen 
Satz spricht? 

(Heiterkeit.) 
Bitte schön! 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Ich spreche ohne Komma mit Punkt 
am Ende meines Satzes. 

(Heiterkeit.) 
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Im Sozialpolitischen Ausschuß hat meine Fraktion, 
die auf Anregung des Landes Niedersachsen und 
auch unserer Freunde im Landtag Niedersachsen 
den Antrag gestellt hatte, um einheitliches Recht 
bei der Anrechnung der Grundrente des Bundes-
versorgungsgesetzes zu schaffen, erkannt, daß die 
Aufstellungen, hinsichtlich der Anrechnung der 
Unfallrenten, die uns das Arbeitsministerium vor-
gelegt hat, und die hier vom Berichterstatter gege-
bene Erklärung 

(Heiterkeit) 

hinsichtlich der Zusammenrechnung anrechnungs-
freier Beträge, Unterstützungen, Grundbeträge in 
ihrer Relation zum Lohn tatsächlich so überzeu-
gend waren, daß bei Sozialbezügen — die bei der 
Tabelle von 150 bis 250 DM gehen, in einer Rela-
tion zum Nettolohn von 215 DM — Tatsachen spra-
chen, bei denen ich ausdrücklich erklären möchte, 
daß meine Fraktion zu den  politischen Parteien ge-
hört — Komma! —, 

(Heiterkeit) 

die durch gute Argumente durchaus zu überzeu-
gen sind und die nicht demagogisch — Komma! —, 
selbst wenn es sich um Irrtümer handelte — Kom-
ma! —, darauf bestehen würden; 

(große Heiterkeit) 

weshalb wir — aber im Gegensatz zu der Bericht-
erstattung hier, und das ist sicherlich nur ein Irr-
tum — im Ausschuß zu Protokoll gegeben haben, 
daß wir im Interesse der Schaffung einheitlichen 
Rechts und der bevorzugten Verabschiedung dieses 
Gesetzentwurfs den Punkt 2 zurückzustellen beab-
sichtigen, um ihn dann aufzugreifen, wenn uns von 
den Gegnern dieser Auffassung bewiesen wird, daß 
in der Unfallversicherung die Übersichten und  Dar-
stellungen des Arbeitsministeriums tatsächlich 
nicht stimmen und die Wirklichkeit dieser Aufstel-

lung nicht entspricht. 
(Lebhafter Beifall und Heiterkeit. — Abg. 

Kunze: Das war ein Bandwurm!) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Kunze, ich warne Sie, eine solche Gewähr noch 
einmal zu übernehmen. 

(Große Heiterkeit.) 

Keine weiteren Wortmeldungen. Ich schließe die 
Besprechung. 

Zunächst die Abstimmung über den weiterge-
henden Änderungsantrag der Gruppe der KP auf 
Umdruck Nr. 856 Ziffer 1 betreffend die Neufas-
sung des § 1. Ich bitte die Damen und Herren, die 
diesem Antrag zuzustimmen wünschen, eine Hand 
zu erheben. — Es bedarf keiner Gegenprobe; der 
Antrag ist gegen die Stimmen der Antragsteller 
abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck Nr. 851. Ich bitte 
die Damen und Herren, die diesem Antrag zuzu-
stimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem § 1 
in der Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit; 
§ 1 ist angenommen. 

Ich rufe auf § 2. — Keine Wortmeldungen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; angenommen. 

 
Den Änderungsantrag der Gruppe der KP auf 

Umdruck Nr. 856 Ziffer 2 hat der Abgeordnete 
Renner bereits bei der Begründung von Ziffer 1 
mit begründet. Ich komme zur Abstimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die diesem Ände-
rungsantrag der KP zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Der Antrag ist gegen die 
Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 3, Ein-
leitung und Überschrift zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Das ist die überwiegende 
Mehrheit; angenommen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung. 

Wird zur allgemeinen Aussprache das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die allgemeine Besprechung. Einzelbesprechung 
entfällt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ge-
setz über die Anrechnung von Renten in der 
Arbeitslosenfürsorge in der Gesamtheit zuzustim-
men wünschen, sich zu erheben. — Das Gesetz ist 
in der Schlußabstimmung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf Punkt 6: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung der Verord-
nung über Zolländerungen vom 13. Septem-
ber 1938 (Ausfuhrzoll-Liste) (Nr. 3973 der 
Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (14. Ausschuß) (Nr. 
4218 der Drucksachen) 
(Erste Beratung: 245. Sitzung); 

b) Zweite Beratung des Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Zolltarifgesetzes 
(Nr. 3888 (neu) der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (14. Ausschuß) (Nr. 
4217 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 243. Sitzung.) 

Im Ältestenrat ist eine Vereinbarung darüber er-
zielt worden, daß auf die Berichterstattung ver-
zichtet werden könnte. 

Ich rufe zur Einzelberatung in der zweiten 
Lesung auf zunächst Drucksache Nr. 4218: § 1, —
§ 2, — § 3, — Einleitung und Überschrift. — Keine 
Wortmeldungen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Das ist die überwiegende Mehrheit; angenom-
men. 

Ich komme zur zweiten Beratung des Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifgesetzes, Drucksache 
Nr. 4217. Der Ausschuß für Außenhandelsfragen 
beantragt, den Gesetzentwurf abzulehnen. Ich 
mache darauf aufmerksam. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Antrag des Ausschusses auf 
Drucksache Nr. 4217, den Gesetzentwurf abzuleh-
nen, zuzustimmen wünschen, eine Hand zu er-
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dieser Antrag ist bei zahlreichen 
Enthaltungen angenommen. Damit ist der Ge-
setzentwurf erledigt. 

Ich rufe auf zur 
dritten Beratung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Verordnung über Zolländerungen vom 13. Sep- 
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tember 1938 (Ausfuhrzoll-Liste), Drucksache Nr. 
4218. Wird zur allgemeinen Aussprache das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die allgemeine Besprechung. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Gesetz 
in der Schlußabstimmung zuzustimmen wünschen, 
sich zu erheben. — Das Gesetz ist einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe auf: 
Zweite Beratung des von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP, DP, FU (BP-Z) 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes über die Übernahme von Sicherheits-
leistungen und Gewährleistungen zur För-
derung der deutschen Wirtschaft (Nr. 4247 
der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (13. Ausschuß); Ände-
rungsantrag Umdruck Nr. 871. 
(Erste Beratung: 259. Sitzung.) 

Ich bin unterrichtet worden, daß heute nur die 
zweite Beratung stattfinden soll. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lenz. Bitte 
schön! 

Lenz (CDU), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Mit der Drucksache Nr. 4247: Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen zur 
Förderung der deutschen Wirtschaft, hat sich der 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik in seiner gestrigen 
und seiner heutigen Sitzung beschäftigt. Im Zu-
sammenhang mit dem Ersten Gesetz über Bundes-
bürgschaften vom 21. Juli 1951, Bundesgesetzblatt 
Seite 471, durch das die Regierung ermächtigt 
worden ist, bis zu einem Betrage von 500 Mil-
lionen DM Sicherheiten und Garantieleistungen 
zur Finanzierung volkswirtschaftlich wertvoller 
und notwendiger Vorhaben zu gewährleisten, legte 
der Ausschuß für Wirtschatspolitik Wert darauf, 
zu erfahren, erstens in welchem Umfang Garan-
tien übernommen worden sind, zweitens welche 
Vorhaben finanziert worden sind und drittens nach 
welchen Gesichtspunkten die Zuerkennung der 
Bürgschaften erfolgt ist. 

In der voraufgegangenen Sitzung des Ausschus-
ses vom 19. März war das Bundesministerium für 
Finanzen ersucht worden, über die Abwicklung 
der bisherigen Garantiesumme zu berichten. Nach 
einer Aufstellung vom 31. März 1953 wurden durch 
das Bundesfinanzministerium ausgewiesen rund 
15 Millionen DM zur Förderung der Filmwirtschaft 
im Rahmen des Schwerpunktprogramms, als Aus-
fallbürgschaften, Rückbürgschaften gegenüber den 
Sicherungen der Länder einschließlich verplanter 
und noch nicht übernommener Garantien sowie der 
Inwerkfinanzierung ein Betrag von rund 335 Mil-
lionen DM, an weiteren Bürgschaftsmaßnahmen 
für Industrie und Einzelobjekte, Flüchtlingssied-
lung, Bundesvertriebenenbank usw. wiederum 
rund 150 Millionen DM. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß die Bürg-
schaften nur im Rahmen der einengenden und 
zwingenden Vorschriften des § 1 des Gesetzes vom 
21. Juli 1951 und nach sorgfältiger Prüfung in den 
Fachreferaten der beteiligten Ministerien übernom-
men worden sind. Bekanntlich wird in § 1 des 
alten Gesetzes verlangt, daß die zu finanzierenden 
Maßnahmen volkswirtschaftlich wertvoll sind, 
nicht durch anderweitige Maßnahmen ersetzt wer-
den können und der mittelbaren Linderung von 

Arbeitslosen- und Vertriebenennot oder besonde-
ren Gebietsnotständen dienen. Ausdrücklich 
nimmt die neue Vorlage auf den § 1 des alten 
Gesetzes Bezug. 

Die beantragte Erhöhung des Kreditplafonds 
von 500 Millionen DM um weitere 250 Millionen 
DM auf 740 Millionen DM ist in dieser Begren-
zung aus der Inanspruchnahme des gleichen Be-
trages für das sogenannte Schwerpunktprogramm 
hervorgegangen. Im Laufe der Ausschußberatung 
entschied man sich dafür, den Gesamtbetrag für 
Bundesbürgschaften von 240 Millionen DM auf 300 
Millionen DM, den Kreditplafond also insgesamt 
von 500 auf 800 Millionen DM zu erweitern. 
Vom Haushalts- und vom Finanzausschuß wurde 
diesem Vorschlag des Wirtschaftspolitischen Aus-
schusses in der heutigen Sitzung zugestimmt, jedoch 
mit der Maßgabe, daß die Bundesregierung in 
einer Entschließung ersucht werden soll, Richt-
linien für die Vergabe der weiteren Bürgschaften 
vor deren Zuerkennung dem Wirtschaftsausschuß 
vorzulegen. Für Kreditgarantien an die Filmwirt-
schaft soll das bis zum 1. Mai 1953 und bei Bürg-
schaften für Finanzierungsmaßnahmen des mittel-
ständischen Gewerbes bis zum 30. Mai 1953 ge-
schehen. 

Im Ausschuß bestand Klarheit darüber, daß die 
Vergabe selbst Sache der Exekutive sei und daß 
es sich für den Ausschuß nur darum handeln 
könne, Rahmen und Bedingungen nach Maßgabe 
des Gesetzes abzugrenzen. 

Hinsichtlich der beabsichtigten Verwendung be-
stand Einstimmigkeit darüber, daß aus dem auf 
300 Millionen DM zu erweiternden Programm 85 
Millionen DM dem mittelständischen Gewerbe, 
insbesondere dem Handwerk, dem Handel und dem 
Fremdenverkehrsgewerbe, zufließen sollten. In 
Verbindung mit den Kreditgarantiegemeinschaften 
auf Landesebene soll auf diese Weise dem absolut 
dringenden Bedürfnis von Handwerk und Handel 
in der gesamten Wirtschaft nach Krediten Rech-
nung getragen werden. 

Ebenfalls bestand Einmütigkeit im Ausschuß dar-
über, daß die Grundstoffindustrien mit mindestens 
120 Millionen DM zu berücksichtigen seien. 
Meinungsverschiedenheiten haben bestanden über 
Umfang und Verwendung eines Betrages von 60 
Millionen, der für die Filmwirtschaft vorgesehen 
ist. Es soll dann ein Restbetrag von 35 Millionen 
für außerordentliche, nicht vorhersehbare Not-
standsmaßnahmen reserviert bleiben. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft, der im 
Augenblick aus dienstlichen Gründen nicht an-
wesend sein kann, hat mich gebeten, dem Hohen 
Hause zu erklären, daß seinerseits beabsichtigt sei, 
von der erteilten Ermächtigung in der Weise Ge-
brauch zu machen, daß Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen insonderheit in Notstandsge-
bieten übernommen werden, wobei die erwähnte 
Aufteilung von 120 Millionen für die Grundstoff-
industrien und 85 Millionen für die mittelständische 
gewerbliche Wirtschaft als Mindestbeträge anzu-
sehen sind. 

Ich bitte das Hohe Haus, der Gesetzesvorlage 
Drucksache Nr. 4247 und dem soeben dem Herrn 
Präsidenten überreichten interfraktionellen An-
trag auf Erhöhung des Betrages in der Vorlage von 
240 auf 300 Millionen DM in zweiter Lesung zuzu-
stimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. — Ich habe einen Antrag bekommen, 
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in § 1 an Stelle von 240 Millionen 300 Millionen 
und an Stelle von 740 Millionen 800 Millionen DM 
zu setzen. Es ist angegeben, daß dieser Antrag von 
der CDU/CSU, SPD, FDP und DP gestellt wird. Ich 
wäre dankbar, wenn dieser Antrag noch mit den 
hinreichenden Unterschriften versehen werden 
könnte. Aber da wir sowieso keinen schriftlichen 
Bericht haben, soll es auf kleine Formmängel nicht 
ankommen. 

Darf ich fragen, ob das Wort gewünscht wird? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich auf § 1. Dazu der eben von Herrn 
Abgeordneten Lenz angekündigte Änderungsantrag 
der Fraktionen des Hauses mit Ausnahme der 
Föderalistischen Union. Ich bitte zunächst die 
Damen und Herren, die diesem Änderungsantrag 
hinsichtlich der Veränderung der Ziffern zuzustim-
men wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit des Hauses; angenommen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 in der 
soeben geänderten Form anzunehmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit. 

Ich rufe auf §§ 2, — 3, — Einleitung und Über-
schrift. Ich bitte die Damen und Herren, die zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist 
die Mehrheit; ist angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung beendet. Die dritte 
Beratung wird in der nächsten Sitzungsperiode des 
Bundestags auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zulage 
an Richter und Staatsanwälte (Nr. 4193 der 
Drucksachen). 

Zur Begründung Herr Justizminister Amelunxen. 

Dr. Amelunxen, Minister der Justiz des Landes 
Nordrhein-Westfalen: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es liegt Ihnen die Bundestags-
drucksache Nr. 4193 zur Beschlußfassung vor. Als 
Mitglied des Landes Nordrhein-Westfalen im Bun-
desrat darf ich zu diesem Gesetzentwurf einige 
kurze Ausführungen machen. 

Diese Vorlage beruht auf einem Antrag des Lan-
des Nordrhein-Westfalen im Bundesrat, der in 
seiner Plenarsitzung am 5. Dezember des vergan-
genen Jahres in der Ihnen vorliegenden Fassung 
beschlossen worden ist. Der Entwurf ist Ihnen so-
dann als Initiativantrag des Bundesrats gemäß 
Art. 76 Abs. 1 des Grundgesetzes mit der Stellung-
nahme der Bundesregierung zugegangen. Dieser 
Antrag hat das Ziel, die Bezüge der Richter und 
Staatsanwälte durch Gewährung einer ruhegehalts-
fähigen Zulage zu erhöhen. 

Ich will zunächst betonen, daß dieser Entwurf 
nicht etwa infolge der durch das dritte Besoldungs-
änderungsgesetz erfolgten Erhöhung des Grundge-
halts der Beamten überholt ist. Während die Er-
höhung durch das vorgenannte Besoldungsände-
rungsgesetz eine Hilfsmaßnahme in Anbetracht der 
allgemeinen Notlage der Beamtenschaft darstellt, 
erstrebt der vorliegende Entwurf die besoldungs-
mäßige Heraushebung der 'Rechtsprechungsorgane. 
Hierzu ist in erster Linie hinzuweisen auf die Son-
derstellung, die unsere Richter im Unterschied zu 
der früheren Regelung, auch zu der Regelung vor 
dem Jahre 1933, in dem Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland erhalten haben. Die heraus

-

gehobene Stellung der Richter gestattet nicht nur 
eine besoldungsmäßige Heraushebung, sondern sie 
fordert sie geradezu. 

Hinsichtlich der Stellung der Richter darf ich hin-
weisen auf die Art. 92, 97 und 98 des Grundge-
setzes. In Art. 92 ist bestimmt, daß die recht-
sprechende Gewalt den Richtern anvertraut ist. Da-
mit sind die Richter persönlich zu den Trägern der 
dritten Gewalt gemacht worden, auf denen unser 
neuer Staat neben der gesetzgebenden und voll-
ziehenden Gewalt ruht. Diese Sonderstellung wird 
im Grundgesetz noch weiter dadurch hervorge-
hoben, daß es in Art. 97 heißt: „Die Richter sind 
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen." 

Die erschöpfende Durchführung dieses Verfas-
sungsprinzips kann nur durch ein Bundesrahmen-
gesetz und durch die entsprechenden Landesgesetze 
über die Rechtsstellung der Richter erfolgen, wie 
sie in Abs. 3 des Art. 98 des Bonner Grundgesetzes 
vorgesehen sind. Mit dem Erlaß dieser Gesetze ist 
jedoch in der laufenden Legislaturperiode des Bun-
destages leider nicht mehr zu rechnen. Der Bundes-
rat war aber der Ansicht, daß jedenfalls auf dem 
Gebiet der Richterbesoldung diese erst in mehreren 
Jahren zu erwartende generelle Regelung der 
Rechtsstellung der Richter nicht untätig abgewartet 
werden darf. Auf diesem besonderen Gebiet ist 
vielmehr nach der Auffassung des Bundesrats schon 
jetzt eine Sofortmaßnahme in der Form einer Teil-
aufbesserung der Richtergehälter unerläßlich, um 
der verfassungsrechtlichen Sonderstellung der 
Rechtsprechungsorgane Rechnung zu tragen. 

Ich darf dann darauf hinweisen, daß die Richter 
in anderen Staaten, in denen sie ebenso wie in der 
Bundesrepublik Deutschland eine aus dem allge-
meinen Beamtentum herausgehobene Stellung inne-
haben, seit langem auch besoldungsmäßig erheblich 
besser gestellt sind als die Beamten im engeren 
Sinne. Es ist Ihnen, meine Damen und Herren, be-
kannt, daß in den Vereinigten Staaten und in Eng-
land die Richtergehälter um ein Vielfaches über 
den Gehältern anderer vergleichbarer Beamten-
gruppen liegen, und auch in Schweden, in einem 
Land, in dem die Zahl der Richter im Verhältnis 
zur Größe der Bevölkerung etwa die gleiche ist 
wie in der Bundesrepublik, beziehen die Richter 
an den Amtsgerichten bereits eine Besoldung, die 
der eines schwedischen Ministerialrats entspricht, 
und ein Senatspräsident an einem schwedischen 
Oberlandesgericht erhält das gleiche Gehalt wie 
ein schwedischer Ministerialdirektor. 

Der vorliegende Entwurf erstrebt nun aber nicht 
eine so weitgehende Regelung, wie sie in den eben 
genannten Ländern und in anderen Kulturländern 
verwirklicht ist. Der Entwurf verfolgt lediglich den 
Zweck, als Teilmaßnahme vorläufigen Charakters 
schon vor der Durchführung einer Justizreform 
und vor der Verabschiedung des Bundes-Richter-
Rahmengesetzes und vor der Verabschiedung der 
Länder-Richtergesetze die schon jetzt unerläßlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

Dies erscheint auch deswegen dringend erforder-
lich, weil es sonst kaum mehr möglich wird, den 
ständig wachsenden Schwierigkeiten der Heran-
ziehung eines qualifizierten Nachwuchses zu be-
gegnen. Es hat sich nämlich herausgestellt, daß be-
sonders qualifizierte Nachwuchskräfte nur noch 
in Ausnahmefällen für den Justizdienst zu gewin-
nen sind. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Immer mehr muß auf schwächere Kräfte zurück

-

gegriffen werden. Ja sogar planmäßig angestellte 
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Richter und Staatsanwälte geben in steigendem 
Umfang ihre Stellungen auf, um sich der Wirtschaft 
oder anderen Verwaltungsressorts zuzuwenden, wo 
bessere Möglichkeiten für das Fortkommen und die 
Honorierung bestehen. 

Meine Damen und Herren, um Ihnen ganz kurz 
ein Bild von den Schwierigkeiten der gegenwär-
tigen Lage in der Justiz zu geben, darf ich einige 
wenige Zahlen über die in den Justizdienst des Lan-
des Nordrhein-Westfalen in den Jahren von 1948 
bis 1952 eingestellten Assessoren geben. Von den im 
Jahre 1948 in den Justizdienst eingestellten Asses-
soren hatten 42 % ihr großes Staatsexamen mit 
,,voll befriedigend" oder besser abgelegt, während 
58 % der Eingestellten ihr Examen mit „aus-
reichend" oder „befriedigend" bestanden hatten. In 
den folgenden Jahren 1949, 1950 und 1951 änderte 
sich das Bild ständig insofern, als immer mehr Be-
werber eingestellt wurden, die ihr Examen nur 
mit „ausreichend" bestanden hatten, und immer 
weniger Assessoren mit besseren Examensergeb-
nissen den Weg zur Justiz wählten. Im Jahre 1952, 
also im letzten Jahre, hatten von den eingestellten 
Bewerbern nur noch rund 12 % ihr Examen mit . 
„voll befriedigend" oder besser abgelegt, während 
die restlichen 88 % der eingestellten Assessoren ihr 
Examen mit „ausreichend" oder „befriedigend" be-
standen hatten. Diese kleine Übersicht zeigt ein-
deutig das Absinken des Niveaus der Assessoren, 
die sich für den Justizdienst entscheiden. 

Man könnte nun einwenden, daß die gleichen 
Nachwuchssorgen bei anderen Berufszweigen be-
stehen. Da muß ich aber zunächst darauf hinweisen, 
daß das Fehlen geeigneter Nachwuchskräfte in der 
Justiz ganz besonders krasse Formen angenommen 
hat. Ferner muß ich betonen, daß gerade die 
Rechtsprechung, deren Entscheidungen nicht durch 
Weisungen vorgesetzter Stellen im Dienstaufsichts-
weg korrigiert werden können, auf die qualifizierten 
Kräfte des juristischen Nachwuchses unbedingt an-
gewiesen ist. Ein Staat, der seinen Richtern durch 
die Verfassung eine so hohe Aufgabe und Verant-
wortung auferlegt hat, muß entscheidenden Wert 
darauf legen, die fachlich und persönlich bestbe-
fähigten Kräfte für die Justiz zu erhalten. Nur dann 
werden die Richter den an sie gestellten hohen An-
forderungen gerecht werden, und nur dann wird 
es auch möglich sein, in Bälde eine Justizreform 
durchzuführen, die, was wir alle wünschen, nicht 
zuletzt eine Verminderung der Zahl der Richter mit 
sich bringt. Eine Herabsetzung der Zahl der Richter 
ist nur denkbar, wenn jeder einzelne den höchsten 
Anforderungen genügt. 

Die Einbeziehung der Staatsanwälte in die ge-
plante Aufbesserung rechtfertigt sich durch den 
engen Zusammenhang, in dem der Beruf des 
Staatsanwalts mit dem eines Richters steht. 

(Abg. Renner: Auch eine „Säule"!) 

Der Staatsanwalt hat nicht nur die gleiche Fort-
bildung wie der Richter erhalten, Herr Kollege 
Renner, sondern steht auch im Gegensatz zu den 
juristisch vorgebildeten Beamten außerhalb 
der Justiz laufbahnmäßig und praktisch zum Rich-
ter im Verhältnis der Auswechselbarkeit. Vor allem 
aber sind die Nachwuchssorgen bei der Staatsanwalt-
schaft doch größer als bei dem Richterberuf. Ohne 
tüchtige Staatsanwälte ist die Durchführung eines 
geordneten Rechtspflegeapparats nicht möglich. 
Wenn die Staatsanwaltschaft ihre Aufgaben man-
gels geeigneter Kräfte nicht erfüllen kann, nützen 
auch die besten Richter nichts. 

Die Bundesregierung hat, wie Sie aus der An

-

lage 2 der Ihnen vorliegenden Bundestagsdruck-
sache Nr. 4193 ersehen, eine ablehnende Stellung zu 
der Vorlage genommen. Sie ist der Auffassung, daß 
es zur Vermeidung von Störungen des Rechts- und 
des Arbeitsfriedens nicht angängig sei, Besoldungs-
erhöhungen für einzelne Gruppen des öffentlichen 
Dienstes gesondert vorzunehmen; sie meint auch, 
daß im Rahmen einer späteren Gesamtreform des 
Besoldungsrechts die Interessen der Richter und 
der Beamten aufeinander abgestimmt werden 
müssen. Hierzu darf ich bemerken, daß aus den von 
mir vorgetragenen Gründen wohl kein Anlaß zu 
der Befürchtung besteht, andere Gruppen des 
öffentlichen Dienstes könnten unter Berufung auf 
die Rechtsprechungsorgane eine gleiche zusätzliche 
Erhöhung beanspruchen. Eine Störung des Rechts-
friedens und des Arbeitsfriedens kann doch nicht 
dadurch entstehen, daß die vom Grundgesetz ge-
forderte und zugelassene Sonderbehandlung der 
Rechtsprechungsorgane schon jetzt in gewissem 
Umfange erfolgt. 

(Abg. Frau Dr. Ilk: Sehr richtig!) 
Ich vermag daher nicht anzuerkennen, daß die er-
forderliche Heraushebung der Rechtsprechungs-
organe — darum handelt es sich ausschließlich — 
erst im Rahmen einer Gesamtreform des Besol-
dungsrechts erfolgen könnte. Vielmehr sind auf 
dem Gebiete der Justiz sofortige Maßnahmen noch 
in dieser Legislaturperiode des Bundestags erfor-
derlich. 

(Abg. Frau Dr. Ilk: Sehr gut!) 

Die finanzielle Auswirkung der vorgeschlagenen 
Reform bedeutet — was ich nur am Rande bemer-
ken will — gegenüber sonstigen Vorlagen dieses 
Hauses — z. B. Vorlagen über die Senkung der 
Tabaksteuer, der Kaffeesteuer und der Teesteuer 
— eine derartige finanzielle Minimalität, daß sie 
von der Bundesregierung in ihrer ablehnenden 
Stellungnahme nicht einmal erwähnt worden ist. 

Die gesamte Richterschaft in der Bundesrepublik, 
der in den letzten Jahren von fast allen politischen 
Parteien entsprechende Zusicherungen gegeben 
worden sind, sieht mit begreiflicher Spannung der 
Beschlußfassung über diese Vorlage durch Sie ent-
gegen. Darum bitte ich als der Leiter der größten 
Justizverwaltung innerhalb der Bundesrepublik 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
konkrete Möglichkeit, die Stellung und das An-
sehen unserer Richter, die Stellung und das An-
sehen unserer Rechtsprechung und die Stellung und 
das Ansehen der Justiz in unserem Staate zu heben, 
nicht ungenutzt vorübergehen zu lassen. 

Meine Bitte geht dahin, den Gesetzentwurf zur 
weiteren Beratung dem Ausschuß für Beamtenrecht 
zu überweisen, damit er entweder in dieser oder 
in einer ähnlichen Form, die dem gleichen Ziele 
dient, möglichst bald Gesetzeskraft erlangt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die Aussprache im Rahmen der hoffent-
lich nicht voll ausgenutzten Redezeit von 60 Mi-
nuten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Begründung 
dieses Gesetzentwurfs ist von zwei Gesichtspunkten 
ausgegangen, einmal von einer Erhöhung der Be- 
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zöge — unbeschadet der Verbesserungen der all-
gemeinen Bezüge durch das dritte Besoldungs-
änderungsgesetz — und zweitens von der Stellung 
der Richter, die ihnen nach dem Grundgesetz zu-
kommt und auf die der Herr Vertreter des Bun-
desrats bereits hingewiesen hat. 

Die Richterverbände selbst haben ausschlag-
gebendes Gewicht darauf gelegt, daß in einem Ge-
setz die für die Richter im Grundgesetz anerkannte 
besondere Stellung und die Heraushebung der 
ihnen übertragenen rechtsprechenden Gewalt an-
erkannt werden soll. Die Bundesregierung hat dar-
auf hingewiesen, daß das ein Vorgriff gegenüber 
der allgemeinen Besoldungsreform wäre. Das läßt 
sich im allgemeinen nicht abstreiten. Die Konferenz 
der Justizminister der Länder hat sich aber dafür 
ausgesprochen, daß bereits in Verfolg des jetzigen 
Gesetzentwurfs die Anerkennung dieser im Grund-
gesetz festgelegten Stellung der Richter anerkannt 
werden solle. Wir können an dieser Stellungnahme 
der Länderjustizminister nicht vorbeigehen. Die 
Tatsachen, die dazu veranlassen, der Richterbesol-
dung ein besonderes Augenmerk zuzuwenden, sind 
von dem Herrn Vertreter des Bundesrats auch den 
Mitgliedern des Bundestags, die die Begründung 
der Gesetzentwürfe und die verschiedenen Denk-
schriften nicht gelesen haben, zusammengestellt 
und vermittelt worden. Ich brauche darauf nicht 
einzugehen. 

Die Bedeutung der Richter und die Bedeutung 
der Rechtsprechung an sich und in bezug auf die 
Stellung im Grundgesetz veranlassen uns, dem 
Antrag zuzustimmen, daß diese Frage im Ausschuß 
für Beamtenrecht eingehend geprüft und bald zu 
einer Entscheidung gebracht wird. Ich schließe mich 
dem Antrag an, den Gesetzentwurf dem Ausschuß 
für Beamtenrecht zu überweisen. Wir werden mit 
Überzeugung den richtigen Weg finden, der den 
Absichten dieses Gesetzentwurfs entsprechen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Grundgesetz hat in Art. 98 dem 
Bund zur Pflicht gemacht, die Rechtsstellung der 
Bundesrichter durch eine besonderes Bundesgesetz 
zu regeln, und den Bund ermächtigt, Rahmenvor-
schriften auch für die Richter in den Ländern zu 
erlassen. Die Legislaturperiode des ersten Bundes-
tages eilt ihrem Ende zu, — leider ohne daß auch 
nur die Ansätze zu dem Richtergesetz sichtbar ge-
worden wären, das zu den vordringlichen Aufgaben 
der Bundesgesetzgebung gehört. Sicherlich ist in 
diesem Bundestag ein außerordentliches Maß an 
Arbeit, vielleicht sogar ein Unmaß geleistet wor-
den. Auch hat sich dieser Bundestag seinen Auf-
gaben mit Eifer und Ernst gewidmet. Ebenso wird 
nicht verkannt werden dürfen, daß auch die erste 
Bundesregierung mit einem Übermaß an Aufgaben 
belastet war. Ob es aber dem ersten deutschen Par-
lament nach 1945 — jedenfalls im Zusammen-
wirken zwischen der von ihm berufenen Bundes-
regierung und seiner Mehrheit — gelungen ist, 
einen unserer Zeit eigenen Stil der Gesetzgebung 
zu entwickeln und für die Tradition von morgen 
den Grund zu legen, das wird die Zukunft noch 
erweisen müssen. Ich zweifle, daß ihr Spruch die 
Grundzüge der gesetzgeberischen Arbeiten gut

-

heißen wird. Zu oft sind in den Kernfragen Ver

-

säumnisse durch bloße Aushilfen überdeckt worden. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Versäumt ist der rechtzeitige Beginn einer großen 
und grundsätzlichen Besoldungsreform, auf die alle 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes warten. 
Der Bundesrat hätte sich gewiß zu dem außer-
gewöhnlichen Schritt dieses von ihm eingebrach-
ten Gesetzentwurfs nicht entschlossen, wenn die 
fällige Besoldungsreform nicht immer noch auf 
sich warten ließe. 

In der Fülle der Vorlagen, die man uns unter-
breitete, hat auch das Richtergesetz gefehlt. Von 
dieser Aufgabe ist einstweilen nichts übriggeblie-
ben als die bescheidene Gebärde einer Gehaltsauf-
besserung, — denn mehr als eine Gebärde kann 
man diesen Gesetzentwurf nicht nennen, der auch 
nicht einmal der Bundesregierung, sondern einem 
Landesminister der Justiz, Herrn Dr. Ame

-l unxen, seine Entstehung verdankt.. Bedauerlich 
ist, daß die Bundesregierung nicht nur diesem Ge-
setz widerspricht, sondern daß sie ihre Gegner-
schaft sogar in einer höchst anfechtbaren Weise 
begründet. Sie macht geltend, daß nur im Rahmen 
der in Aussicht genommenen Gesamtreform die 
Erfordernisse der verschiedenen Zweige innerhalb 
des öffentlichen Dienstes so berücksichtigt werden 
können, daß Störungen des Rechts- und Arbeits-
friedens vermieden werden. Wir können dieses 
Mißtrauen nicht teilen. Wir sind überzeugt, daß 
sich alle Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
miteinander und mit dem Staat so verbunden wis-
sen, um die Verderblichkeit einer Mißgunst klar 
zu erkennen. Keine Gruppe im öffentlichen Dienst 
braucht daher zu besorgen, in ihren berechtigten 
Erwartungen verkürzt zu werden, wenn wegen des 
beklagenswerten Ausbleibens der umfassenden 
Besoldungsreform die Zuflucht zu Aushilfen in 
dem einen oder anderen besonder en  Notfalle 
genommen werden muß. Dieser Gesetzentwurf muß 
von uns und muß von allen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes als ein Anfang, als ein Auf-
takt verstanden werden, so daß für keine Gruppe 
Anlaß zur Enttäuschung geschaffen, sondern für 
alle der Grund zur Hoffnung gelegt wird. 

Erst recht können wir der Bundesregierung 
nicht in der Auffassung folgen, daß es zur Zeit 
nicht möglich sei, Besoldungserhöhungen gesondert 
für einzelne Gruppen des öffentlichen Dienstes 
vorzunehmen. Im Dritten Besoldungsänderungs-
gesetz ist eine ähnliche Ermächtigung, wie sie hier 
den Ländern erteilt werden soll, aus zwingenden 
Gründen schon zugunsten der Lehrer vorgenom-
men. Bereits damals hätte der Bundestag sich zu 
einer solchen Ermächtigung auch zugunsten der 
Richter und Staatsanwälte entschlossen, falls nicht 
bekanntgewesen wäre, daß dieses Initiativgesetz 
des Bundesrats zu erwarten stand. Die Behaup-
tung, man könne nicht einer einzelnen Gruppe des 
öffentlichen Dienstes besonders helfen, wider-
streitet auch — worauf Herr Minister Amelunxen 
bereits hinwies — dem Geist der Verfassung; 
denn sie läßt außer acht, daß ein besonderes Rich-
tergesetz verfassungskräftig .  uns zur Pflicht ge-
macht ist und daß Richter nicht mehr im herge-
brachten und engeren Sinn Beamte sind, sondern 
im Namen des Volkes ermächtigte Organe der 
rechtsprechenden Gewalt. Um dieses Wesen eines 
demokratischen Richtertums neu und klar zu be-
gründen, hat das Grundgesetz in Art. 92 an die 
Spitze seiner Vorschriften über die Rechtsprechung 
den Satz gestellt: „Die rechtsprechende Gewalt ist 
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den Richtern anvertraut." Die Ausübung des rich-
terlichen Mandats, die rechtsprechende Repräsenta-
tion des als Urheber aller Staatsgewalt sich selbst 
regierenden Volkes, ist also ihrem Wesen nach 
andersartig als der öffentliche Dienst in der ab-
hängigen Verwaltung, so daß es einer inneren 
Rechtfertigung nicht entbehrt, die Rechtsstellung 
der Richter besonders zu gestalten, wenn es auch 
sinnvoller gewesen wäre und für die Zukunft not-
wendig bleibt, hierbei die Verbindung mit einer 
großen Justizreform zu wahren. 

Was augenblicklich geschehen kann, aber auch 
getan werden muß, ist nichts als das Flickwerk 
einer Notmaßnahme. Ich will das Erfordernis die-
ser Notmaßnahme nicht mit dem üblichen Loblied 
auf unsere Richterschaft begründen. Dazu bestim-
men mich zwei Erwägungen. Dem Konformismus 
unserer restaurativen Gegenwart, der nur eine 
Lobpreisung alles Überkommenen und Bestehenden 
zu hören wünscht, vermag ich nicht zu huldigen 
und muß mich deshalb weigern, das beliebte Ideal-
bild des Richters und des Staatsanwalts kritiklos 
nachzuzeichnen. Andererseits aber sollten es ge-
rade die stille Rechtschaffenheit und die selbst

-

lose Hingabe als wertvollste Tugenden unserer 
Richterschaft sein, die es uns verbieten, diese 
Opfer und diesen Adel mit einer Gehaltszulage zu 
entlohnen. 

Daß die Notmaßnahme der Ermächtigung zur 
Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Zulage un-
erläßlich erscheint, findet in anderen und beson-
dersartigen Zusammenhängen seine Begründung. 
Ich spreche von der Benachteiligung des geistigen 
Arbeiters, die sich kennzeichnend in der Bedräng-
nis gerade der Richter und der Erzieher ausge-
prägt hat. Die wirtschafts- und finanzpolitischen 
Prinzipien der Bundesregierung haben in erschrek-
kendem Ausmaß die Kriegsfolgelasten und die da-
durch bedingten Entbehrungen unbillig und unver-
hältnismäßig den Menschen aufgebürdet, deren An-
teil am sogenannten Sozialprodukt rein nenn

-

betragsmäßig in Geld bemessen wird, sei es aus 
Gehalt, Lohn oder Rente, sei es aus selbständiger 
Geistesarbeit ohne Einsatz von Kapital. Während 
die Kreise, die sich als „die Wirtschaft" zu bezeich-
nen pflegen und die von der materiellen Denkweise 
der Regierungspolitik begünstigt wurden, in Kapi-
tal zu rechnen für selbstverständlich halten, wird 
vielfach gegenüber den Empfängern von geldlichen 
Nennbeträgen, die ziffernmäßig festgelegt sind, 
noch immer so getan, als hätte es keine wesent-
lichen Wertänderungen gegeben. 

Mehr oder minder offen verbrämt wird diese 
Zurücksetzung durch die Ideologie, die insbeson-
dere dem geistig Schaffenden, etwa dem Richter 
oder Lehrer, aber weit darüber hinaus der ganzen 
Zahl sowohl der intellektuellen Selbständigen als 
auch der beamtet oder angestellt Abhängigen nur 
eine mittelbare oder mindere Mitwirkung an der 
Produktion, an  der Gütererzeugung, zuerkannt. Als 
ob in äußerst arbeitsgeteilten Gesellschaften irgend-
ein Glied weniger wichtig für die Produktivität des 
Ganzen sein könnte! Vor allem ist diese Produk-
tivität doch keineswegs nur eine materielle, son-
dern in unteilbarer Einheit zugleich stets auch eine 
ideelle und geistige. 

Vom Volksganzen her und zum Nutzen eines 
Staatsneuaufbaus gesehen ist es deshalb ein Ge-
bot der Stunde, wenigstens einen ersten, wenn 
auch fast nur symbolischen Schritt zu tun, der das 
Bewußtsein wecken soll, daß die Gemeinschaft nicht 
ungestraft auf die Dauer d i e Kräfte vernachläs-

sigen darf, deren Arbeit vorwiegend geistig be-
stimmt ist. Und es kann in einem zukunftsgerich-
teten Gemeinwesen keine Kräfte geben, die gerade 
für diese Leistung repräsentativer sein sollen als 
die Frauen und Männer, die der Rechtsprechung 
zu dienen berufen sind. 

Man sagt, daß Wert und Kraft eines guten Ge-
setzes sich erst an den Enkeln erweisen. Wir müs-
sen daher gerade diese Frage nicht unter dem 
Gesichtswinkel des Augenblicks, sondern der Zu-
kunft sehen. Die Benachteiligung gewisser Grup-
pen und Kräfte in unserem Volke, insbesondere 
des ohne Kapital schaffenden geistigen Arbeiters 
hat zu solchen Mißverhältnissen geführt, daß weit-
gehend der Nachwuchs für Berufe zu versiegen 
droht, deren Leistungen schlechthin für ein Volk 
lebenswichtig sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Der Mangel an Junglehrern ist bekannt. Um aus 
der Vielzahl noch ein anderes Beispiel zu nennen: 
auch der staatlichen Bergverwaltung fehlen die 
Nachwuchskräfte, die sie braucht, da sie den Wett-
bewerb mit der freien Wirtschaft nicht mehr aus-
hält. Heute morgen haben wir im Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht gehört, daß in 
zunehmendem Maße Rechtsanwälte im Falle ihres 
Todes nicht einmal für die Deckung der Beerdi-
gungskosten genügend hinterlassen. 

Besonders erschreckend ist es, wie wenig sich 
junge Menschen heute davon versprechen, sich ein-
mal dem Dienst an der Rechtsprechung als Richter 
oder Staatsanwalt zu widmen. Fahren wir so fort, 
dann werden entweder nur noch die sich um die-
sen Dienst bewerben, die sonst der eigenen Tüchtig-
keit nicht vertrauen und daher kein anderes 
Unterkommen finden, oder wir werden eine die 
Demokratie gefährdende Auslese negativer Art 
nach dem Geldbeutel erleben, die es dem Bewerber 
erlaubt, auch ohne eine zureichende Besoldung aus-
zukommen. 

Diese Gründe zwingen zu einer Notmaßnahme, 
solange die Gesamtreform des Besoldungswesens 
und solange das mit einer großen Justizreform zu-
sammenhängende Richtergesetz noch auf sich war-
ten lassen. Ich betone nochmals, daß wir in diesem 
Gesetz nur ein Provisorium sehen können. Auch 
soll es keineswegs andere Gruppen des öffent-
lichen Dienstes zurücksetzen, sondern für alle ein 
Signal des Wandels sein. Aus diesen Gründen fin-
det der Gesetzentwurf, dessen Verabschiedung wir 
für dringlich halten, unsere volle Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FU.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Reismann. 

Dr. Reismann (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Föderalistische Union (BP-Z) 
stimmt dem Antrag, der Ihnen auf der Drucksache 
Nr. 4193 vorliegt, in seinem vollen Inhalt zu. Ich 
begrüße die Ausführungen, die namentlich Herr 
Kollege Arndt soeben gemacht hat. Wir möchten 
aus dem, was Herr Minister Amelunxen zur Be-
gründung vorgetragen hat, eins besonders hervor-
heben. Es handelt sich hier nicht schlechthin um 
das Problem der Verbesserung der Bewertung der 
geistigen Arbeit und nicht um ein Teilproblem 
der Besoldungsreform, sondern darum, daß hier 
der Richterstand aus der Reihe der staatlichen Be-
diensteten herausgehoben werden soll. Ihm steht 
nach der Verfassung, aber auch im Bewußtsein des 
Volkes eine andere Rolle als dem Verwaltungs- 
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beamten zu. Er ist als Staatsorgan direkt berufen, 
das Recht anzuwenden, und deswegen ist er auch 
befugt, in seiner gehaltlichen Stellung bevorzugt 
zu werden. 

Es darf auch nicht bloß der Umstand die Be-
gründung für eine Besserstellung der Richter ab-
geben, daß es sonst an Nachwuchs fehlen könnte. 
Das kann auch bei anderen Berufen so sein. Aber 
gerade die besondere Stellung des Richters im Be-
wußtsein des  Volkes, aber auch als direktes Staats-
organ verlangt, das er aus der Reihe der sonsti-
gen Beamten herausgehoben wird. 

Es ist kein Zufall, daß die Anregung dazu von 
einem Zentrumsminister ausgegangen ist. Es ist 
schon eine gewisse Tradition darin, und ich erinnere 
an eine Rede, die Windthor s t vor vielen Jah-
ren gehalten hat, 

(Zuruf rechts: O je, o je!) 

in der er gesagt hat, die Richter verdienten aus 
den von mir angegebenen Gründen eine besondere 
Behandlung auch hinsichtlich ihrer Besoldung 
wegen ihres hohen Amtes. Und er hat damals — 
mutatis mutandis könnte man ähnliches auch 
heute denken — hinzugefügt: Und das müßte man 
tun auf die Gefahr hin, daß der Heeresetat herab-
gesetzt würde und die Gehälter der Generäle ge-
senkt würden. — Wir haben zur Zeit noch keine 
Generäle; aber wenn wir uns den Etat unseres 
Bundes mit seinen rund 25 Milliarden DM ansehen 
und wenn wir bedenken, was davon für bestimmte 
Zwecke vorgesehen ist, die zur Zeit durch Herrn 
Blank repräsentiert werden, dann ist klar, daß die 
geringe Summe, die hier aufgewendet werden soll, 
nicht abschrecken darf, einen so wichtigen Zweck 
zu fördern, wie er das Anliegen des vorliegenden 
Antrags ist. 

Etwas verwunderlich ist es, daß die Bundes-
regierung in diesem Zusammenhang nur eines 
sieht, nämlich die gesamte Besoldungsordnung. An 
dem Kernproblem, nämlich an der Heraushebung 
des Richterstandes, wie er uns nach Art. 98 des 
Grundgesetzes vorgeschrieben ist, sieht die Stel-
lungnahme der Bundesregierung völlig vorbei. Um 
dieses Kernproblem geht es im vorliegenden Fall, 
und deswegen unterstützen wir diesen Antrag. 

(Beifall bei der FU.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Gaul. 

Gaul (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der ersten Lesung des dritten Ände-
rungsgesetzes des Besoldungsrechts im November 
des vergangenen Jahres hat der Sprecher meiner 
Fraktion aus der großen Schar der Beamtenschaft 
zwei besondere Gruppen herausgehoben. Das 
waren die Erzieher und die Richter. Er hat damals 
gefordert, daß man wegen der Vorbildung dieser 
beiden Beamtengruppen, der besonderen Art ihrer 
Tätigkeit und der Verantwortung in diesen Ämtern 
die unzureichende Besoldung aufbessern solle. 
Wir stimmen daher diesem Entwurf des Bundesrats 
in der Tendenz zu. 

Wenn in der Erziehung, in der Schule sich die 
Folgen einer unzulänglichen Besoldung der Lehrer 
in einer schlechten Erziehung der Kinder zeigen, 
so ist diese Tatsache einem großen Teil der Öffent-
lichkeit bekannt. Vater und Mutter wissen, ob ihr 
Kind in einer überfüllten Klasse sitzt, und sie 
wissen, daß, wenn der Lehrer krank ist, keine 
oder nur eine unzureichende Vertretung gestellt 
werden kann. Die Folge ist, daß die Erziehung 
unter diesen Verhältnissen leidet, und dann küm-

mern sich viel mehr Menschen in der Allgemein

-

heit um diese Dinge. 

Bei den Richtern ist das aber nicht so. Unsere 
Richter — das kann man zu ihrem Ruhm doch 
sagen — haben in der Vertretung ihrer eigenen 
Belange — auch der finanziellen Belange — in 
Anbetracht der Bedeutung ihres Amtes in der 
Öffentlichkeit stets eine betonte Zurückhaltung ge-
zeigt. Ich habe kürzlich in einem Bericht über 
eine im Oktober 1952 in Bonn abgehaltene Tagung 
erschütternde Beispiele gelesen, so z. B., daß in 
einem Bezirk Nordrhein-Westfalens, der 603 
Richter umfaßt, innerhalb von 6 Monaten 108 
Beamte erkrankten, für die kaum Vertreter ge-
stellt werden konnten. In Köln sind für 33 infolge 
ihrer Überbelastung erkrankte Richter ganze 2 
Vertretungen zugebilligt worden. Ich habe weiter 
in den Berichten über die Bonner Versammlung 
gelesen, daß beim Amtsgericht in Hannover im 
August des vergangenen Jahres über 2200 Schöffen-
gerichtssachen nicht erledigt werden konnten, weil 
die Leute fehlten. 

(Hört! Hört!) 

Ich wiederhole deshalb, daß für die Richter etwas 
getan werden muß. Ich bin allerdings mit der 
Konsequenz, die der Bundesratsentwurf zieht, nicht 
ganz einverstanden. Es scheint mir, verehrter Herr 
Minister Amelunxen, nur ein Teil einer Teilauf-
besserung zu sein, denn wenn hier davon geredet 
wird, daß der qualifizierte Nachwuchs fehlt, dann 
müßte man doch — vielleicht geschieht das in 
unserem Beamtenrechtsausschuß — einmal prüfen, 
ob man nicht ähnlich wie bei den Lehrern auch für 
die jungen Leute, für die Bewerber und für die 
Anfänger etwas mehr tun muß. 

Meine Damen und Herren., in dem Bericht aus 
Bonn habe ich gelesen — ich glaube, es war unser 
hochverehrter Herr Bundesjustizminister, der den 
Satz gesprochen hat —: Die Richter sind die 
schlechtest-bezahlten Verteidiger der Demokratie. 
Ich möchte, daß diesem Satz die Berechtigung ge-
nommen wird. Meine Kollegen werden in den Aus-
schüssen mitarbeiten. Wir wollen dafür sorgen, daß 
den Richtern ihre besondere Arbeit und ihre hohe 
Verantwortung, die ihnen ab 1. April noch in einem 
erheblichen Umfange zugewachsen ist, weil die Lücke 
in der Gesetzgebung hinsichtlich der Artikel 3 
und 117 entstanden ist, dadurch etwas leichter ge-
macht wird, daß ihnen ein Teil der wirtschaftlichen 
Sorgen abgenommen wird. Ich bin der Überzeu-
gung, daß der Beamtenrechtsausschuß in wohl-
wollender und ernster Weise den Entwurf sehr bald 
erledigen wird. 

(Beifall rechts.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Gun-
delach. 

Gundelach (KPD): Meine Damen und Herren! 
Bei Kenntnisnahme des vorliegenden Gesetzent-
wurfs betreffend Gewährung einer ruhegehalts-
fähigen Zulage von 1200 DM jährlich an Richter 
und Staatsanwälte kam mir plötzlich die Gehalts-
erhöhung in Erinnerung, die von einzelnen Län-
dern in der letzten Zeit für die Herren Minister 
dieser Länder vorgenommen worden ist, eine Er-
höhung von 5- bis 8000 DM für die hohen Herren, 
die bereits schon Gehälter von 18- bis 24 000 DM 
haben. Weshalb führe ich das an? Offenbar ist diese 
Tatsache mit ein Grund dafür gewesen, daß aus

-

gerechnet der Bundesrat nun für Richter und 
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(Gundelach) 
Staatsanwälte eine Erhöhung ihrer Bezüge von 
1200 DM jährlich fordert. Interessant ist, daß auch 
die Begründung, 

(Zuruf rechts: Er merkt alles!) 

die für diese Ausnahmeregelung gegeben wird, fast 
derjenigen gleichlautend ist, die für die Notwen-
digkeit der Erhöhung der Ministergehälter in den 
betreffenden Ländern angeführt wurde. -  Es wird 
von der Gefahr der Abwanderung in die Privat-
wirtschaft und von der Verantwortung gesprochen, 
als wenn nur Richter und Staatsanwälte eine Ver-
antwortung hätten und die übrige Beamtenschaft 
nicht! Wir haben bei den verschiedensten Beamten-
debatten hier immer wieder davon gesprochen, mit 
welch hoher Verantwortung die Beamten belastet 
sind, und dann festgestellt, daß sie ein Anrecht auf 
anständige Bezahlung haben. Selbstverständlich 
sind auch wir der Meinung, daß die, die als Richter 
und Staatsanwälte im Dienste stehen, anständig 
bezahlt werden müssen. Aber wir sind nicht der 
Meinung, daß es auf diesem Wege geschehen soll. 
Wenn schon eine Sonderregelung außerhalb der 
grundlegenden Beamtenbesoldungsänderung vor-
genommen werden soll, dann sind wir der Mei-
nung, daß insbesondere der große Kreis der 
unteren und mittleren Beamtenschaft durch eine 
Sonderregelung zu einem Existenzminimum kom-
men muß. Denn es ist doch eine nicht bestreitbare 
Tatsache, daß ein ganz großer Teil besonders der 
unteren Beamtenschaft heute nicht einmal das 
amtlich festgesetzte Existenzminimum hat. Wir 
Kommunisten haben immer wieder von dieser 
Stelle aus erklärt, daß mit der Flickarbeit an dem 
Besoldungsgesetz vom Jahre 1927 Schluß gemacht 
und schleunigst eine grundlegende Neuregelung 
der Besoldung für alle im öffentlichen Dienste 
tätigen Personen erfolgen muß, eine Neuregelung, 
die die Existenz aller im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten auch sicherstellt. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Farke. 

Farke (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Fraktion der Deutschen Partei ist sich 
der Bedeutung des Richterstandes in einem Rechts-
staat bewußt. Demgemäß wünscht sie besonders 
für die Richter und Staatsanwälte eine Höherwer-
tung im Besoldungsrecht. Sie ist also bereit, zu-
zustimmen, daß der Gesetzentwurf dem Beamten

-

rechtsausschuß überwiesen wird, und wird dort ge-
wissenhaft prüfen, wie weit und in welcher Form 
der Entwurf durchgeführt werden kann. 

Präsident Dr. Ehlers:  Als letzter Herr Abgeord-
neter Dr. Etzel. 

Dr. Etzel (Bamberg) (Fraktionslos): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Bundesrat 
hat in der Begründung des von ihm beschlossenen 
Initiativentwurfs vornehmlich vier Gründe: die 
besondere Bedeutung und Aufgabe der Richter 
und Staatsanwälte im demokratischen Rechtsstaat, 
die Verminderung der Möglichkeit ihrer Teilnahme 
am gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Leben, die zunehmende Verschuldung und 
die Schwierigkeiten bei der Gewinnung hochquali-
fizierter Nachwuchskräfte — geltend gemacht und 
außerdem vergleichend auf ausländische Regelun-
gen hingewiesen. 

Die Bundesregierung läßt in ihrer ablehnenden 
Stellungnahme ein näheres Eingehen auf die Be

-

gründung des Bundesrates vermissen; sie ver

-

zichtet bedauerlicherweise auch auf jene bedeu-
tende rechtspolitische Gesamtschau, die in dem von 
dem seinerzeitigen Frankfurter Oberbürgermeister 
Adickes geprägten hohen Begriff des „Königlichen 
Richtertums" ihren sinngemäßen Ausdruck ge- 
f unden hat. 

Die Einwendungen der Bundesregierung sind 
schon deshalb wenig überzeugend, weil sie selbst 
in dem Entwurf eines Dritten Besoldungsände-
rungsgesetzes zur Verbesserung der Lehrerbesol-
dung eine Sonderregelung in Form der Gewährung 
von ruhegehaltsfähigen unwiderruflichen Stellen-
zulagen in Höhe von 500 bis 800 DM für ein 
Sechstel der Volksschullehrer bei Bewährung nach 
Erreichen des Endgrundgehalts vorgesehen hatte. 
Der Bundestag hat sich dann allerdings diese Lö-
sung nicht zu eigen gemacht, sondern bei der Ver-
abschiedung in der Plenarsitzung am 24. März die 
Länder ermächtigt, in Abweichung von den Sperr-
vorschriften des Ersten Besoldungsänderungs-
gesetzes bestimmte Vorschriften zur Verbesserung 
der Lehrerbesoldung zu erlassen. 

Es ist zuzugeben, daß sich die Voraussetzungen 
und Bedingungen für den vom Bundesrat einge-
brachten Initiativentwurf infolge der allgemeinen 
weiteren 20%igen Aufbesserung der Grundgehälter 
der Beamten geändert haben, aber eben nur die 
Voraussetzungen und Bedingungen für die Art und 
Weise, wie der Gesetzentwurf weiter behandelt 
und verabschiedet wird, nicht hinsichtlich der all-
gemein anerkannten Vordringlichkeit der beson-
deren Besoldungsregelung für Richter und Staats-
anwälte. Ich bin der Meinung, daß die Lösung, so-
weit die Hauptmasse der Richter und Staats-
anwälte, nämlich die der Länder, in Frage kommt, 
zweckmäßig auf dem Wege der Aufhebung der 
Sperrklausel für eine neue  Besoldungsregelung 
durch die Länder erfolgen sollte. Die Länder wer-
den dann wohl die einheitlichen Grundlagen ver-
einbaren können, auf denen diese Regelung vor-
genommen wird, und es dürfte unschwer möglich 
sein, daß der Bund auch für seine Richter und 
Staatsanwälte eine entsprechende und übereinstim-
mende Regelung trifft. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich schließe die allgemeine 
Besprechung in der ersten Beratung. Es ist bean-
tragt worden, diesen Gesetzentwurf dem Ausschuß 
für Beamtenrecht zu überweisen. Ich - unterstelle, 
daß das Haus damit einverstanden ist. 

Ich rufe auf Punkt 9: 
Beratung des Antrags des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 13. März 1953 
betreffend Rechnung des Bundesrechnungs-
hofes für das Rechnungsjahr 1950 (Einzel-
plan XX) (Nr. 4214 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Rechnung 
des Bundesrechnungshofes für das Rechnungsjahr 
1950 ohne Aussprache dem Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Das Haus ist damit einverstanden. 

Zu Punkt 10: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Land-
wirtschaftliche Rentenbank (Nr. 4202 der 
Drucksachen), 

verweist die Regierung auf die schriftliche Begrün

-

dung. Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, auf eine 
Aussprache zu verzichten. Ich schlage Ihnen vor, 
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diesen Gesetzentwurf dem Ausschuß für Ernäh

-

rung, Landwirtschaft und Forsten zu überweisen 
(Zuruf links: Und an den Ausschuß für Geld 

und Kredit!) 

— und dem Ausschuß für Geld und Kredit, feder-
führend der Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. Das Haus ist damit einver-
standen. 

Ich rufe auf Punkt 11: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zur Zeugenvernehmung der Abgeordneten 
Dr. Oesterle und Aumer gemäß Schreiben 
des Landgerichts Würzburg — Strafkammer 
— vom 9. März 1953 (Az. KLs 2/53) (Nr. 4256 
der Drucksachen). 

Berichterstatter Herr Abgeordneter Ritzel. Bitte 
Herr Abgeordneter. 

Ritzel (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Strafkammer des 
Landgerichts Würzburg hat beantragt, daß der Bun-
destag die Genehmigung zur Zeugenvernehmung 
der Herren Abgeordneten Dr. Oesterle und Aumer 
in einem Strafprozeß erteilen möge. Diese Ver-
nehmung soll am 4. Mai erfolgen. 

Der Ausschuß beantragt einstimmig, der Bundes-
tag wolle die Genehmigung zu dieser Vernehmung 

gewähren. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herren Be-
richterstatter. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
des Ausschusses Drucksache Nr. 4256 zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; ist angenommen. 

Zu einer persönlichen Erklärung wünscht Herr 
Abgeordneter Neumann das Wort. 

Neumann (SPD): Meine Damen und Herren! Bei 
der Beratung des sozialdemokratischen Antrags 
wegen der Verurteilung des Berliner Journalisten 
Herbert Kluge habe ich unter anderm folgendes 
ausgeführt: 

Ich möchte — Herr Kollege Fisch — zu dem 
Angebot von Frau Strohbach, die Bundestags-
kommission möchte doch in die DDR reisen, 
an folgendes erinnern. Das Berliner Abgeord-
netenhaus hat am 17. Oktober 1951 den An-
trag einstimmig angenommen, den Berliner 
Abgeordneten Werner Rüdiger aus Anlaß sei-
nes 50. Geburtstages in Waldheim besuchen zu 

dürfen. Bisher ist — seit eineinhalb Jahren 
— immer nur die eine Antwort da, nämlich 
die, die Sie im „Neuen Deutschland" vom 20. 
Oktober 1951 nachlesen können: 

Die Zuchthauszellen für Präsident Dr. Suhr 
und die Abordnung des Abgeordnetenhauses 
sind reserviert. Sie mögen nur kommen! 

Das Protokoll verzeichnet an dieser Stelle den Zu-
ruf der Abgeordneten Frau Strohbach: „Das ist 
nicht wahr!" 

Ich habe sofort die Frau Abgeordnete Str oh-
bach  gebeten, sich aus dem Archiv das „Neue 
Deutschland" zu besorgen. Ich habe es hier vor 
mir liegen. Ich muß sagen, die Frau Abgeordnete 
Strohbach hat Glück gehabt. Ich habe in einem ge-
irrt: nicht am 20., sondern am 21. Oktober, in der 
Nr. 245, ist unter der Überschrift „Suhr will nach 
Waldheim" folgendes nachzulesen: 

Der Stadtverordnetenvorsteher des westber-
Spalterparlaments, Dr. Suhr, hat bei dem Di-
rektor des Zuchthauses Waldheim eine Be-
suchserlaubnis für den kommenden Sonntag 
beantragt. 

Selbst bei den Kriegshetzern im Schöneberger 
Rathaus sollte es bekannt sein, daß derartige 
Genehmigungen nur der Minister des Innern 
der Deutschen Demokratischen Republik erteilt. 

— Das — in Klammern — ist allerdings für mich 
etwas neu. Nur in einem Zuchthausstaat wird wahr-
scheinlich der Minister des Innern sich mit derarti-
gen Dingen zu befassen haben. — Klammer zu! — 

Wir wollen der Entscheidung des Ministers in 
dieser Frage auch keinesfalls vorgreifen, be-
fürworten allerdings sehr, daß dem Herrn 
Suhr ein Platz im Zuchthaus Waldheim ein-
geräumt wird — und zwar für ständig. 

Bei der Wahrheitsliebe der Abgeordneten Frau 
Strohbach ist sicher umgehend eine Korrektur 
ihres Zwischenrufs zu erwarten. 

(Abg. Renner: Nein! Da irren Sie sich mal 
wieder!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich schlage Ihnen vor, daß wir die Debatte über 
das Irren heute abend nicht noch anfangen. 

Wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung. 
Ich berufe die 261. Sitzung des Deutschen Bundes-
tags auf Dienstag, den 28. April 1953, 13 Uhr 30, 
und schließe die 260. Sitzung des Deutschen Bun-
destags. 

(Schluß der Sitzung: 21 Uhr 23 Minuten.) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht der 260. Sitzung 

Schriftliche Begründung 
(zu Umdruck Nr. 851) 

des Abgeordneten Meyer (Hagen) 

zum Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 

über die 

Anrechnung von Renten in der Arbeitslosenfürsorge 
(Umdruck Nr. 851, Nrn. 4166, 3837, 3845 der Drucksachen) 

Die SPD-Fraktion stellt aus grundsätzlichen Er-
wägungen zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Anrechnung von Renten in der Arbeitslosenfür-
sorge den Antrag, dem Gesetz in § 1 einen Abs. 2 
folgenden Wortlautes anzufügen: 

Gesetzliche Unfallrenten sind bis zur Höhe 
des Betrages, der in der Kriegsopferversor-
gung bei gleicher Minderung der Erwerbs-
fähigkeit als Grundrente gewährt werden 
würde, nicht auf die Arbeitslosenfürsorge-
unterstützung anzurechnen. Der Rest der Un-
fallrente ist unter Berücksichtigung der gel-
tenden Freibeträge als Einkommen des Ar-
beitslosen anzurechnen. 

Wir stellen mit dieser Forderung, durch die wir 
u. a. auch die Freigrenze für Unfallrentenbezieher 
ansprechen, unseren Urantrag wieder her. Das 
System der Bildung von Freigrenzen zur Vermei-
dung von sozialen Härten beim Bezug von mehre-
ren Leistungen ist nicht neu; es sei auf Art. 8 des 
Gesetzes über Änderungen auf dem Gebiete der 
Reichsversorgung vom 3. Juli 1934 hingewiesen, 
wo in § 5 eine Erweiterung der Freigrenzen auf 
25 Mark zugunsten aller Berechtigten, deren Ren-
ten nach § 1274 RVO zum Ruhen gebracht wur-
den, erfolgte. 

Nach § 23 des Ausbaugesetzes vom 21. Dezem-
ber 1937 wurde die Freigrenze für Versorgungs-
empfänger sogar von 25 auf 50 Mark erhöht. Nach 
der Grundbetragstabelle in § 31 des Bundesver-
sorgungsgesetzes würde dieser Satz der Freigrenze 
bei Bezug von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
für Beschädigte von 70 bis 80 % entsprechen. Ich 
darf hervorheben, daß die Freigrenze von 25 Mark 
beim Zusammentreffen von Unfallrenten mit Ren-
ten aus der Sozialversicherung auch heute noch 
rechtsgültig ist für das Ruhen aller alten Ver-
sicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1932 fest-
gesetzt wurden. Die Bestimmung beruht auf § 1 
des Gesetzes zum weiteren Abbau der Notverord-
nungen in der Reichsversicherung vom 3. August 
1939. 

Ein analoger Fall lag auch nach § 112 AVAVG 
alter Fassung vor. Der anrechnungsfreie Betrag 
bei Beschädigtenrenten betrug danach 25 RM und 
bei Renten der Sozialversicherung, wozu auch die 

Unfallrente zählt, 15 RM. Nach den heute noch 
geltenden Bestimmungen beträgt die Freigrenze 
beim Bezug von Alfu wöchentlich 6 DM. Dieser 
Betrag bleibt anrechnungsfrei. 

Der SPD-Antrag verfolgt den Zweck, für die 
Bezieher von Alfu, die daneben eine Unfallrente 
erhalten, eine Freigrenze zu schaffen, die nunmehr 
auf die Sätze der Grundrente nach § 31 BVG ein-
heitlich festgelegt werden soll. Diese Freigrenze 
ist für alle Bezieher von Unfallrenten nicht ein 
gleich hoher Betrag, sondern verändert sich ent-
sprechend den Prozentsätzen der Erwerbsminde

-

rung in der Unfallversicherung, deckt sich aber mit 
den Grundrenten nach § 31 BVG. 

An dieser Stelle der Betrachtung sei heraus-
gestellt, daß uns jeder Gedanke fernliegt, die Un-
fallgeschädigten gegen die Kriegsgeschädigten aus-
zuspielen. Solchen Argumenten werden wir aus 
einer Reihe von Gründen niemals stattgeben, ob-
wohl der Unfallgeschädigte sehr stark in vielen 
Fällen benachteiligt ist und von unserer Seite des 
öfteren als „Stiefkind der Gesetzgebung" bezeich-
net wurde. 

Für den SPD-Antrag sind folgende Gründe ent-
scheidend: 

1. Die Höhe der Arbeitsiosenfürsorgeunterstüt-
zung richtet sich nach dem Gesetz vom 29. 
März 1951 nach dem Arbeitsentgelt. 

2. Der in seiner Arbeitskraft herabgeminderte 
Unfallrentner wird daher in der Regel mit ge-
ringer entlohnten Arbeiten beschäftigt. Bei 
Arbeitslosigkeit ist daher seine Unterstützung 
niedriger als bei gesunden, in ihrer Arbeits-
kraft nicht beschränkten Arbeitern. Durch die 
Anrechnung der Alfu ist der unfallgeschädigte 
Arbeiter doppelt geschädigt. 

3. Der in seiner Arbeitskraft beschränkte Unfall-
geschädigte findet auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt heute schlechter eine Beschäf-
tigung als der Gesunde. Er unterliegt auch 
häufiger der Arbeitslosigkeit. Die Anrechnung 
seiner Unfallrente auf die Alfu ist auch aus 
diesem Grunde sozial ungerecht, und der Ein-
wand, der Schwerbeschädigte hätte Kündi- 
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gungsschutz, ist nicht stichhaltig, da wir in 
der Praxis das Gegenteil feststellen. 

4. Der Prozentsatz der Schwerbeschädigten ist 
bei allen Arbeitsämtern bedeutend höher als 
der der gesunden Beschäftigten. 

Diese und andere Gründe sind an keiner Stelle 
so überzeugend zusammengestellt wie in der be-
kannten Entscheidung des Oberversicherungsamts 
Schleswig vom 24. September 1951, die besagt, daß 
die Grundrente beim Bezug von Alfu anrechnungs-
frei ist. Dies wird j a nun durch das neue Gesetz 
für das Bundesgebiet einheitlich geregelt. Die Un-
fallrente wird als Ausgleich für den erlittenen 
Arbeitsunfall gewährt, da in den meisten Fällen 
ein erhöhter Aufwand eingetreten ist. Die frühere 
Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts in 
Arbeitslosensachen forderte, daß nur die tatsäch-
lich nachgewiesenen Mehraufwendungen anrech-
nungsfrei bleiben. Hinter diesen Rechtsstandpunkt 
will doch wohl niemand zurück, und man muß dar-
über hinaus erkennen, daß ein Beharren auf einem 
solchen Rechtsstandpunkt unüberwindliche Hin-
dernisse in bezug auf einen Einzelnachweis schafft. 
Es müßten dann bei jedem einzelnen unfallgeschä-
digten Arbeitslosen die jeweils verschiedene Kör-
perverletzung und deren vielfältige Auswirkung  

ermittelt werden. Wird die Freigrenze in der vor

-

geschlagenen Form festgelegt, erreicht sie praktisch 
die Höhe der Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz. Daß diese Forderung sozial gerecht 
ist, beweist auch die Stellungnahme des Präsi-
denten des Soforthilfeamts, der angeordnet hat, 
daß die Grundrente anrechnungsfrei ist. 

Durch die Annahme des Antrags Umdruck Nr. 851 
würde das Haus, das des öfteren den Unfall-
rentner benachteiligt hat, diesem zu seinem Recht 
verhelfen. Der Unfallrentner ist durch seinen Ar-
beitsunfall, den er sich ja nicht willkürlich, son-
dern meist im Interesse der Allgemeinheit zuge-
zogen hat, meist ohne seine Schuld einer längeren 
Arbeitslosigkeit unterworfen. Aus diesem Grunde 
ist ihm eine kleine Verbesserung seiner wirtschaft-
lichen Lage, die Verbesserung seines Konsums, den 
man ja allgemein heben will, zu gönnen. Da durch 
eine Annahme auch den Kindern der Betroffenen 
geholfen wird, die nichts dafür können, daß ihr 
Vater einen Unfall erlitten hat, ersuchen wir um 
die Zustimmung des ganzen Hauses. 

Hagen i. W., den 31. März 1953 

Meyer (Hagen) 
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Namentliche Abstimmung 
über den Entwurf eines Gesetzes über die 

Umstellung von knappschaftlichen Renten auf das nach dem 31. Dezember 1942 
geltende Recht der knappschaftlichen Rentenversicherung 

(Nrn. 3961, 4164 der Drucksachen) - (Schlußabstimmung) 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 

Dr. Adenauer 	 — Dr. Henle 	 beurlaubt 
Albers 	  entschuld. Hilbert 	  Nein 
Arndgen 	  Nein Höfler 	  entschuld. 
Dr. Bartram (Schleswig- Hohl 	  Nein 

Holstein) 	 — Hoogen 	  Ja 
Bauereisen 	 Nein Hoppe 	  — 
Bauknecht 	 Nein Dr. Horlacher 	 enthalten 
Dr. Baur (Württemberg) 	. Nein Horn 	  Nein 
Bausch 	  Nein Huth 	  Nein 
Becker (Pirmasens)... 	. Nein Dr. Jaeger (Bayern) . 	 Nein 
Blank (Dortmund).. 	. . — Junglas 	  Nein 
Frau Brauksiepe 	 Nein Kahn 	  Nein 
Dr. von Brentano 	 entschuld. Kaiser 	  Ja 
Brese 	  Nein Karpf 	  entschuld. 
Frau Dr. Brökelschen .. 	. enthalten Dr. Kather 	 enthalten 
Dr. Brönner 	 Nein Kemmer 	  — 
Brookmann 	 Nein Kemper 	  — 
Dr.  Bucerius 	 Nein Kern 	  Nein 
Frau Dietz 	 Nein Kiesinger 	  Nein 
Donhauser 	 Nein Dr. Kleindinst 	 Nein 
Dr. Dresbach 	 Nein Dr. Köhler 	 Nein 
Eckstein 	  Nein Dr. Kopf 	  entschuld. 
Dr. Edert 	 entschuld. Kühling 	  Nein 
Dr. Ehlers 	 Nein Kuntscher 	 enthalten 
Ehren 	  Nein Kunze 	  Nein 
Eplée 	  enthalten Dr. Laforet 	 Nein 
Dr. Erhard 	 — Dr. Dr. h. c. Lehr 	 — 
Etzenbach 	 Ja Leibfried 	 Nein 
Even 	  Ja Lenz 	  Ja 
Feldmann 	 krank Leonhard 	  Nein 
Dr. Fink 	  entschuld. Lücke 	  Nein 
Dr. Frey 	  entschuld. Majonica 	  Nein 
Fuchs 	  Nein Massoth 	  Nein 
Dr. Freiherr von Fürsten- Mayer (Rheinland-Pfalz) 	. Nein 

berg 	  Nein Mehs 	  Nein 
Fürst Fugger von Glött . . enthalten Mensing 	  krank 
Funk 	  enthalten Morgenthaler 	 Nein 
Gengler 	  Nein Muckermann 	 Ja 
Gerns . 	  Nein Mühlenberg 	 Nein 
Dr. Gerstenmaier 	 Nein Dr. Dr. Müller (Bonn).. 	. Nein 
Gibbert 	  Nein Müller-Hermann 	 Ja 
Giencke 	  Nein Naegel 	  entschuld. 
Dr. Glasmeyer 	 Nein Neber 	  Nein 
Glüsing 	  Nein Nellen 	  Ja 
Gockeln 	  entschuld. Neuburger 	 — 
Dr.  Götz 	  entschuld. Nickl 	  Nein 
Frau Dr. Gröwel 	 entschuld. Frau Niggemeyer 	. . . . Nein 
Günther 	  entschuld. Dr. Niklas 	 — 
Hagge 	  Nein Dr. Oesterle 	 Nein 
Dr. Handschumacher . . . entschuld. Oetzel 	  entschuld. 
Frau Heiler 	 Nein Dr. Orth 	  Nein 
Heix 	  Ja Pelster 	  entschuld. 
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Name Abstimmung Name  Abstimmung 

Pfender 	 Nein Brünen 	  Ja 
Dr. Pferdmenges ... 	. Nein Cramer 	  Ja 
Frau Dr. Probst ... 	. enthalten Dannebom 	 Ja 
Dr. Pünder 	 Diel 	  Ja 
Raestrup 	 Nein Frau Döhring .... 	 Ja 
Rahn....... 	. Nein Eichler 	  Ja 
Frau Dr. Rehling .. 	. Nein Ekstrand 	 Ja 
Frau Rösch 	 Nein Erler 	........ Ja 
Rümmele 	 Ja Faller 	- Ja 
Sabel 	  Nein Franke 	  Ja 
Schäffer 	  — Freidhof..... 	. Ja 
Scharnberg 	 Nein Freitag...... 	. Ja 
Dr. Schatz 	 enthalten Geritzmann.... 	. Ja 
Schill Nein Gleisner Ja 
Schmitt (Mainz) 	 Nein Görlinger..... 	. Ja 
Schmitz 	  enthalten Graf....... 	. Ja 
Schmücker... 	 Nein Dr. Greve..... 	. Ja 
Dr. Schröder (Düsseldorf) beurlaubt Dr. Gülich..... 	. Ja 
Schüttler 	 Nein Happe...... 	. Ja 
Schütz 	  entschuld. Heiland...... 	. Ja 
Schuler 	  Nein Hennig...... 	. Ja Schulze-Pellengahr .. 	. Ja Henßler...... 	. krank Dr. Semler 	 — Herrmann 	 Ja Dr. Serres 	 entschuld. Hoecker 	  Ja Siebel 	  Nein Höhne 	  — Dr. Solleder 	 Nein Frau Dr. Hubert ... 	. Ja Spies 	  Nein Imig....... 	. Ja Graf von Spreti ... 	 entschuld. Jacobi 	  Ja Stauch 	  enthalten Jacobs 	  Ja Frau Dr. Steinbiß .. 	 Nein Jahn 
Storch 	  
Strauß 	  

— 
Nein 

Kalbfell. . 	. entschuld. 
Struve...... 	. Nein 

Kalbitzer.... 	. 
Frau Keilhack.. 	. 

Ja 
Ja Stücklen.. 	 Nein Keuning 	 Ja Dr. Vogel 	 Nein Kinat....... 	. Ja Wacker 	  Ja Frau Kipp-Kaule.. 	. Ja Wackerzapp 	 enthalten Dr. Koch 	  entschuld. Dr. Wahl 	 Nein Frau Korspeter ... 	. Ja Frau Dr. Weber (Essen) 	. Nein Frau Krahnstöver      Ja Dr. Weber (Koblenz) 	. 	. Nein Dr. Kreyssig 	 Ja Dr. Weiß 	 

Winkelheide 	 
Nein 

Ja 
Kriedemann.... 	. beurlaubt 

Wittmann 	 enthalten Kurlbaum Ja 
Dr. Wuermeling Lange 	  

Lausen 	  
Ja 

entschuld. 
SPD Frau Lockmann.. 	 Ja 

Ludwig 	  Ja 
Frau Albertz 	 Ja Dr. Luetkens .... 	. Ja 
Frau Albrecht 	 Ja Maier (Freiburg) 	 Ja 
Altmaier 	 Ja Marx 	  Ja 
Frau Ansorge 	 Ja Matzner 	  Ja 
Dr. Arndt 	 Ja Meitmann 	 Ja 
Arnholz 	  Ja Mellies 	  Ja 
Dr. Baade 	 entschuld. Dr. Menzel 	 Ja 
Dr. Bärsch 	 Ja Merten 	  Ja 
Baur (Augsburg) 	 Ja Mertins 	 Ja 
Bazille 	  Ja Meyer (Hagen) 	 beurlaubt 
Behrisch.... 	 Ja Meyer (Bremen) 	 Ja 
Bergmann 	 Ja Frau Meyer-Laule .. 	. Ja 
Dr. Bergstraeßer .. 	 entschuld. Mißmahl 	 Ja 
Berlin 	  Ja Dr. Mommer 	 entschuld. 
Bettgenhäuser... 	. Ja Moosdorf 	 — 
Bielig 	  Ja Dr. Mücke 	 Ja 
Birkelbach 	 Ja Müller (Hessen)... 	. entschuld. 
Blachstein 	 Ja Müller (Worms)... 	. Ja 
Dr. Bleiß 	 Ja Frau Nadig 	 Ja 
Böhm 	  Ja Dr. Nölting 	 Ja 
Dr. Brill 	  Ja Nowack (Harburg).. 	. Ja 
Bromme 	  entschuld. Odenthal 	  Ja 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Ohlig 	  Ja Kühn 	  Nein 
Ollenhauer 	  Ja Dr. Leuze 	 Nein 

Paul (Württemberg) . . . . Ja Dr. Luchtenberg 	 Nein 
Peters 	  Ja Margulies 	 Nein 
Pohle 	  Ja Mauk 	  entschuld. 
Dr. Preller 	 Ja Dr. Mende 	 entschuld. 
Priebe 	  Ja Dr. Miessner 	 krank 
Reitzner 	  Ja Neumayer 	 — 
Richter (Frankfurt)... 	. Ja Dr. Dr. Nöll von der Nahmer Nein 
Ritzel 	  Ja Onnen 	  Nein 
Ruhnke 	  Ja Dr. Pfleiderer 	 beurlaubt 
Runge 	  Ja Dr. Preiß 	 Nein 
Sander 	  Ja  Dr. Preusker 	 Nein 
Sassnick 	  Ja  Rademacher 	 krank 
Frau Schanzenbach 	. . . . Ja  Rath 	  Nein 
Dr. Schmid (Tübingen) . . . Ja  Revenstorff 	 Nein 
Dr. Schmidt (Niedersachsen) Ja  Dr. Schäfer 	 Ja 
Dr. Schöne 	 Ja  Dr. Schneider 	 entschuld. 
Schoettle 	  Ja  Stahl 	  — 
Segitz 	  Ja  Stegner 	  Nein 
Seuffert 	  Ja  Dr. Trischler 	 Nein 
Stech 	  Ja  d e Vries 	 Nein 
Steinhörster 	 Ja  Dr. Wellhausen 	 Nein 
Stierle 	  Ja  Wit the 	  Nein 
Striebeck 	  entschuld. 
Frau Strobel 	 Ja DP 
Temmen 	  Ja 
Tenhagen 	 Ja Ahrens   . • Nein 
Troppenz 	 Ja Eickhoff 	  — 
Dr. Veit 	  entschuld. Ewers 	  beurlaubt 
Wagner 	  Ja Farke 	  Nein 
Wehner 	  Ja Dr. Fricke 	 entschuld. 
Wehr 	  Ja  Hellwege 	 — 
Weinhold 	 Ja  Jaffe 	  Nein 
Welke 	  Ja  Frau Kalinke 	 Nein 
Weltner 	  entschuld. Kuhlemann 	 — 
Dr. Wenzel 	 Ja Dr. Leuchtgens 	 Nein 
Winter 	  Ja Löfflad 	  Nein 
Wönner 	  entschuld. Matthes 	  Nein 
Zühlke 	  Ja Dr. von Merkatz 	 beurlaubt 

Dr. Mühlenfeld 	 Nein 
Schuster 	  — 

FDP Dr. Seebohm 	 — 
Tobaben 	  — 

Dr. Atzenroth 	 Nein Walter 	  — 
Dr. Becker (Hersfeld) .. 	. — Wittenburg 	 — 
Dr. Blank (Oberhausen) . . Nein Dr. Zawadil 	 
Blücher 	  — 
Dannemann 	 Nein FU Dr. Dehler 	 Nein 
Dirscherl 	  -- Freiherr von Aretin . . 	. . Ja 
Eberhard 	 Nein Dr. Bertram (Soest) ... 	. Ja 
Euler 	  Nein Dr. Besold 	 entschuld. 
Fassbender 	 Nein Clausen 	  Ja 
Dr. Friedrich 	 Nein Dr. Decker 	....... 	. Ja 
Frühwald 	 krank Determann 	 entschuld. 
Funcke 	  entschuld. Eichner 	  Ja 
Gaul 	  Nein Hoffmann (Lindlar).. 	. Ja 
Dr. von Golitschek... 	. Nein Lampl 	  Ja 
Grundmann 	 Ja Maerkl. 	 Ja 
Dr. Hammer 	 Nein Mayerhofer 	 Ja 
Dr. Hasemann 	 — Dr. Meitinger 	 Ja 
Dr. Hoffmann (Lübeck) . . Nein Pannenbecker 	 Ja 
Dr. Hoffmann (Schönau) 	. Nein Parzinger 	 Ja 
Frau Hütter 	 Nein Dr. Reismann 	 Ja 
Frau Dr. Ilk 	 Nein Ribbeheger 	 Ja 
Jaeger (Essen) 	 entschuld. Volkholz 	  Ja 
Juncker 	  Nein Wartner 	  Ja 
Dr. Kneipp 	 Nein Willenberg 	 Ja 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

KPD Frau Bieganowski 	. . . enthalten 
Agatz 	  entschuld. Bodensteiner 	 entschuld. 
Fisch 	  Ja Dr. Etzel (Bamberg). 	. Ja 
Gundelach 	  Ja Freudenberg 	 entschuld. 
Harig 	  Ja Fröhlich Ja 
Kohl (Stuttgart) 	 Ja Frommhold ..... 	. — 
Müller (Frankfurt)... 	. Ja Goetzendorff.... 	. — 
Niebergall 	 Ja Hedler 	  Ja 
Niebes 	  Ja Frau Jaeger (Hannover) . enthalten 
Paul (Düsseldorf) 	 entschuld. Dr. Keller 	 Ja 
Reimann 	  entschuld. Langer...... 	. — 
Renner 	  Ja Loritz entschuld. 
Rische 	  entschuld. Müller (Hannover) .. 	. — 
Frau Strohbach 	 Ja Dr. Ott 	  entschuld. 
Frau Thiele 	 entschuld. Reindl 	  enthalten 

Schmidt (Bayern).. 	 Nein 
Fraktionslos von Thadden 	 — 

Frau Arnold 	 entschuld. Tichi 	  krank 
Aumer 	  krank Wallner 	  enthalten 
Bahlburg 	 — Frau Wessel 	 entschuld. 

Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen... 	 297 
Davon: 

Ja 	  157 
Nein 	  123 
Stimmenthaltung... 	. 17 

Zusammen wie oben... 	. 297 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 
Neumann 	 Ja 

Dr. Friedensburg ... 	. beurlaubt Dr. Schellenberg . 	. Ja 
Dr. Krone 	 Nein Frau Schroeder (Berlin) 	. entschuld. 
Lemmer 	  Ja  Schröter (Berlin)... 	. Ja 
Frau Dr. Maxsein... 	. — Frau Wolff 	 Ja 
Dr. Tillmanns 	 enthalten 

FDP 
SPD Dr. Henn 	 Nein 

Brandt 	  Ja Hübner 	  Nein 
Dr. Königswarter... 	. Ja Frau Dr. Mulert... 	. Nein 
Löbe 	  Ja Dr. Reif 	 entschuld. 
Neubauer 	 Ja Dr. Will 	 Nein 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen... 	. 15 
Davon: 
Ja... 	 9 
Nein...... 	. 5 
Stimmenthaltung... 	 1 

Zusammen wie oben 	 15 
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